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Hinweise
Der Kauf und Verkauf von Anteilen des Sondervermö-
gens RIV Zusatzversorgung erfolgt auf der Basis des 
zurzeit gültigen Verkaufsprospekts, des Basisinforma-
tionsblatts und der Allgemeinen Anlagebedingungen in 
Verbindung mit den Besonderen Anlagebedingungen in 
der jeweils geltenden Fassung. Die Allgemeinen Anlage-
bedingungen und die Besonderen Anlagebedingungen 
sind im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt in den 
Abschnitten F und G abgedruckt. 

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils 
an dem Sondervermögen RIV Zusatzversorgung Inter-
essierten zusammen mit dem letzten veröffentlichten 
Jahresbericht sowie dem gegebenenfalls nach dem 
Jahresbericht veröffentlichtem Halbjahresbericht auf 
Verlangen kostenlos zur Verfügung zu stellen. Daneben 
ist ihm das Basisinformationsblatt rechtzeitig vor 
Vertragsschluss kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Vom Verkaufsprospekt abweichende Auskünfte oder 
Erklärungen dürfen nicht abgegeben werden. Jeder Kauf 
und Verkauf von Anteilen auf der Basis von Auskünften 
oder Erklärungen, welche nicht in diesem Verkaufspro-
spekt enthalten sind, erfolgt ausschließlich auf Risiko 
des Käufers. Dieser Verkaufsprospekt wird ergänzt 
durch den jeweils letzten Jahresbericht und dem gege-
benenfalls nach dem Jahresbericht veröffentlichten 
Halbjahresbericht.

Bei Änderungen von Angaben mit wesentlicher Bedeu-
tung wird der Verkaufsprospekt aktualisiert.  

ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN FÜR US-PERSONEN

Die R.I. Vermögensbetreuung AG und/oder der RIV Zusatz-
versorgung sind und werden nicht gemäß dem United States 
Investment Company Act von 1940 in seiner gültigen Fassung 
registriert. Die Anteile des Sondervermögens sind und 
werden nicht gemäß dem United States Securities Act von 
1933 in seiner gültigen Fassung oder nach den Wertpapier-
gesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten von 
Amerika registriert. Anteile des RIV Zusatzversorgung dürfen 
weder in den Vereinigten Staaten noch einer US-Person 
oder auf deren Rechnung angeboten oder verkauft werden. 
Antragsteller müssen gegebenenfalls darlegen, dass sie 
keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag von 
US-Personen erwerben noch an US-Personen weiterver-
äußern. US-Personen sind Personen, die Staatsangehörige 
der USA sind oder dort ihren Wohnsitz haben und/oder dort 
steuerpflichtig sind. US-Personen können auch Personen- 
oder Kapitalgesellschaften sein, die gemäß den Gesetzen 
der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder 
einer US-Besitzung gegründet werden.  

WICHTIGE RECHTLICHE AUSWIRKUNGEN DER 
VERTRAGSBEZIEHUNG

Durch den Erwerb der Anteile wird der Anleger Miteigen-
tümer der vom Sondervermögen gehaltenen Vermö-
gensgegenstände nach Bruchteilen. Er kann über die 
Vermögensgegenstände nicht verfügen. Mit den Anteilen 
sind keine Stimmrechte verbunden.

Sämtliche Veröffentlichungen und Werbeschriften sind in 
deutscher Sprache abzufassen oder mit einer deutschen 
Übersetzung zu versehen. Die RIV wird ferner die gesamte 
Kommunikation mit ihren Anlegern in deutscher Sprache 
führen.

Das Rechtsverhältnis zwischen der R.I. Vermögensbe-
treuung AG und dem Anleger sowie die vorvertraglichen 
Beziehungen richten sich nach deutschem Recht. Der 
Sitz der R.I. Vermögensbetreuung AG ist Gerichtsstand 
für Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis, sofern der 
Anleger keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. 

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Verwaltung 
von Sondervermögen können Verbraucher die bei der BaFin 
eingerichteten Schlichtungsstelle anrufen. Das Recht, die 
Gerichte anzurufen, bleibt hiervon unberührt. Das Schlich-
tungsformular sowie weitere Informationen zum Schlich-
tungsverfahren sind auf der Homepage der BaFin unter  
www.bafin.de zu finden.

Der Schlichtungsantrag sowie die erforderlichen Unter-
lagen sind postalisch oder per Fax bzw. als Email-Anhang 
zu senden an: 

Schlichtungsstelle bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht
Referat ZR 3
Graurheindorfer Straße 108
D-53117 Bonn
Fon: 0228 / 4108-0
Fax: 0228 / 4108-62299
E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend Fernabsatz-
verträge über Finanzdienstleistungen können sich die 
Beteiligten auch an die Schlichtungsstelle der Deut-
schen Bundesbank, Postfach 11 12 32 in 60047 Frankfurt, 
Tel.: (069) 2388 - 1907, Fax: (069) 709090-9901, E-Mail:  
schlichtung@bundesbank.de, wenden. Das Recht, die 
Gerichte anzurufen, bleibt hiervon unberührt.
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A. Beschreibung des Fonds
1. Vorbemerkung

Deutschland hat ein großes Demographie-Problem: 
Immer mehr Rentner müssen von immer weniger 
aktiven Beitragszahlern finanziert werden. Schon jetzt 
muss der Staat die gesetzliche Rentenversicherung zu 
einem Drittel durch Steuergelder bezuschussen. Ohne 
eine zusätzliche private Vermögensbildung droht künftig 
weitverbreitete Altersarmut.

Daneben brauchen auch Stiftungen kaufkraftstabile 
Geldzuflüsse um ihren Stiftungszweck ohne Einschrän-
kungen finanzieren zu können.

Immer noch wird das Anlagekapital kapitalgedeckter 
Rentenverträge und von Stiftungen vorwiegend in 
verzinslichen Anlagen angelegt. Diese sind heutzutage 
aber für langfristige Kapitalanlagen nicht mehr geeignet:

•	Bei verzinslichen Anlagen sind die Renditen extrem 
gering oder das Bonitätsrisiko sehr hoch.

•	Die enorme Höhe der weltweiten Staatsverschuldung 
und deren ständige Zunahme wird höhere Zinsen kaum 
mehr zulassen.

•	Die dringend notwendige Entschuldung der Staats-
haushalte erfolgt für Staaten am einfachsten, indem 
die Inflationsraten langfristig höher als die Zinsen sind, 
mit der Folge einer negativen Realverzinsung. Andere 
Methoden zur Entschuldung, wie das Rückfahren von 
Staatsausgaben oder massive Steuererhöhungen, 
sind politisch schwer durchzusetzen und würden letzt-
endlich vermutlich am Widerstand der Bevölkerung 
scheitern.

•	Die Inflationsraten werden deshalb mit höchster Wahr-
scheinlichkeit langfristig höher bleiben als die Zinsen.

•	Diese negativen Realzinsen bedeuten eine Auszeh-
rung der Kaufkraft von verzinslichem Anlagekapital 
und eine Umverteilung des Vermögens der Sparer auf 
die Schuldner.

Aktien haben, seit es sie gibt, ihren Wert wesentlich besser 
erhalten als verzinsliche Anlagen. Allerdings können ihre 
Kurse und die Höhe der ausgeschütteten Gewinne stark 
schwanken. Dies macht die Aktienanlage schwierig, wenn 
es auf regelmäßige und kalkulierbare Erträge ankommt, 
wie sie für dauerhafte Finanzierungszwecke, wie z.B. eine 
ergänzende Altersrente, erforderlich sind.

Für beide Probleme soll unser neuer Fonds RIV Zusatz-
versorgung als aktiv verwalteter Aktienfonds eine güns-
tige Lösung bieten. 

2. Anlageziel, Anlagegrundsätze und 
Anlagepolitik

2.1. Anlageziele

Als primäres Ziel soll der RIV Zusatzversorgung seinen 
Anlegern, durch eine vom jeweiligen Anlageergebnis 
des Fonds unabhängige Ausschüttung, in guten und in 
schlechten Börsenjahren ein zusätzliches Einkommen 
zur Verfügung stellen. Diese Ausschüttung beträgt für 
das erste, am 31.03.2019 endende volle Geschäftsjahr 
2,50 EUR je Anteil. Bei Auflage beträgt der Ausgabepreis 
eines Fondsanteils 100 EUR.

In Rumpfgeschäftsjahren können die Ausschüttungen 
anteilig oder zusammengefasst mit dem folgenden 
Geschäftsjahr gezahlt werden. Da das erste Geschäfts-
jahr ein Rumpfgeschäftsjahr ist, wird die erste Ausschüt-
tung entsprechend anteilig gezahlt.

Als sekundäres Ziel soll diese Ausschüttung auch ihre 
Kaufkraft beibehalten. Dies geschieht dadurch, dass 
sie jedes Jahr um den Prozentsatz angehoben wird, um 
den der deutsche Verbrauchpreisindex (VPI) des Statisti-
schen Bundesamtes im jeweils vergangenen Kalender-
jahr gestiegen ist.

Als tertiäres, nachgeordnetes, Ziel soll trotz der jähr-
lichen Ausschüttungen, auch der Anteilspreis lang-
fristig (>10-Jahreszeitraum) dem Anstieg des deutschen 
Verbraucherpreisindex folgen und das im Fondsver-
mögen angelegte Kapital seine Kaufkraft erhalten.

Diese drei Ziele zu erreichen, stellt eine anspruchs-
volle Herausforderung dar. Zwar ist die Annahme, 
dass Aktien langfristig einen durchschnittlichen, nach 
Berücksichtigung der Inflation, realen Ertrag von 4 % 
abwerfen, nicht übermäßig optimistisch. Jedoch ist dies 
nur ein erwarteter Durchschnittswert, der in manchen 
Jahren nicht nur unterschritten wird, sondern auch 
Kursverluste einschließt. In solchen Jahren wird der 
Fonds die Ausschüttungen an seine Anleger teilweise 
oder auch ganz aus der Substanz entnehmen müssen. 
Dies kann im Extremfall auch zu einer Auszehrung 
des Fondsvermögens führen, die nicht mehr aufgeholt 
werden kann.

Mit folgenden Eigenschaften soll sich der Fonds von 
anderen Anlageformen positiv abheben: 

•	Von verzinslichen Anlagen durch seine an der Entwick-
lung der Lebenshaltungskosten gekoppelte Ausschüt-
tung und durch den langfristig inflationsstabilen Sach-
wertcharakter seines Aktienvermögens. 
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•	Von gewinnausschüttenden Fonds durch die 
ergebnisunabhängige Ausschüttung und deren 
Inflationsausgleich.

•	Von vermieteten Immobilien, durch seine schnelle 
Verfügbarkeit bei dringendem Kapitalbedarf, durch 
seine steigenden Ausschüttungen und durch seine 
Bequemlichkeit.

Da ein Blick in die Zukunft unmöglich ist, kann eine Zusi-
cherung, dass die Anlageziele erreicht werden, nicht 
gemacht werden. Insbesondere kann nicht gewähr-
leistet werden, dass der Anleger das in den Fonds 
investierte Vermögen vollständig zurückerhält (siehe 
auch Abschnitt 4 „Risikohinweise“).

2.2. Anlagegrundsätze und Anlagestrategie

•	Der RIV Zusatzversorgung ist ein aktiv verwalteter, 
global anlegender Aktienfonds.

•	Seine Laufzeit ist nicht befristet. 

•	Der Fonds legt nur in börsengängige Aktien, Obliga-
tionen und in Bankguthaben an.

•	Zum Schutz vor inflationärer Entwertung wird der 
Aktienanteil des Sondervermögens sehr hoch sein und 
muss mindestens 51 % des Fondsvermögens betragen. 

•	Der Investmentprozess des Fonds folgt einen ganz-
heitlichen Ansatz, der einen Top-down-Ansatz mit 
einem Bottom-up-Ansatz vereint. Die Einzeltitelselek-
tion erfolgt sorgfältig und auf Basis von Fundamental-
analysen. Aktien sollen Kursgewinne erwarten lassen 
und/oder attraktive Dividenden zahlen. 

•	Die Minderung der Volatilitätsrisiken erfolgt 
ausschließlich durch eine breite und internationale 
Streuung der Anlageinstrumente nach Branchen, 
Regionen und Währungen. Klumpenrisiken bezüglich 
eines Emittenten oder eines Wirtschaftszweigs oder 
eines Landes sollen vermieden werden. 

•	Auf Versuche die Gewinne durch kurzfristige Speku-
lationen (Market Timing) zu erhöhen oder Verluste 
durch Kurssicherungsgeschäfte zu verhindern wird 
verzichtet, weil diese, wegen der hohen Kosten und der 
häufigen Fehldispositionen, auf Dauer für die Fonds-
performance nachteilig sind.

Die RIV darf für den Fonds folgende Vermögensgegen-
stände erwerben:

•	Wertpapiere gemäß 					   
	 § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen

•	Geldmarktinstrumente gemäß 				  

	 § 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen

•	Bankguthaben gemäß 					   
	 § 7 der Allgemeinen Anlagebedingungen

•	Investmentanteile gemäß 					   
	 § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen

Folgende Anlagen und Geschäfte werden für das Anlage-
vermögen nicht getätigt:

•	Derivate gemäß 					   
	 § 9 der Allgemeinen Anlagebedingungen,

•	Swaps und Leerverkäufe

•	Sonstige Anlageinstrumente gemäß 			 
	 § 10 der Allgemeinen Anlagebedingungen,

•	Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäfte gemäß den 	
	 §§ 13 und 14 der Allgemeinen Anlagebedingungen

2.3. Anlagepolitik

Die nachstehend beschriebene Anlagepolitik ist die 
bei Drucklegung dieses Verkaufsprospekts geplante. 
Sie kann sich – in dem durch die Anlagebedingungen 
bestimmten Rahmen – allerdings jederzeit ändern.

Die RIV erwirbt und veräußert die zugelassenen 
Vermögensgegenstände nach Einschätzung der Wirt-
schafts- und Kapitalmarktlage sowie der weiteren 
Börsenaussichten.

Der Fonds ist ein global anlegender Aktienfonds. Klum-
penrisiken bezüglich eines Emittenten oder eines Wirt-
schaftszweigs sollen vermieden werden. Der Aktien-
anteil kann variieren, muss aber mindestens 51 % des 
Fondsvermögens betragen. Bis zu 10 % des Vermö-
gens dürfen auch in Aktienfonds gehalten werden. Eine 
weitere Minderung der Anlagerisiken soll durch die breite 
und internationale Streuung der erwerbbaren Anlage-
instrumente nach Branchen, Regionen und Währungen 
erreicht werden.

Der Fonds betreibt aktives Fondsmanagement. Dabei 
folgt der Investmentprozess des Fonds einem ganzheit-
lichen Ansatz, der einen Top-down-Ansatz mit einem 
Bottom-up-Ansatz vereint.

Der Top-down-Ansatz analysiert auf Basis des makro-
ökonomischen Umfelds und Ausblicks die Portfoliozu-
sammensetzung in Bezug auf das Aufteilungsverhältnis 
zwischen Aktien, Anleihen und liquiden Mitteln und nach 
Währungs-, Branchen- und Länder-Gewichtung vor. Die 
RIV strebt eine breite Streuung der Anlagerisiken an. Das 
makroökonomische Umfeld und der Ausblick werden 
durch eine Vielzahl von langfristigen und kurzfristigen 
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Faktoren geprägt. Der Bottom-up-Ansatz beinhaltet 
einen Ideenfindungsprozess, in welchem Anlageideen 
identifiziert werden, und einem Analyseprozess, der 
volkswirtschaftliche sowie branchen- und unterneh-
mensspezifische Einflussfaktoren bei der Einzeltitel-
auswahl qualitativ und quantitativ sowie deren Entwick-
lung analysiert und bewertet. Schlussendlich wird im 
Entscheidungsfindungsprozess, welcher Top-down-
Ansatz und Bottom-up-Ansatz vereint, im Fondsmanage-
ment eine diskretionäre Anlageentscheidung getroffen. 
Damit lässt sich das Investmentvermögen keinem Refe-
renzwert sinnvoll gegenüberstellen.

Im Rahmen der Auswahl der Vermögensgegenstände 
für das Investmentvermögen, dem Investmentprozess, 
werden neben den Zielen und Anlagestrategien auch der 
Einfluss der Chancen und Risiken inklusive Nachhaltig-
keitsrisiken mitberücksichtigt und fortlaufend bewertet. 
Dabei können Risiken inklusive Nachhaltigkeitsrisiken 
bewusst eingegangen werden, um identifizierte Chancen 
zu nutzen.

Die Gewichtung und Berücksichtigung der Kriterien der 
Anlagepolitik kann variieren und zur vollständigen Nicht-
beachtung oder zur deutlichen Überbewertung einzelner 
oder mehrerer Kriterien führen. Die Kriterien sind weder 
abschließend noch vollzählig, so dass ergänzend andere, 
hier nicht genannte Kriterien verwendet werden können, 
um insbesondere auch zukünftigen Entwicklungen 
Rechnung zu tragen.

Dieser Fonds wird weder als ein Produkt eingestuft, 
das ökologische oder soziale Merkmale im Sinne der 
Offenlegungs-Verordnung (Artikel 8) bewirbt, noch als 
ein Produkt, das nachhaltige Investitionen zum Ziel hat 
(Artikel 9). Die von der EU bestimmten Kriterien für 
nachhaltige Investitionen sind subjektiv und können 
jederzeit geändert werden. Da es keine allgemeinver-
bindliche Definition von Nachhaltigkeit gibt, können sich 
die von der EU bestimmten Kriterien erheblich von den 
eigenen Nachhaltigkeitsverständnis unterscheiden. Die 
diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen 
berücksichtigen nicht die EU-Kriterien für ökologisch 
nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten.

Die RIV berücksichtigt nicht nachteilige Auswirkungen 
von getroffenen Investitionsentscheidungen auf Nach-
haltigkeitsfaktoren (Art. 4 Abs. 1 lit. b) der Verordnung 
(EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. November 2019 über nachhaltigkeitsbe-
zogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungs-
sektor „OffenlegungsVO“). nicht.

Zwar hat die RIV grundsätzlich ein Interesse daran, 
nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren 

zu vermeiden, doch aufgrund der bestehenden und noch 
drohenden rechtlichen Rahmenbedingungen ist eine 
verbindliche Festlegung diese zu berücksichtigen unzu-
mutbar. Es ist ein Unding von Finanzmarktteilnehmern 
die Umsetzung von Regulierung zu fordern, die noch gar 
nicht komplett feststeht und deren Folgen somit nicht 
abschätzbar sind. Die drohenden rechtlichen Risiken 
und Nachteile für unser Unternehmen, Mitarbeiter und 
Aktionäre sind zu groß, als dass wir diese eingehen 
wollen.

Für eine Berücksichtigung mangelt es ganz grundle-
gend an einer belastbaren Datengrundlage. Denn eine 
Berücksichtigung ist nur dann möglich, wenn welt-
weit alle Portfoliounternehmen die entsprechenden 
Daten veröffentlichen. Faktisch tun dies allerdings die 
wenigsten Unternehmen, denn dies ist mit enormen 
Kosten und Risiken verbunden. Viele dieser nachtei-
ligen Auswirkungen können nicht direkt gemessen 
werden und basieren auf indirekten Ableitungen oder 
Annahmen, die wenig belastbar sind und ein rechtli-
ches Risiko darstellen. Finanzmarktteilnehmer müssen 
dadurch oft auf teure Daten von Drittanbietern und/oder 
Ratingagenturen zurückgreifen, die aber letztendlich 
ebenso wenig belastbar sind, aber die Möglichkeit bieten 
die Verantwortung abzuschieben. Die RIV weigert sich 
für solch einen Unsinn Anlegergelder zu verschwenden.

Hinzu kommen auf Finanzmarktteilnehmer, die nachtei-
lige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berück-
sichtigen, umfangreiche regelmäßige Veröffentlichungs-
pflichten zu, die auf diesen unzuverlässigen Daten 
basieren und laufende Kosten für Anleger verursachen.

Insgesamt übersteigen die in Verbindung mit einer 
Berücksichtigung von nachteiligen Auswirkungen auf 
Nachhaltigkeitsfaktoren stehenden Kosten und Aufwand 
einen potentiellen Nutzen bei Weitem. Hinzu kommt, 
dass dies alles für die RIV kaum Relevanz hat.

Aufgrund der vorgesehenen Anlagepolitik kann die 
Umsatzhäufigkeit im Fonds stark schwanken und damit 
im Zeitablauf unterschiedlich hohe Belastungen des 
Fonds mit Transaktionskosten auslösen.

Die Fondswährung ist Euro.

2.4. Profil des typischen Anlegers

Der Fonds ist für Anleger konzipiert, die eine laufende und 
langfristig kaufkraftstabile Ausschüttungen brauchen 
und deshalb das langfristig größere, inflationäre Entwer-
tungsrisiko verzinslicher Anlagen und ihres Ertrags, 
gegen das kurzfristig größere Schwankungsrisiko 
einer Aktienanlage mit kaufkraftstabiler Ausschüttung 
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tauschen möchten.

Solche Anleger können z.B. sein:

•	Anleger, welche sich durch eine Einmalanlage (z.B. 
aus Immobilienverkauf, fälliger Lebensversicherung, 
Verkauf von Anleihen) eine langfristige, sachwertge-
schützte Anlage mit kaufkraftstabilen Ausschüttungen 
sichern wollen,

•	Stiftungen, welche eine laufende Ausschüttung zur 
Finanzierung ihres Stiftungszwecks benötigen,

•	Anleger thesaurierender Fonds, denen nach Eintritt 
in den Ruhestand eine laufende Ausschüttung lieber ist, 
als der bedarfsgesteuerte Verkauf von Fondsanteilen 

Anleger sollten in der Lage sein die Risiken der Anlage 
abzuschätzen und über Grundkenntnisse in der Anlage 
in Aktien verfügen.

Der Fonds eignet sich nicht für

•	Anleger, die ihr Geld innerhalb eines Zeitraums von 
weniger als 5 Jahren aus dem Fonds wieder zurück-
ziehen möchten. Gleichwohl können die Fondsanteile 
jederzeit in beliebiger Stückzahl zum jeweiligen Rück-
nahmekurs zurückgegeben werden. 

•	Anleger, welche die gelegentlich heftigen Wert-
schwankungen einer aktienbasierten Anlage mental 
oder finanziell nicht ertragen können. Der Anleger 
muss bereit und in der Lage sein, gegebenenfalls einen 
erheblichen Kapitalverlust hinzunehmen.

•	Anleger in der Ansparphase einer erst später benö-
tigten Altersvorsorge, weil Ausschüttungen dem 
Ansparziel widersprechen und dieses in eine fernere 
Zukunft verschiebt. Für solche Anleger sind unsere 
beiden thesaurierenden Fonds, der RIV Rationalinvest 
Vermögensverwalterfonds (WKN: A0MVZQ) und der 
RIV Aktieninvest Global (WKN: A0YFQ7) die besseren 
Alternativen.  

Die Einschätzung der Gesellschaft stellt keine Anlage-
beratung dar, sondern soll dem Anleger einen ersten 
Anhaltspunkt geben, ob der Fonds seiner Anlageerfah-
rung, seiner Risikoneigung und seinem zeitlichen Anla-
gehorizont und seinen Anlagezielen entspricht.

3. Anlageinstrumente im Einzelnen

3.1. Wertpapiere

Der Fonds darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 5 
der Allgemeinen Anlagebedingungen bestehen.

Die RIV darf für Rechnung des Fonds Wertpapiere in- und 
ausländischer Emittenten erwerben,

1.	 wenn sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union („EU“) oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum („EWR“) zum Handel zugelassen oder 
in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten 
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

2.	 wenn sie ausschließlich an einer Börse außerhalb 
der Mitgliedstaaten der EU oder außerhalb der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den EWR zum 
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an 
einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in 
diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieser 
Börse oder dieses organisierten Marktes zugelassen hat.

Die Wertpapiere dürfen nur unter folgenden Vorausset-
zungen erworben werden:

•	Der potentielle Verlust, der dem Fonds entstehen 
kann, darf den Kaufpreis des Wertpapiers nicht über-
steigen. Eine Nachschusspflicht darf nicht bestehen.

•	Die Liquidität des vom Fonds erworbenen Wertpapiers 
darf nicht dazu führen, dass der Fonds den gesetzli-
chen Vorgaben über die Rücknahme von Anteilen nicht 
mehr nachkommen kann. Dies gilt unter Berücksich-
tigung der gesetzlichen Möglichkeit, in besonderen 
Fällen die Anteilrücknahme aussetzen zu können (vgl. 
den Abschnitt „Anteile – Ausgabe und Rücknahme von 
Anteilen sowie – Aussetzung der Anteilrücknahme“).

•	Eine verlässliche Bewertung des Wertpapiers durch 
exakte, verlässliche und gängige Preise muss verfügbar 
sein; diese müssen entweder Marktpreise sein oder 
von einem Bewertungssystem gestellt werden, das von 
dem Emittenten des Wertpapiers unabhängig ist.

•	Über das Wertpapier müssen angemessene Informa-
tionen vorliegen, entweder in Form von regelmäßigen, 
exakten und umfassenden Informationen des Marktes 
über das Wertpapier oder in Form eines gegebenenfalls 
dazugehörigen Portfolios.

•	Das Wertpapier ist handelbar.

•	Der Erwerb des Wertpapiers steht im Einklang mit 
den Anlagezielen bzw. der Anlagestrategie des Fonds.

•	Die Risiken des Wertpapiers werden durch das Risi-
komanagement des Fonds in angemessener Weise 
erfasst.

Wertpapiere dürfen zudem in folgender Form erworben 
werden:

•	Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitalerhöhung aus 
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Gesellschaftsmitteln zustehen.

•	Wertpapiere, die in Ausübung von zum Fonds gehö-
renden Bezugsrechten erworben werden.

Als Wertpapiere in diesem Sinn dürfen für den Fonds 
auch Bezugsrechte erworben werden, sofern sich die 
Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte herrühren, im 
Fonds befinden können.

3.2. Investmentanteile

Die RIV wählt die zu erwerbenden Zielfonds entweder 
nach den Anlagebestimmungen bzw. nach dem Anla-
geschwerpunkt dieser Zielfonds oder nach dem letzten 
Jahres- oder Halbjahresbericht der Zielfonds aus. Es 
können alle zulässigen Arten von Anteilen an inländi-
schen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-
schaften mit veränderlichem Kapital sowie von Anteilen 
an EU-OGAW und von EU-Verwaltungsgesellschaften 
oder ausländischen Verwaltungsgesellschaften verwal-
teten offenen Investmentvermögen, die keine EU-OGAW 
sind, erworben werden. Bei der Auswahl unterliegt die 
RIV hinsichtlich der Herkunft oder des Sitzes des Ziel-
fonds keiner Beschränkung.

Die Zielfonds dürfen nach ihren Anlagebedingungen 
höchstens bis zu 10 % in Anteile an anderen offenen 
Investmentvermögen investieren. Für Anteile an AIF 
gelten darüber hinaus folgende Anforderungen:

•	Der Zielfonds muss nach Rechtsvorschriften zuge-
lassen worden sein, die ihn einer wirksamen öffentli-
chen Aufsicht zum Schutz der Anleger unterstellen, 
und es muss eine ausreichende Gewähr für eine befrie-
digende Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbe-
hörden bestehen.

•	Das Schutzniveau der Anleger muss gleichwertig 
zu dem Schutzniveau eines Anlegers in einem inlän-
dischen OGAW sein, insbesondere im Hinblick auf 
Trennung von Verwaltung und Verwahrung der 
Vermögensgegenstände, für die Kreditaufnahme und 
-gewährung sowie für Leerverkäufe von Wertpapieren 
und Geldmarktinstrumenten.

•	Die Geschäftstätigkeit des Zielfonds muss Gegen-
stand von Jahres- und Halbjahresberichten sein 
und den Anlegern erlauben, sich ein Urteil über das 
Vermögen und die Verbindlichkeiten sowie die Erträge 
und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bilden.

Der Zielfonds muss ein Publikumsfonds sein, bei dem die 

1 § 1 Abs. 1b) InvStG.

Anzahl der Anteile nicht zahlenmäßig begrenzt ist und 
die Anleger ein Recht zur Rückgabe der Anteile haben.

Der Anteil des OGAW-Sondervermögens, der höchs-
tens in Anteilen der jeweiligen Art gehalten werden darf, 
ist nicht beschränkt. Anteile an Feederfonds gemäß §1 
Abs.19 Nr.11 KAGB werden für das OGAW-Sonderver-
mögen nicht erworben. 

Die Zielfonds müssen am 23. Dezember 2013 bereits 
bestanden haben und dürfen nicht wesentlich gegen 
die Vorgaben des Investmentgesetzes in der am 21. Juli 
2013 geltenden Fassung zu den Anlagegenständen und 
–grenzen sowie den Kreditaufnahmegrenzen verstoßen 
(„Steuerlicher Bestandsschutz“). Alternativ kann die 
RIV Anteile an anderen Investmentvermögen erwerben, 
wenn folgende Voraussetzungen („Steuerliche Anlage-
bestimmungen“) erfüllt sind1:

•	Das Investmentvermögen, an dem die Anteile 
erworben werden, oder die verwaltende Fondsgesell-
schaft unterliegt in seinem Sitzstaat der Aufsicht über 
Vermögen zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage. Der 
Geschäftszweck des jeweiligen Investmentvermögens 
ist auf die Kapitalanlage gemäß einer festgelegten 
Anlagestrategie im Rahmen einer kollektiven Vermö-
gensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten Mittel 
beschränkt; eine operative Tätigkeit, und eine aktive 
unternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen 
Vermögensgegenstände sind ausgeschlossen.

•	Das jeweilige Investmentvermögen wird unmittelbar 
oder mittelbar nach dem Grundsatz der Risikomi-
schung angelegt.

•	Die Anleger können grundsätzlich jederzeit das Recht 
zur Rückgabe ihrer Anteile ausüben.

•	Die Vermögensanlage der jeweiligen Investmentver-
mögen erfolgt insgesamt zu mindestens 90 % in die 
folgenden Vermögensgegenstände: 

o Wertpapiere,
o Geldmarktinstrumente,
o Derivate,
o Bankguthaben,
o Anteile oder Aktien an inländischen oder auslän-
dischen Investmentvermögen, welche die Steuerli-
chen Anlagebestimmungen erfüllen oder unter den 
Steuerlichen Bestandsschutz fallen.
o Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, wenn der 
Verkehrswert dieser Beteiligungen ermittelt werden 
kann, oder
o unverbriefte Darlehensforderungen
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•	Im Rahmen der für das jeweilige Investmentver-
mögen einzuhaltenden Anlagegrenzen werden nur bis 
zu 20 % des Wertes des jeweiligen Investmentvermö-
gens in Beteiligungen an Kapitalgesellschaften inves-
tiert, die weder zum Handel an einer Börse zugelassen 
noch in einem anderen organisierten Markt zugelassen 
oder in diesen einbezogen sind.

•	Die Höhe der Beteiligung des jeweiligen Investment-
vermögens an einer Kapitalgesellschaft muss unter 10 
% des Kapitals des jeweiligen Unternehmens liegen.

•	Ein Kredit darf nur kurzfristig und nur bis zur Höhe 
von 20 % des Wertes des jeweiligen Investmentvermö-
gens aufgenommen werden.

•	Die Anlagebedingungen des jeweiligen Investment-
vermögens müssen bei AIF die vorstehenden Anforde-
rungen und bei OGAW die einschlägigen aufsichtsrecht-
lichen Vorgaben wiedergeben.

Bis zu 10 % des Wertes des Fonds dürfen in Anteile an 
Zielfonds angelegt werden, die weder die Vorausset-
zungen für den Steuerlichen Bestandschutz noch die 
Steuerlichen Anlagebestimmungen erfüllen.

Zielfonds können im gesetzlichen Rahmen zeitweise die 
Rücknahme von Anteilen aussetzen. Dann kann die RIV 
die Anteile an dem Zielfonds nicht bei der Verwaltungs-
gesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds gegen 
Auszahlung des Rücknahmepreises zurückgeben (siehe 
auch den Abschnitt „Risikohinweise – Risiken im Zusam-
menhang mit der Investition in Investmentanteile“). Auf 
der Internet-Seite der RIV ist unter www.riv.de aufge-
führt, ob und in welchem Umfang der Fonds Anteile von 
Zielfonds hält, die derzeit die Rücknahme von Anteilen 
ausgesetzt haben.

3.3. Geldmarktinstrumente

Die RIV darf für Rechnung des Fonds in Geldmarktinstru-
mente investieren, die üblicherweise auf dem Geldmarkt 
gehandelt werden, sowie in verzinsliche Wertpapiere, die 
alternativ

•	zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für den Fonds eine Lauf-
zeit oder Restlaufzeit von höchstens 397 Tagen haben.

•	zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für den Fonds eine Lauf-
zeit oder Restlaufzeit haben, die länger als 397 Tage 
ist, deren Verzinsung aber nach den Emissionsbedin-
gungen regelmäßig, mindestens einmal in 397 Tagen 
marktgerecht angepasst werden muss.

•	deren Risikoprofil dem Risikoprofil von Wertpapieren 
entspricht, die das Kriterium der Restlaufzeit oder das 

der Zinsanpassung erfüllen.

Für den Fonds dürfen Geldmarktinstrumente erworben 
werden, wenn sie

1.	 an einer Börse in einem Mitgliedstaat der EU oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser 
Staaten an einem anderen organisierten Markt zuge-
lassen oder in diesen einbezogen sind,

2.	 ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitglied-
staaten der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den EWR zum Handel zugelassen oder 
in einem dieser Staaten an einem organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die 
BaFin die Wahl dieser Börse oder dieses Marktes zuge-
lassen hat,

3.	 von der EU, dem Bund, einem Sondervermögen 
des Bundes, einem Land, einem anderen Mitgliedstaat 
oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaft oder der Zentralbank eines 
Mitgliedstaats der EU, der Europäischen Zentralbank 
oder der Europäischen Investitionsbank, einem Drittstaat 
oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat 
dieses Bundesstaates oder von einer internationalen 
öffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein 
Mitgliedstaat der EU angehört, begeben oder garantiert 
werden,

4.	 von einem Unternehmen begeben werden, dessen 
Wertpapiere auf den unter den Nummern 1 und 2 
bezeichneten Märkten gehandelt werden,

5.	 von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert 
werden, das nach dem Recht der EU festgelegten Krite-
rien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditins-
titut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung 
der BaFin denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleich-
wertig sind, unterliegt und diese einhält,

6.	 von anderen Emittenten begeben werden und es sich 
bei dem jeweiligen Emittenten
a)	 um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von 
mindestens 10 Millionen Euro handelt, das seinen 
Jahresabschluss nach der Europäischen Richtlinie 
über den Jahresabschluss von Kapitalgesellschaften 
erstellt und veröffentlicht, oder
b)	 um einen Rechtsträger handelt, der innerhalb einer 
eine oder mehrere börsennotierte Gesellschaften 
umfassenden Unternehmensgruppe für die Finanzie-
rung dieser Gruppe zuständig ist, oder
c)	 um einen Rechtsträger handelt, der Geldmarktinst-
rumente emittiert, die durch Verbindlichkeiten unterlegt 
sind, durch Nutzung einer von einer Bank eingeräumten 
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Kreditlinie. Dies sind Produkte, bei denen Kreditforde-
rungen von Banken in Wertpapieren verbrieft werden 
(sogenannte Asset Backed Securities).

Sämtliche genannten Geldmarktinstrumente dürfen 
nur erworben werden, wenn sie liquide sind und sich 
ihr Wert jederzeit genau bestimmten lässt. Liquide sind 
Geldmarktinstrumente, die sich innerhalb hinreichend 
kurzer Zeit mit begrenzten Kosten veräußern lassen. 
Hierbei ist die Verpflichtung der RIV zu berücksichtigen, 
Anteile am Fonds auf Verlangen der Anleger zurückzu-
nehmen und hierfür in der Lage zu sein, solche Geld-
marktinstrumente entsprechend kurzfristig veräußern 
zu können. Für die Geldmarktinstrumente muss zudem 
ein exaktes und verlässliches Bewertungssystem exis-
tieren, das die Ermittlung des Nettobestandswerts des 
Geldmarktinstruments ermöglicht oder auf Markt-
daten oder Bewertungsmodellen basiert, wie Systeme, 
die Anschaffungskosten fortführen. Das Merkmal der 
Liquidität gilt für Geldmarktinstrumente als erfüllt, 
wenn diese an einem organisierten Markt innerhalb des 
EWR zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder an 
einem organisierten Markt außerhalb des EWR zuge-
lassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin 
die Wahl dieses Marktes zugelassen hat.

Für Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Börse 
notiert oder an einem geregelten Markt zum Handel 
zugelassen sind (siehe oben unter Nummern 3 bis 6), 
muss zudem die Emission oder der Emittent dieser Inst-
rumente Vorschriften über den Einlagen- und Anleger-
schutz unterliegen. So müssen für diese Geldmarkt-
instrumente angemessene Informationen vorliegen, die 
eine angemessene Bewertung der mit den Instrumenten 
verbundenen Kreditrisiken ermöglichen und die Geld-
marktinstrumente müssen frei übertragbar sein. Die 
Kreditrisiken können etwa durch eine Kreditwürdigkeits-
prüfung einer Rating-Agentur bewertet werden.

Für diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin die 
folgenden Anforderungen, es sei denn, sie sind von der 
Europäischen Zentralbank oder der Zentralbank eines 
Mitgliedstaates der EU begeben oder garantiert worden:

•	Werden sie von folgenden (oben unter Nummer 3 
genannten) Einrichtungen begeben oder garantiert:

o der EU,
o dem Bund,
o einem Sondervermögen des Bundes,
o einem Land,
o einem anderen Mitgliedstaat,
o einer anderen zentralstaatlichen 
Gebietskörperschaft,
o der Europäischen Investitionsbank,
o einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat 

ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates
o einer internationalen öffentlich-rechtlichen 
Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der 
EU angehört,

müssen angemessene Informationen über die Emission 
bzw. das Emissionsprogramm oder über die rechtliche 
und finanzielle Situation des Emittenten vor der Emis-
sion des Geldmarktinstruments vorliegen.

•	Werden sie von einem im EWR beaufsichtigten Kredit-
institut begeben oder garantiert (siehe oben unter 
Nummer 5), so müssen angemessene Informationen 
über die Emission bzw. das Emissionsprogramm oder 
über die rechtliche und finanzielle Situation des Emit-
tenten vor der Emission des Geldmarktinstruments 
vorliegen, die in regelmäßigen Abständen und bei signi-
fikanten Begebenheiten aktualisiert werden. Zudem 
müssen über die Emission bzw. das Emissionspro-
gramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine ange-
messene Bewertung der mit der Anlage verbundenen 
Kreditrisiken ermöglichen.

•	Werden sie von einem Kreditinstitut begeben, das 
außerhalb des EWR Aufsichtsbestimmungen unterliegt, 
die nach Ansicht der BaFin den Anforderungen inner-
halb des EWR an ein Kreditinstitut gleichwertig sind, so 
ist eine der folgenden Voraussetzungen zu erfüllen:
o	Das Kreditinstitut unterhält einen Sitz in einem zur 
sogenannten Zehnergruppe (Zusammenschluss der 
wichtigsten führenden Industrieländer – G10) gehö-
renden Mitgliedstaat der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (nachfolgend 
„OECD“).

o Das Kreditinstitut verfügt mindestens über ein 
Rating mit einer Benotung, die als sogenanntes 
„Investment-Grade“ qualifiziert. Als „Investment-
Grade“ bezeichnet man eine Benotung mit „BBB“ 
bzw. „Baa“ oder besser im Rahmen der Kreditwür-
digkeitsprüfung durch eine Rating-Agentur.
o Mittels einer eingehenden Analyse des Emittenten 
kann nachgewiesen werden, dass die für das Kredit-
institut geltenden Aufsichtsbestimmungen mindes-
tens so streng sind wie die des Rechts der EU.

•	Für die übrigen Geldmarktinstrumente, die nicht an 
einer Börse notiert oder einem geregelten Markt zum 
Handel zugelassen sind (siehe oben unter Nummern 4 
und 6 sowie die übrigen unter Nummer 3 genannten), 
müssen angemessene Informationen über die Emis-
sion bzw. das Emissionsprogramm sowie über die 
rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten vor 
der Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, 
die in regelmäßigen Abständen und bei signifikanten 
Begebenheiten aktualisiert und durch qualifizierte, 
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vom Emittenten weisungsunabhängige Dritte, geprüft 
werden. Zudem müssen über die Emission bzw. das 
Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, 
die eine angemessene Bewertung der mit der Anlage 
verbundenen Kreditrisiken ermöglicht.

3.4. Bankguthaben und -kredite

Die RIV darf für Rechnung des Fonds nur Bankguthaben 
halten, die eine Laufzeit von höchstens zwölf Monaten 
haben.

Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten 
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den EWR 
zu führen. Sie können auch bei Kreditinstituten mit Sitz in 
einem Drittstaat unterhalten werden, dessen Aufsichts-
bestimmungen nach Auffassung der BaFin denjenigen 
des Rechts der EU gleichwertig sind.

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten für gemein-
schaftliche Rechnung der Anleger ist zulässig, sofern die 
Bedingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind und 
die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

3.5. Anlagegrenzen für Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente sowie Bankguthaben

Allgemeine Anlagegrenzen
Die RIV darf jeweils 5 % des Wertes des Fonds in Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente desselben Emit-
tenten anlegen. 

Anlagegrenzen für Aktien
Mindestens 51 % des Fonds werden in Aktien angelegt, 
die zum amtlichen Handel an einer Börse zugelassen 
oder an einem anderen organisierten Markt einbezogen 
sind. Durch die festgesetzte Mindestaktienquote gilt der 
Fonds auch steuerlich als Aktienfonds und hat damit die 
höchste Teilfreistellung von Erträgen (derzeit 30 %).

Anlagegrenzen für Investmentanteile
Die RIV darf bis zu 10 % des Sondervermögens in Anteile 
an anderen Investmentvermögen investieren.

In Anteile an einem einzigen Investmentvermögen dürfen 
nur bis zu 5 % des Sondervermögens angelegt werden. 

Die RIV darf für Rechnung des Sondervermögens nicht 
mehr als 25 % der ausgegebenen Anteile eines Zielfonds 
erwerben.

Anlagegrenzen für Bankguthaben und -kredite
Bis zu 49 % des Wertes des Fonds dürfen in Bankguthaben 

angelegt werden. Bei einem einzelnen Kreditinstitut nur 
bis zu 20 % des Fondsvermögens.

Für Kredite beträgt die Obergrenze 10 % des 
Fondsvermögens.

Anlagegrenzen für Geldmarktinstrumente
Bis zu 49 % des Wertes des Fonds dürfen in Geldmarkt-
instrumente angelegt werden.

Anlagegrenze für Schuldverschreibungen mit beson-
derer Deckungsmasse
Die RIV darf jeweils bis zu 25 % des Wertes des Fonds 
in Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen 
sowie Schuldverschreibungen anlegen, die ein Kredit-
institut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den EWR ausgegeben hat. Voraussetzung ist, dass die 
mit den Schuldverschreibungen aufgenommenen Mittel 
so angelegt werden, dass sie die Verbindlichkeiten der 
Schuldverschreibungen über deren ganze Laufzeit 
decken und vorranging für die Rückzahlungen und die 
Zinsen bestimmt sind, wenn der Emittent der Schuld-
verschreibungen ausfällt. Sofern in solche Schuldver-
schreibungen desselben Emittenten mehr als 5 % des 
Wertes des Fonds angelegt werden, darf der Gesamt-
wert solcher Schuldverschreibungen 80 % des Wertes 
des Fonds nicht übersteigen.

Anlagegrenzen für öffentliche Emittenten
In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und 
Geldmarktinstrumente besonderer nationaler und 
supranationaler öffentlicher Emittenten darf die RIV 
jeweils bis zu 35 % des Wertes des Fonds anlegen. 
Zu diesen öffentlichen Emittenten zählen der Bund, 
die Bundesländer, Mitgliedstaaten der EU oder deren 
Gebietskörperschaften, Drittstaaten sowie supranatio-
nale öffentliche Einrichtungen denen mindestens ein 
EU-Mitgliedstaat angehört.

Kombination von Anlagegrenzen
Die RIV darf höchstens 20 % des Wertes des Fonds in 
eine Kombination der folgenden Vermögensgegenstände 
anlegen:

•	 von ein und derselben Einrichtung begebene Wert-
papiere oder Geldmarktinstrumente,

•	 Einlagen bei dieser Einrichtung, d.h. Bankguthaben,

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberührt.
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4. Risikohinweise

Vor der Entscheidung über den Kauf von Anteilen an dem 
Fonds sollten Anleger die nachfolgenden Risikohin-
weise zusammen mit den anderen in diesem Verkaufs-
prospekt enthaltenen Informationen sorgfältig lesen 
und diese bei ihrer Anlageentscheidung berücksich-
tigen. Der Eintritt eines oder mehrerer dieser Risiken 
kann für sich genommen oder zusammen mit anderen 
Umständen die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im 
Fonds gehaltenen Vermögensgegenstände nachteilig 
beeinflussen und sich damit auch nachteilig auf den 
Anteilwert auswirken.

Veräußert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem 
Zeitpunkt, an dem die Kurse der in dem Fonds befind-
lichen Vermögensgegenstände gegenüber dem Zeit-
punkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er 
das von ihm in den Fonds investierte Kapital nicht oder 
nicht vollständig zurück. Der Anleger könnte sein in 
dem Fonds investiertes Kapital teilweise oder in Einzel-
fällen sogar ganz verlieren. Wertzuwächse können 
nicht garantiert werden. Das Risiko des Anlegers ist auf 
die angelegte Summe beschränkt. Eine Nachschuss-
pflicht über das vom Anleger investierte Kapital hinaus 
besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des 
Prospekts beschriebenen Risiken und Unsicherheiten 
kann die Wertentwicklung des Fonds durch verschie-
dene weitere Risiken und Unsicherheiten beeinträch-
tigt werden, die derzeit nicht bekannt sind. Die Reihen-
folge, in der die nachfolgenden Risiken aufgeführt 
werden, enthält weder eine Aussage über die Wahr-
scheinlichkeit ihres Eintritts noch über das Ausmaß 
oder die Bedeutung bei Eintritt einzelner Risiken.

4.1. Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit 
einer Anlage in einen OGAW typischerweise verbunden 
sind. Diese Risiken können sich nachteilig auf den Anteil-
wert, auf das vom Anleger investierte Kapital sowie auf 
die vom Anleger geplante Haltedauer der Fondsanlage 
auswirken.

Schwankung des Fondsanteilwerts
Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert 
des Fonds, geteilt durch die Anzahl der in den Verkehr 
gelangten Anteile. Der Wert des Fonds entspricht dabei 
der Summe der Marktwerte aller Vermögensgegen-
stände im Fondsvermögen abzüglich der Summe der 
Marktwerte aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der 

Fondsanteilwert ist daher von dem Wert der im Fonds 
gehaltenen Vermögensgegenstände und der Höhe der 
Verbindlichkeiten des Fonds abhängig. Sinkt der Wert 
dieser Vermögensgegenstände oder steigt der Wert der 
Verbindlichkeiten, so fällt der Fondsanteilwert. 

Beeinflussung der individuellen Performance durch 
steuerliche Aspekte
Die steuerliche Behandlung von Kapitalerträgen hängt 
von den individuellen Verhältnissen des jeweiligen Anle-
gers ab und kann künftig Änderungen unterworfen sein. 
Für Einzelfragen – insbesondere unter Berücksichtigung 
der individuellen steuerlichen Situation – sollte sich der 
Anleger an seinen persönlichen Steuerberater wenden. 

Änderung der Anlagepolitik oder der 
Anlagebedingungen
Die RIV kann die Anlagebedingungen mit Genehmigung 
der BaFin ändern. Dadurch können auch Rechte des 
Anlegers betroffen sein. Die RIV kann etwa durch eine 
Änderung der Anlagebedingungen die Anlagepolitik des 
Fonds ändern oder sie kann die dem Fonds zu belas-
tenden Kosten erhöhen. Die RIV kann die Anlagepolitik 
zudem innerhalb des gesetzlich und vertraglich zuläs-
sigen Anlagespektrums und damit ohne Änderung der 
Anlagebedingungen und deren Genehmigung durch die 
BaFin ändern. Hierdurch kann sich das mit dem Fonds 
verbundene Risiko verändern. 

Beschränkung der Anteilrücknahme
Die RIV macht von der Möglichkeit, die Rücknahme der 
Anteile für insgesamt bis zu 15 aufeinander folgende 
Arbeitstage zu beschränken, wenn die Rückgabever-
langen der Anleger an einem Abrechnungsstichtag 
einen zuvor festgelegten Schwellenwert überschreiten, 
keinen Gebrauch und hat die Beschränkung der Anteil-
rücknahme in § 7 der Besonderen Anlagebedingungen 
ausgeschlossen.   

Aussetzung der Anteilrücknahme
Die RIV darf die Rücknahme der Anteile zeitweilig 
aussetzen, sofern außergewöhnliche Umstände 
vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung 
der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen 
lassen. Außergewöhnliche Umstände in diesem Sinne 
können z.B. wirtschaftliche oder politische Krisen, Rück-
nahmeverlangen in außergewöhnlichem Umfang sowie 
die Schließung von Börsen oder Märkten, Handels-
beschränkungen oder sonstige Faktoren sein, die die 
Ermittlung des Anteilwerts beeinträchtigen. Daneben 
kann die BaFin anordnen, dass die RIV die Rücknahme 
der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im Interesse 
der Anleger oder der Öffentlichkeit erforderlich ist. Der 
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Anleger kann seine Anteile während dieses Zeitraums 
nicht zurückgeben. Auch im Fall einer Aussetzung der 
Anteilrücknahme kann der Anteilwert sinken; z. B. wenn 
die RIV gezwungen ist, Vermögensgegenstände während 
der Aussetzung der Anteilrücknahme unter Verkehrs-
wert zu veräußern. Der Anteilwert nach Wiederauf-
nahme der Anteilrücknahme kann niedriger liegen, als 
derjenige vor Aussetzung der Rücknahme. Einer Ausset-
zung kann ohne erneute Wiederaufnahme der Rück-
nahme der Anteile direkt eine Auflösung des Sonder-
vermögens folgen, z. B. wenn die RIV die Verwaltung des 
Fonds kündigt, um den Fonds dann aufzulösen. Für den 
Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm 
geplante Haltedauer nicht realisieren kann und dass ihm 
wesentliche Teile des investierten Kapitals für unbe-
stimmte Zeit nicht zur Verfügung stehen oder insgesamt 
verloren gehen.

Auflösung des Fonds
Der RIV steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds zu 
kündigen. Die RIV kann den Fonds nach Kündigung der 
Verwaltung ganz auflösen. Das Verfügungsrecht über 
den Fonds geht nach einer Kündigungsfrist von sechs 
Monaten auf die Verwahrstelle über. Für den Anleger 
besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante 
Haltedauer nicht realisieren kann. Bei dem Übergang 
des Fonds auf die Verwahrstelle können dem Fonds 
andere Steuern als deutsche Ertragssteuern belastet 
werden. Wenn die Fondsanteile nach Beendigung des 
Liquidationsverfahrens aus dem Depot des Anlegers 
ausgebucht werden, kann der Anleger mit Ertrags-
steuern belastet werden.  

Übertragung aller Vermögensgegenstände des Fonds 
auf ein anderes offenes Publikums-Investment-
vermögen (Verschmelzung)
Die RIV kann sämtliche Vermögensgegenstände des 
Fonds auf einen anderen OGAW übertragen. Der Anleger 
kann seine Anteile in diesem Fall zurückgeben, behalten 
mit der Folge, dass er Anleger des übernehmenden 
OGAW wird oder gegen Anteile an einem offenen Publi-
kums-Investmentvermögen mit vergleichbaren Anlage-
grundsätzen umtauschen, sofern die RIV oder ein mit 
ihr verbundenes Unternehmen einen solchen Fonds mit 
vergleichbaren Anlagegrundsätzen verwaltet. Dies gilt 
gleichermaßen, wenn die RIV sämtliche Vermögens-
gegenstände eines anderen offenen Publikums-Invest-
mentvermögens auf den Fonds überträgt. Der Anleger 
muss daher im Rahmen der Übertragung vorzeitig eine 
erneute Investitionsentscheidung treffen. Bei einer 
Rückgabe des Anteils können Ertragssteuern anfallen. 
Bei einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem 
Fonds mit vergleichbaren Anlagegrundsätzen kann der 

Anleger mit Steuern belastet werden, etwa wenn der 
Wert der erhaltenen Anteile höher ist als der Wert der 
alten Anteile zum Zeitpunkt der Anschaffung. 

Übertragung des Fonds auf eine andere 	
Kapitalverwaltungsgesellschaft
Die RIV kann die Verwaltung des Fonds auf eine andere 
Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Der Fonds 
bleibt dadurch, wie auch die Stellung des Anlegers, 
unverändert. Der Anleger muss aber im Rahmen der 
Übertragung entscheiden, ob er die neue Kapitalver-
waltungsgesellschaft für ebenso geeignet hält wie die 
bisherige. Wenn er in den Fonds unter neuer Verwaltung 
nicht investieren möchte, muss er seine Anteile zurück-
geben. Hierbei können Ertragssteuern anfallen. 

Rentabilität und Erfüllung der Anlageziele des Anlegers
Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen 
gewünschten Anlageerfolg erreicht. Der Anteilwert 
des Fonds kann fallen und zu Verlusten beim Anleger 
führen. Es bestehen keine Garantien der RIV oder Dritter 
hinsichtlich einer bestimmten Mindestzahlungszusage 
bei Rückgabe oder eines bestimmten Anlageerfolgs des 
Fonds. Ein bei Erwerb von Anteilen entrichteter Ausga-
beaufschlag und/oder ein Rücknahmeabschlag können 
zudem, insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer, den 
Erfolg einer Anlage reduzieren oder sogar aufzehren. 
Unabhängig von der Haltedauer können Anleger einen 
niedrigeren als den ursprünglich angelegten Betrag 
zurückzuerhalten. 

Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in den 
Investmentprozess
Im Rahmen des Investmentprozesses werden die rele-
vanten Risiken, einschließlich relevanter Nachhaltig-
keitsrisiken, in die Anlageentscheidung mit einbezogen 
und fortlaufend bewertet. 

4.2. Risiken der negativen Wertentwicklung des 
Fonds (Marktrisiko)

Die untenstehenden Risiken können die Wertentwick-
lung des Fonds bzw. der im Fonds gehaltenen Vermö-
gensgegenstände beeinträchtigen und sich damit auch 
nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger 
investierte Kapital auswirken. 

Wertveränderungsrisiken
Die Vermögensgegenstände, in die die RIV für Rech-
nung des Fonds investiert, unterliegen Risiken. So 
können Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der 
Vermögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis 



VerkaufsprospektRIV Zusatzversorgung

Seite 15 von 61

fällt oder Kassa- und Terminpreise sich unterschiedlich 
entwickeln. 

Kapitalmarktrisiko
Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzpro-
dukten hängt insbesondere von der Entwicklung der 
Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allgemeinen 
Lage der Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen 
Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursent-
wicklung insbesondere an einer Börse können auch 
irrationale Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und 
Gerüchte einwirken. Schwankungen der Kurs- und 
Marktwerte können auch auf Veränderungen der Zins-
sätze, Wechselkurse oder der Bonität eines Emittenten 
zurückzuführen sein. 

Kursänderungsrisiko von Aktien
Aktien unterliegen erfahrungsgemäß starken Kurs-
schwankungen und somit auch dem Risiko von Kursrück-
gängen. Diese Kursschwankungen werden insbesondere 
durch die Entwicklung der Gewinne des emittierenden 
Unternehmens sowie die Entwicklungen der Branche 
und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beein-
flusst. Das Vertrauen der Marktteilnehmer in das jewei-
lige Unternehmen kann die Kursentwicklung ebenfalls 
beeinflussen. Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, 
deren Aktien erst über einen kürzeren Zeitraum an der 
Börse oder einem anderen organisierten Markt zuge-
lassen sind; bei diesen können bereits geringe Verän-
derungen von Prognosen zu starken Kursbewegungen 
führen. Ist bei einer Aktie der Anteil der frei handel-
baren, im Besitz vieler Aktionäre befindlichen Aktien 
(sogenannter Streubesitz) niedrig, so können bereits 
kleinere Kauf- und Verkaufsaufträge dieser Aktie eine 
starke Auswirkung auf den Marktpreis haben und damit 
zu höheren Kursschwankungen führen. 

Zinsänderungsrisiko
Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die 
Möglichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau 
ändert, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wert-
papiers besteht. Steigen die Marktzinsen gegenüber den 
Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen i.d.R. die 
Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen 
der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert-
papiere. Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die 
aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in 
etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kurs-
schwankungen fallen jedoch je nach (Rest-)Laufzeit der 
festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich aus. Fest-
verzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzeiten haben 
geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere 

mit längeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere 
mit kürzeren Laufzeiten haben demgegenüber in der 
Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wert-
papiere mit längeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente 
besitzen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit von maximal 
397 Tagen tendenziell geringere Kursrisiken. Daneben 
können sich die Zinssätze verschiedener, auf die gleiche 
Währung lautender zinsbezogener Finanzinstru-
mente mit vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich 
entwickeln.

Inflationsrisiko
Das Inflationsrisiko stellt das Risiko eines Kaufkraftver-
lusts von Geldforderungen wie beispielsweise Anleihen 
oder Kontoguthaben dar. Nicht selten ist die Inflations-
rate auch höher als die gezahlten Zinsen (= negative 
Realverzinsung). Die Höhe der Inflationsraten kann sich 
für verschiedene Währungen stark unterscheiden. 

Sachwerte hingegen, wie z.B. Aktien, bieten langfristig 
einen gewissen Schutz vor Kaufkraftverlusten. Trotzdem 
kann die Inflationsrate, zumindest zeitweise, über dem 
Wertzuwachs der Sachwerte liegen.

Risiko von negativen Habenzinsen
Die RIV legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahr-
stelle oder anderen Banken für Rechnung des Fonds an. 
Für diese Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz verein-
bart, der dem Euribor (European Interbank Offered Rate) 
abzüglich einer bestimmten Marge entspricht. Sinkt 
der Euribor unter die vereinbarte Marge, so führt dies 
zu negativen Zinsen auf dem entsprechenden Konto. 
Abhängig von der Entwicklung der Zinspolitik der Euro-
päischen Zentralbank können sowohl kurz-, mittel- als 
auch langfristige Bankguthaben eine negative Verzin-
sung erzielen. 

Währungsrisiko
Vermögenswerte des Fonds können in anderen 
Währungen als der Fondswährung angelegt sein. Der 
Fonds erhält die Erträge, Rückzahlungen und Erlöse aus 
solchen Anlagen in der jeweiligen Währung. Fällt der 
Wert dieser Währung gegenüber der Fondswährung, so 
reduziert sich der Wert solcher Anlagen und somit auch 
der Wert des Fondsvermögens. 

Konzentrationsrisiko
Weitere Risiken können dadurch entstehen, dass eine 
Konzentration der Anlage in bestimmte Vermögens-
gegenstände oder Märkte erfolgt. Dann ist der Fonds von 
der Entwicklung dieser Vermögensgegenstände oder 
Märkte besonders stark abhängig. 
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 Risiko bei Verbriefungspositionen ohne Selbstbehalt
Der Fonds darf Wertpapiere, die Kredite verbriefen 
(Kreditverbriefungspositionen) und nach dem 1. Januar 
2011 emittiert wurden, nur noch erwerben, wenn der 
Kreditgeber mindestens 5 % des Volumens der Verbrie-
fung als sogenannten Selbstbehalt zurückbehält und 
weitere Vorgaben einhält. Die RIV ist daher verpflichtet, 
im Interesse der Anleger Maßnahmen zur Abhilfe einzu-
leiten, wenn Kreditverbriefungen, die nach diesem 
Stichtag emittiert wurden, diesen EU-Standards nicht 
entsprechen. Im Rahmen dieser Abhilfemaßnahmen 
könnte die RIV gezwungen sein, solche Kreditverbrie-
fungspositionen zu veräußern. Aufgrund rechtlicher 
Vorgaben für Banken, Fondsgesellschaften und künftig 
möglicherweise auch für Versicherungen besteht das 
Risiko, dass die RIV solche im Fonds gehaltenen Kredit-
verbriefungspositionen nicht oder nur unter starken 
Abschlägen bzw. mit großer zeitlicher Verzögerung 
verkaufen kann. Hierdurch können dem Fonds Verluste 
entstehen.

Risiken im Zusammenhang mit der Investition in 
Investmentanteile
Die Risiken der Investmentvermögen, deren Anteile für 
den Fonds erworben werden (sogenannte „Zielfonds“), 
stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der 
in diesen Zielfonds enthaltenen Vermögensgegenstände 
bzw. der von diesen Zielfonds verfolgten Anlagestrate-
gien. Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander 
unabhängig handeln, kann es aber auch vorkommen, 
dass mehrere Zielfonds gleiche oder einander entgegen-
gesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch können 
bestehende Risiken kumulieren, und eventuelle Chancen 
können sich gegeneinander aufheben. Es ist der RIV im 
Regelfall nicht möglich, das Management der Zielfonds 
zu kontrollieren. Deren Anlageentscheidungen müssen 
nicht zwingend mit den Annahmen oder Erwartungen 
der RIV übereinstimmen. Der RIV wird die aktuelle 
Zusammensetzung der Zielfonds oftmals nicht zeitnah 
bekannt sein. Entspricht die Zusammensetzung nicht 
ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann sie ggf. erst 
deutlich verzögert reagieren, indem sie Zielfondsanteile 
zurückgibt.

Offene Investmentvermögen, an denen der Fonds Anteile 
erwirbt, könnten zudem zeitweise die Rücknahme der 
Anteile aussetzen. Dann ist die RIV daran gehindert, 
die Anteile an dem anderen Fonds zu veräußern, indem 
sie diese gegen Auszahlung des Rücknahmepreises bei 
der Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstelle des 
anderen Fonds zurückgibt.

Risiken aus dem Anlagespektrum
Unter Beachtung der durch das Gesetz und die Anla-
gebedingungen vorgegebenen Anlagegrundsätze und 
-grenzen, die für den Fonds einen sehr weiten Rahmen 
vorsehen, kann die tatsächliche Anlagepolitik auch 
darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmäßig Vermö-
gensgegenstände z.B. nur weniger Branchen, Märkte 
oder Regionen/Länder zu erwerben. Diese Konzentration 
auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken 
(z.B. Marktenge, hohe Schwankungsbreite innerhalb 
bestimmter Konjunkturzyklen) verbunden sein. Über 
den Inhalt der Anlagepolitik informiert der Jahresbericht 
nachträglich für das abgelaufene Berichtsjahr.

4.3. Risiken der eingeschränkten oder erhöhten 
Liquidität des Fonds im Zusammenhang mit 
vermehrten Zeichnungen oder Rückgaben 
(Liquiditätsrisiko)

Die untenstehenden Risiken können die Liquidität des 
Fonds beeinträchtigen. Dies könnte dazu führen, dass 
der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen vorüberge-
hend oder dauerhaft nicht nachkommen kann bzw. dass 
die RIV das Rückgabeverlangen von Anlegern vorüber-
gehend oder dauerhaft nicht erfüllen kann. Der Anleger 
könnte die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren 
und ihm könnte ggf. das investierte Kapital oder Teile 
hiervon für unbestimmte Zeit nicht zur Verfügung stehen. 
Durch die Verwirklichung der Liquiditätsrisiken könnte 
zudem der Nettoinventarwert des Fonds und damit der 
Anteilwert sinken, etwa wenn die RIV gezwungen ist, 
bei entsprechender gesetzlicher Zulässigkeit, Vermö-
gensgegenstände für den Fonds unter Verkehrswert 
zu veräußern. Ist die RIV nicht in der Lage, die Rück-
gabeverlangen der Anleger zu erfüllen, kann dies auch 
zur Aussetzung der Rücknahme und im Extremfall zur 
anschließenden Auflösung des Fonds führen. 

Liquiditätsrisiken durch behördliche Marktregulierung 
Immer höhere Fondsvolumina unter einheitli-
cher Verwaltung, Computerprogramme, die unter 
bestimmten Bedingungen automatisch und gleichzeitig 
riesige Verkaufsaufträge erteilen sowie die Möglichkeit 
Fonds an der Börse zu handeln, können in unsicheren 
Marktphasen zu schweren Marktturbulenzen mit hohen 
Kursverlusten führen. 

Deshalb haben sich Aufsichtsgremien in der EZB und 
der Europäische Ausschuss für Systemrisiken (ESRB) 
sowie Vertreter der Finanzministerien, Notenbanken 
und Aufsichtsbehörden dafür ausgesprochen, Anle-
gern in Krisenzeiten den ungehinderten Verkauf ihrer 
Fondsanteile zu untersagen um damit eine gefährliche 
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Abwärtsspirale an den Finanzmärkten unterbinden zu 
können. Der ESRB hat die EU-Kommission aufgefordert, 
entsprechende Gesetzesvorschläge zu erarbeiten.

Ob und wie diese Problematik gelöst werden wird bleibt 
Spekulation. Jedenfalls sollte sich der Anleger darauf 
vorbereiten, dass möglicherweise Instrumente wie 
Kündigungsfristen, eine Mindesthaltedauer, Limits für 
Verkaufsorders o.ä. eingeführt werden, um künftig für 
das Finanzsystem gefährlich große Abflüsse aus den 
Fonds zu bremsen.

Risiko durch Kreditaufnahme
Die RIV darf für Rechnung des Fonds Kredite aufnehmen 
entsprechend den im Abschnitt 12 „Anlageinstrumente 
im Einzelnen“, Unterabschnitt „Kreditaufnahme“ darge-
legten Vorgaben. Es besteht das Risiko, dass die RIV 
keinen entsprechenden Kredit aufnehmen kann oder 
einen Kredit nur zu wesentlich ungünstigeren Kondi-
tionen aufnehmen kann. Kredite mit einer variablen 
Verzinsung können sich bei steigenden Zinssätzen 
zudem negativ auswirken. Unzureichende Finanzie-
rungsliquidität kann sich auf die Liquidität des Fonds 
auswirken, mit der Folge, dass die RIV gezwungen sein 
kann, Vermögensgegenstände vorzeitig oder zu schlech-
teren Konditionen als geplant zu veräußern. 

Risiken durch vermehrte Rückgaben oder Zeichnungen
Durch Kauf- und Verkaufsaufträge von Anlegern fließt 
dem Fondsvermögen Liquidität zu oder vom Fonds-
vermögen Liquidität ab. Die Zu- und Abflüsse können 
nach Saldierung zu einem Nettozu- oder -abfluss der 
liquiden Mittel des Fonds führen. Dieser Nettozu- oder 
-abfluss kann den Fondsmanager veranlassen, Vermö-
gensgegenstände zu kaufen oder zu verkaufen, wodurch 
Transaktionskosten entstehen. Dies gilt insbesondere, 
wenn durch die Zu- oder Abflüsse eine von der RIV für 
den Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel über- bzw. 
unterschritten wird. Den bei Abflüssen durch Wertpapier-
verkäufe entstehenden Transaktionskosten im Fonds 
steht ein Rücknahmeabschlag (0,5 %), der vollumfäng-
lich dem Fondsvermögen zufließt, entgegen, mit dem 
Ziel, dass das Fondsvermögen dadurch nicht belastet 
wird. Nur bei Zuflüssen werden die Transaktionskosten 
von Käufen im Fonds dem Fondsvermögen belastet und 
können die Wertentwicklung des Fonds beeinträchtigen. 
Bei Zuflüssen kann sich eine erhöhte Fondsliquidität 
belastend auf die Wertentwicklung des Fonds auswirken, 
wenn die RIV die Mittel nicht zu adäquaten Bedingungen 
anlegen kann. 

Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Ländern
Nach der Anlagestrategie sollen Investitionen für den 

Fonds international breit gestreut getätigt werden. 
Aufgrund lokaler Feiertage in diesen Regionen/Ländern 
kann es zu Abweichungen zwischen den Handelstagen 
an Börsen dieser Regionen/Länder und Bewertungs-
tagen des Fonds kommen. Der Fonds kann möglicher-
weise an einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf 
Marktentwicklungen in den Regionen/Ländern nicht am 
selben Tag reagieren oder an einem Bewertungstag, der 
kein Handelstag in diesen Regionen/Ländern ist, auf dem 
dortigen Markt nicht handeln. Hierdurch kann der Fonds 
gehindert sein, Vermögensgegenstände in der erforder-
lichen Zeit zu veräußern. Dies kann die Fähigkeit des 
Fonds nachteilig beeinflussen, Rückgabeverlangen oder 
sonstigen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.  

4.4. Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und 
Forderungsrisiko

Die untenstehenden Risiken können die Wertentwicklung 
des Fonds beeinträchtigen und sich damit auch nachteilig 
auf den Anteilwert und auf das vom Anleger investierte 
Kapital auswirken. Veräußert der Anleger Anteile am 
Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem eine Gegenpartei oder 
ein zentraler Kontrahent ausgefallen ist und dadurch 
der Wert des Fondsvermögens beeinträchtigt ist, könnte 
der Anleger das von ihm in den Fonds investierte Kapital 
nicht oder nicht vollständig zurückerhalten. 

Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken 	
(außer zentrale Kontrahenten)
Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend „Emit-
tent“) oder eines Vertragspartners (Kontrahenten), gegen 
den der Fonds Ansprüche hat, können für den Fonds 
Verluste entstehen. Das Emittentenrisiko beschreibt die 
Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jewei-
ligen Emittenten, die neben den allgemeinen Tendenzen 
der Kapitalmärkte auf den Kurs eines Wertpapiers 
einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch 
Vermögensverfall von Emittenten eintreten. Die Partei 
eines für Rechnung des Fonds geschlossenen Vertrags 
kann teilweise oder vollständig ausfallen (Kontrahenten-
risiko). Dies gilt für alle Verträge, die für Rechnung eines 
Fonds geschlossen werden.  

Risiko durch zentrale Kontrahenten
Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty – „CCP“) 
tritt als zwischengeschaltete Institution in bestimmte 
Geschäfte für den Fonds ein, insbesondere in Geschäfte 
über derivative Finanzinstrumente. In diesem Fall 
wird er als Käufer gegenüber dem Verkäufer und als 
Verkäufer gegenüber dem Käufer tätig. Ein CCP sichert 
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seine Gegenparteiausfallrisiken durch eine Reihe von 
Schutzmechanismen ab, die es ihm jederzeit ermögli-
chen, Verluste aus den eingegangen Geschäften auszu-
gleichen, etwa durch sogenannte Einschusszahlungen 
(z.B. Besicherungen). Es kann trotz dieser Schutzme-
chanismen nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP 
ausfällt, wodurch auch Ansprüche der RIV für den Fonds 
betroffen sein können. Hierdurch können Verluste für 
den Fonds entstehen, die nicht abgesichert sind. 

4.5. Operationelle und sonstige Risiken des Fonds

Die untenstehenden Risiken können die Wertentwick-
lung des Fonds beeinträchtigen und sich damit auch 
nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger 
investierte Kapital auswirken. 

Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstände 
oder Naturkatastrophen
Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen krimi-
nellen Handlungen werden. Er kann Verluste durch 
Missverständnisse oder Fehler von Mitarbeitern der RIV 
oder externer Dritter erleiden oder durch äußere Ereig-
nisse wie z.B. Naturkatastrophen, Terrorismus und poli-
tische Entscheidungen geschädigt werden. 

Länder- oder Transferrisiko
Es besteht das Risiko, dass ein ausländischer Schuldner 
trotz Zahlungsfähigkeit aufgrund fehlender Transfer-
fähigkeit der Währung oder -bereitschaft seines Sitz-
landes, oder aus anderen Gründen, Leistungen nicht 
fristgerecht, überhaupt nicht oder nur in einer anderen 
Währung erbringen kann. So können z.B. Zahlungen, 
auf die die RIV für Rechnung des Fonds Anspruch hat, 
ausbleiben, in einer Währung erfolgen, die aufgrund 
von Devisenbeschränkungen nicht (mehr) konvertierbar 
ist, oder in einer anderen Währung erfolgen. Zahlt der 
Schuldner in einer anderen Währung, so unterliegt diese 
Position dem oben dargestellten Währungsrisiko. 

Rechtliche und politische Risiken
Für den Fonds dürfen Investitionen in Rechtsordnungen 
getätigt werden, bei denen deutsches Recht keine 
Anwendung findet bzw. im Fall von Rechtsstreitigkeiten 
der Gerichtsstand außerhalb Deutschlands ist. Hieraus 
resultierende Rechte und Pflichten der RIV für Rechnung 
des Fonds können von denen in Deutschland zum Nach-
teil des Fonds bzw. des Anlegers abweichen. Politische 
oder rechtliche Entwicklungen einschließlich der Ände-
rungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen 
Rechtsordnungen können von der RIV nicht oder zu spät 
erkannt werden oder zu Beschränkungen hinsichtlich 

erwerbbarer oder bereits erworbener Vermögensgegen-
stände führen. Diese Folgen können auch entstehen, 
wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
RIV und/oder die Verwaltung des Fonds in Deutschland 
ändern. 

Änderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, 
steuerliches Risiko
Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit 
bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an in 
Deutschland unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tige oder unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtige 
Personen. Es kann jedoch keine Gewähr dafür über-
nommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung 
durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Erlasse der 
Finanzverwaltung nicht ändert.

Eine Änderung fehlerhaft festgestellter Besteuerungs-
grundlagen des Fonds für vorangegangene Geschäfts-
jahre (z.B. aufgrund von steuerlichen Außenprüfungen) 
kann für den Fall einer für den Anleger steuerlich grund-
sätzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der 
Anleger die Steuerlast aus der Korrektur für vorange-
gangene Geschäftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter 
Umständen zu diesem Zeitpunkt nicht in dem Fonds 
investiert war. Umgekehrt kann für den Anleger der Fall 
eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsätzlich vorteil-
hafte Korrektur für das aktuelle und für vorangegan-
gene Geschäftsjahre, in denen er an dem Fonds beteiligt 
war, nicht mehr zugutekommt, weil er seine Anteile vor 
Umsetzung der Korrektur zurückgegeben oder veräu-
ßert hat.

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu führen, 
dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerliche Vorteile 
in einem anderen als eigentlich zutreffenden Veranla-
gungszeitraum tatsächlich steuerlich veranlagt werden 
und sich dies beim einzelnen Anleger negativ auswirkt.

Schlüsselpersonenrisiko
Fällt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten 
Zeitraum sehr positiv aus, hängt dieser Erfolg mögli-
cherweise auch von der Eignung der handelnden 
Personen und damit den richtigen Entscheidungen des 
Managements ab. Die personelle Zusammensetzung 
des Fondsmanagements kann sich jedoch verändern. 
Neue Entscheidungsträger können dann möglicher-
weise weniger erfolgreich agieren. 

Verwahrrisiko
Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen insbe-
sondere im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das 
aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen bzw. höherer 
Gewalt resultieren kann.  
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Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen 
(Abwicklungsrisiko)
Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschäften über ein 
elektronisches System besteht das Risiko, dass eine der 
Vertragsparteien verzögert oder nicht vereinbarungs-
gemäß zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgerecht 
liefert.  

4.6. Nachhaltigkeitsrisiken

Als Nachhaltigkeitsrisiko wird im Sinne der Verordnung 
(EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. November 2019 über nachhaltigkeits-
bezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleis-
tungssektor („nachfolgend Offenlegungs-Verordnung“) 
ein Ereignis oder eine Bedingung im Bereich Umwelt, 
Soziales oder Unternehmensführung bezeichnet, 
dessen bzw. deren Eintreten wesentliche Auswirkungen 
auf den Wert einer zugrundeliegenden Investition haben 
kann bzw. können. Nachhaltigkeitsrisiken können sich 
auf alle Risikoarten, zum Beispiel Marktrisiko, Liquidi-
tätsrisiko, Kontrahentenrisiko und/oder operationelles 
Risiko, erheblich auswirken und als Faktor zur Wesent-
lichkeit dieser Risikoarten beitragen. Demnach können 
auch Nachhaltigkeitsrisiken zu einer wesentlichen 
Verschlechterung des Finanzprofils, der Liquidität, der 
Rentabilität oder der Reputation einer zugrundelie-
genden Investition führen.

Sofern Nachhaltigkeitsrisiken nicht bereits im Invest-
mentprozess einbezogen und in den Bewertungen von 
Chancen und Risiken einer Investition berücksichtigt 
werden, können sich diese auch erheblich negativ oder 
positiv auf den erwarteten/geschätzten Marktpreis und/
oder die Liquidität einer Anlage und somit letztendlich 
auf die Rendite des Fonds auswirken.

5. Erläuterung des Risikoprofils des 
Fonds

Die Wertentwicklung des Fonds wird insbesondere von 
folgenden Faktoren beeinflusst, aus denen sich Chancen 
und Risiken ergeben: 

•	Entwicklung auf den internationalen Aktienmärkten.

•	Entwicklung der Inflationsraten 
(Verbraucherpreisindex).

•	Unternehmensspezifische Entwicklungen.

•	Wechselkursveränderungen von Nicht-Euro-
Währungen gegenüber dem Euro.

•	Der Fonds kann seine Anlagen zeitweilig mehr oder 
weniger stark auf bestimmte Sektoren, Länder oder 
Marktsegmente konzentrieren. Auch daraus können 
sich Chancen und Risiken ergeben.

Weitere Informationen zum Risikoprofil des Fonds sind 
dem Basisinformationsblatt für den Fonds zu entnehmen, 
das auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.riv.
de abrufbar ist. 

6. Erhöhte Volatilität

Der Fonds weist aufgrund seiner Zusammensetzung und 
seiner Anlagepolitik eine erhöhte Volatilität auf, d.h. die 
Anteilpreise können auch innerhalb kurzer Zeiträume 
erheblichen Schwankungen nach oben und nach unten 
unterworfen sein.
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1. Kapitalverwaltungsgesellschaft

Der Fonds wird von der 1996 gegründeten R.I. Vermögensbetreuung AG (RIV) mit Sitz in Ettlingen verwaltet. 

Die unabhängige und konzernfreie RIV ist eine externe OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft im Sinne des KAGB.

Name R.I. Vermögensbetreuung AG

Hausanschrift Ottostraße 1
76275 Ettlingen

Postanschrift Postfach 10 08 51
76262 Ettlingen

Telekommunikation Telefon: (07243) 21 58 3
Telefax: (07243) 21 58 59

Internet www.riv.de

Gründung 1996

Rechtsform Aktiengesellschaft

Handelsregister Amtsgericht Mannheim (HRB 362341)

Eigenkapital 6.970 TEUR (Stand: 31.12.2022)

davon Kernkapital 5.113 TEUR (Stand: 31.12.2022) 

Vorstand Heiko Hohmann (Vorsitzender)
Bastian Bohl
Peter Ulrik Kessel

Aufsichtsrat Rainer Imhof (Vorsitz), Dipl.-Kfm., Bankkaufmann
Dieter Sander, Bankkaufmann
Dr.-Ing. Hans J. Brommer, Patentanwalt
Dr.-Ing. Bernhard Hohlbaum, Geschäftsführer

Eigenkapital und zusätzliche Eigenmittel
In § 25 Abs. 1 und 2 schreibt das KAGB vor, dass externe Kapitalverwaltungsgesellschaften wie die RIV mit einem 
Mindestkapital von 125.000 EUR ausgestattet sein müssen. Dazu kommen mindestens 0,02 % des Betrages, um den 
der Wert der verwalteten Investmentvermögen 250 Millionen Euro übersteigt. 

Zum 31.12.2022 lag das von der RIV verwaltete Investmentvermögen bei 365 Mio. EUR. Dieses Volumen erfordert ein 
Mindestkapital von aufgerundet 148.000 EUR.

Das zum 31.12.2022 von der RIV ausgewiesene Eigenkapital beläuft sich auf insgesamt 6,970 Mio. EUR. Davon waren 
5,113 Mio. EUR Kernkapital, welches damit fast das 35-fache des gesetzlich geforderten Mindestkapitals erreicht.

Diese Eigenkapitalausstattung der RIV ist hinreichend hoch, um die Berufshaftungsrisiken abzudecken, die sich 
durch die Verwaltung ihrer Fonds ergeben und auf berufliche Fahrlässigkeit ihrer Organe oder Mitarbeiter zurück-
zuführen sind.

Darüber hinaus hat die RIV das Ziel, mindestens 10 % des Jahresüberschusses dem Kernkapital zuzuführen, solange 
das gesamte Eigenkapital 1 % des verwalteten Investmentvermögens noch nicht erreicht hat.

Fondsvertrieb
Die RIV beschäftigt keine abhängigen Vermittler und zahlt keine Vermittlungsprovisionen.

B. Die Partner des RIV Zusatzversorgung und ihre Aufgaben
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2. Verwahrstelle

Als Verwahrstelle für die Vermögensgegenstände des Fonds hat die RIV die Hauck Aufhäuser Lampe Privatbank AG 
mit Sitz in Frankfurt am Main beauftragt. Diese ist eine Universalbank mit Schwerpunkt im Wertpapiergeschäft.

Name Hauck Aufhäuser Lampe Privatbank AG

Hausanschrift Kaiserstraße 24
60311 Frankfurt am Main

Postanschrift Postfach 10 10 40
60010 Frankfurt am Main

Telekommunikation Telefon: (069) 21 61 – 0
Telefax: (069) 21 61 - 1340

Internet www.hal-privatbank.com

Gründung 1792

Rechtsform Aktiengesellschaft

Handelsregister Amtsgericht Frankfurt am Main (HRB 108617)

Eigenkapital (Konzern) 599.551 TEUR (Stand 31.12.2022)

Vorstand Michael Bentlage (Vorsitzender)
Oliver Plaack
Madeleine Sander
Dr. Holger Sepp
Gordan Torbica

Vorsitzender des Aufsichtsrats Wolfgang Deml

Aufgaben der Verwahrstelle
Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung von der Verwahrung des Sondervermögens vor. Die Verwahrstelle 
verwahrt die Vermögensgegenstände in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten und überwacht, ob die Verfügungen der 
RIV über die Vermögensgegenstände den Vorschriften des KAGB und den Anlagebedingungen entsprechen. Die 
Anlage von Vermögensgegenständen in Bankguthaben bei einem anderen Kreditinstitut sowie Verfügungen über 
solche Bankguthaben sind nur mit Zustimmung der Verwahrstelle zulässig. Die Verwahrstelle muss ihre Zustimmung 
erteilen, wenn die Anlage bzw. Verfügung mit den Anlagebedingungen und den Vorschriften des KAGB vereinbar ist.

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere folgende Aufgaben:

•	Ausgabe und Rücknahme der Anteile des Fonds,

•	Sicherzustellen, dass die Ausgabe und Rücknahme der Anteile sowie die Anteilwertermittlung den Vorschriften 
des KAGB und den Anlagebedingungen des Fonds entsprechen,

•	Sicherzustellen, dass bei den für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger getätigten Geschäften mit Vermö-
genswerten des Fonds der Gegenwert innerhalb der üblichen Fristen an den Fonds oder für Rechnung des Fonds 
überwiesen wird,

•	Sicherzustellen, dass die Erträge des Fonds nach den Vorschriften des KAGB und nach den Anlagebedingungen 
verwendet werden,

•	Überwachung von Kreditaufnahmen durch die RIV für Rechnung des Fonds sowie gegebenenfalls Zustimmung 
zur Kreditaufnahme,

•	Sicherzustellen, dass Sicherheiten für Wertpapierdarlehen rechtswirksam bestellt und jederzeit vorhanden sind.
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Interessenkonflikte 
Es sind keine Interessenkonflikte bekannt, die aus der Beauftragung der Hauck Aufhäuser Lampe Privatbank AG als 
Verwahrstelle entstehen können.

Unterverwahrung
Die Verwahrung, der für Rechnung des Fonds gehaltenen Vermögensgegenstände, kann durch die in Abschnitt C 
dieses Verkaufsprospektes genannten Unterverwahrer erfolgen.

Folgende Interessenkonflikte könnten sich aus dieser Übertragung ergeben:

•	Keine.

Die oben genannten Informationen hat die RIV von der Verwahrstelle mitgeteilt bekommen. Die RIV hat die Informa-
tionen auf Plausibilität geprüft. Sie ist jedoch auf Zulieferung der Information durch die Verwahrstelle angewiesen 
und kann die Richtigkeit und Vollständigkeit im Einzelnen nicht überprüfen. Die Liste der in Abschnitt C genannten 
Unterverwahrer kann sich allerdings jederzeit ändern. Im Regelfall werden auch nicht sämtliche dieser Unterver-
wahrer für den Fonds genutzt.

Auf Antrag übermittelt die RIV den Anlegern Informationen auf dem neuesten Stand über die Verwahrstelle, ihre 
Pflichten und mögliche Interessenkonflikte, die Beschreibung sämtlicher von der Verwahrstelle ausgelagerten 
Verwahrungsaufgaben, Liste der Auslagerungen und Unterauslagerungen und Angabe sämtlicher Interessenkon-
flikte, die sich aus der Auslagerung der Verwahraufgaben ergeben können.

Haftung der Verwahrstelle
Die Verwahrstelle ist grundsätzlich für alle Vermögensgegenstände, die von ihr oder mit ihrer Zustimmung von einer 
anderen Stelle verwahrt werden, verantwortlich. Im Falle des Verlustes eines solchen Vermögensgegenstandes 
haftet die Verwahrstelle gegenüber dem Fonds und dessen Anlegern, außer der Verlust ist auf unabwendbare Ereig-
nisse außerhalb des Einflussbereichs der Verwahrstelle zurückzuführen. Die Haftung der Verwahrstelle gegenüber 
dem Fonds und gegenüber den Anlegern des Fonds bleibt von einer etwaigen Übertragung an einen Unterverwahrer 
unberührt. Eine Vereinbarung, mit der die Haftung der Verwahrstelle gemäß § 77 Absatz 1, 2 und 3 KAGB für das 
Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstruments oder für sämtliche sonstige Verluste, die der Fonds oder 
die Anleger durch Verstöße der Verwahrstelle gegen ihre Pflichten nach dem KAGB erleiden, aufgehoben oder 
begrenzt werden soll, ist nichtig. Für Schäden, die nicht im Verlust eines Vermögensgegenstandes bestehen, haftet 
die Verwahrstelle grundsätzlich nur, wenn sie ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB mindestens 
fahrlässig nicht erfüllt hat.

3. Service-KVG

Die RIV bedient sich bezüglich der Fondsbuchhaltung und -administration einer Service-KVG und hat diese Aufgaben 
an ihren langjährigen Fondspartner, die Universal-Investment-Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main, (die „Service-
KVG“) ausgelagert. Die Service-KVG ist eine leistungsfähige Kapitalverwaltungsgesellschaft nach deutschem Recht 
mit großer Erfahrung in allen Teilbereichen der Fondsadministration und unterliegt der Aufsicht der BaFin.

Name Universal-Investment-Gesellschaft mbH

Hausanschrift Theodor-Heuss-Allee 70
60486 Frankfurt am Main

Postanschrift Postfach 17 05 48
60079 Frankfurt am Main

Telekommunikation Telefon: (069) 7 10 43 - 0
Telefax: (069) 7 10 43 – 700
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Internet www.universal-investment.com

Gründung 1968

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Handelsregister Amtsgericht Frankfurt am Main (HRB 9937)

Eigenmittel 76.113 TEUR (Stand: 30.09.2022)

Geschäftsführer David Blumer
Frank Eggloff
Mathias Heiß
Katja Müller
Axel Vespermann

Vorsitzender des Aufsichtsrats Professor Dr. Harald Wiedmann

Sollte die Service-KVG für die vom Fonds benötigten Administrationsdienstleistungen nicht mehr zur Verfügung 
stehen, wird die RIV ein anderes Auslagerungsunternehmen beauftragen, das die Fortführung der Fonds-adminis-
tration gewährleisten kann, oder die Administration ihrer Fonds selbst übernehmen. Sollte auch dies nicht möglich 
sein, wird die RIV die Verwaltung des Fonds unter Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Kündigungsfrist von 6 
Monaten kündigen, mit der Folge, dass der Fonds nach Ablauf dieser Frist abgewickelt und der Erlös an die Anleger 
ausgezahlt werden kann (siehe zu diesem Verfahren Abschnitt 20 „Auflösung und Verschmelzung des Fonds“). 

Bis zum Ende der Kündigungsfrist wird die RIV die in Abschnitt 2 „Anlageziel, Anlagegrundsätze und Anlagepolitik“ 
beschriebene Vermögensanlage nicht weiterverfolgen, sondern die Mittel des Fonds ausschließlich in Bankguthaben 
und Geldmarktinstrumenten anlegen.

4. Abschlussprüfer
App Audit GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Goldbergstraße 4
55457 Gensingen
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C. Beschreibung des Fonds
1. Das Sondervermögen (der Fonds) 

Das Sondervermögen RIV Zusatzversorgung (im 
Folgenden der „Fonds“) ist ein Investmentvermögen 
gemäß der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordi-
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-
fend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren (nachfolgend „OGAW“) im Sinne des Kapi-
talanlagegesetzbuchs (nachfolgend „KAGB“). Es wird 
von der Kapitalverwaltungsgesellschaft R.I. Vermögens-
betreuung AG (im Folgenden „RIV“) verwaltet. Der Fonds 
wurde am 01.10.2018 für unbestimmte Dauer aufgelegt.

Die RIV legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen 
Namen für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger 
nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach 
dem KAGB zugelassenen Vermögensgegenständen 
gesondert vom eigenen Vermögen in Form von Sonder-
vermögen an. Der Fonds gehört nicht zur Insolvenz-
masse der RIV.

In welche Vermögensgegenstände die RIV die Gelder 
der Anleger anlegen darf und welche Bestimmungen 
sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus dem KAGB, 
den dazugehörigen Verordnungen und den Anlage-
bedingungen, die das Rechtsverhältnis zwischen den 
Anlegern und der RIV regeln. Die Anlagebedingungen 
umfassen einen Allgemeinen und einen Besonderen 
Teil („Allgemeine Anlagebedingungen” und „Besondere 
Anlagebedingungen”). 

Anlagebedingungen für ein Publikums-Investmentver-
mögen müssen vor deren Verwendung von der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht („BaFin“) 
genehmigt werden.

2. Verkaufsunterlagen und Offenlegung 
von Informationen 
Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerin-
formationendas Basisinformationsblatt, die Anlage-
bedingungen sowie die aktuellen Jahres- und Halb-
jahresberichte sind kostenlos erhältlich bei der RIV, 
auf deren Internet-Seite unter www.riv.de und bei der 
Verwahrstelle. 

Zusätzliche Informationen über die Anlagegrenzen des 
Risikomanagements dieses Fonds, die Risikomanage-
mentmethoden und die jüngsten Entwicklungen bei den 
Risiken und Renditen der wichtigsten Kategorien von 
Vermögensgegenständen sind in mündlicher, elektroni-
scher oder schriftlicher Form bei der RIV erhältlich.

3. Anlagebedingungen und deren 
Änderungen

Die Anlagebedingungen sind im Anschluss an diesen 
Verkaufsprospekt abgedruckt und können von der RIV 
geändert werden. Änderungen der Anlagebedingungen 
bedürfen der Genehmigung durch die BaFin. Änderungen 
der Anlagegrundsätze des Fonds bedürfen zusätzlich 
der Zustimmung durch den Aufsichtsrat der RIV. Ände-
rungen der bisherigen Anlagegrundsätze des Fonds sind 
nur unter der Bedingung zulässig, dass die RIV den Anle-
gern anbietet, ihre Anteile entweder ohne weitere Kosten 
vor dem Inkrafttreten der Änderungen zurückzunehmen 
oder ihre Anteile gegen Anteile an Sondervermögen mit 
vergleichbaren Anlagegrundsätzen kostenlos umzu-
tauschen, sofern derartige Fonds von der RIV verwaltet 
werden.

Die vorgesehenen Änderungen werden im Bundesan-
zeiger und auf der Internet-Seite der RIV unter www.
riv.de bekannt gemacht. Wenn die Änderungen Vergü-
tungen und Aufwandserstattungen, die aus dem Fonds 
entnommen werden dürfen oder die Anlagegrundsätze 
des Fonds oder wesentliche Anlegerrechte betreffen, 
werden die Anleger außerdem über ihre depotführenden 
Stellen durch ein Medium informiert, auf welchem Infor-
mationen für eine den Zwecken der Informationen ange-
messene Dauer gespeichert, einsehbar und unverän-
dert wiedergegeben werden, etwa in Papierform oder in 
elektronischer Form (sogenannter „dauerhafter Daten-
träger“). Diese Information umfasst die wesentlichen 
Inhalte der geplanten Änderungen, ihre Hintergründe, 
die Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der Ände-
rung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere 
Informationen erlangt werden können.

Die Änderungen treten frühestens am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Änderungen von Regelungen 
zu den Vergütungen und Aufwendungserstattungen 
treten frühestens vier Wochen nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft, wenn nicht mit Zustimmung der BaFin 
ein früherer Zeitpunkt bestimmt wurde. Änderungen der 
bisherigen Anlagegrundsätze des Fonds treten ebenfalls 
frühestens vier Wochen nach Bekanntmachung in Kraft.

4. Bewertung  

4.1. Allgemeine Regeln für die 
Vermögensbewertung
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An einer Börse zugelassene / in organisiertem Markt 
gehandelte Vermögensgegenstände
Vermögensgegenstände, die zum Handel an Börsen 
zugelassen sind oder in einem anderen organisierten 
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind sowie 
Bezugsrechte für den Fonds werden zum letzten verfüg-
baren handelbaren Kurs bewertet, der eine verlässliche 
Bewertung gewährleistet, sofern nachfolgend unter 
„Besondere Regeln für die Bewertung einzelner Vermö-
gensgegenstände“ nicht anders angegeben.

Nicht an Börsen notierte oder organisierten Märkten 
gehandelte Vermögensgegenstände oder Vermögens-
gegenstände ohne handelbaren Kurs
Vermögensgegenstände, die weder zum Handel an 
Börsen zugelassen sind noch in einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind 
oder für die kein handelbarer Kurs verfügbar ist, werden 
zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorg-
fältiger Einschätzung nach geeigneten Bewertungsmo-
dellen unter Berücksichtigung der aktuellen Marktge-
gebenheiten angemessen ist, sofern nachfolgend unter 
„Besondere Regeln für die Bewertung einzelner Vermö-
gensgegenstände“ nicht anders angegeben.

4.2. Besondere Regeln für die Bewertung 
einzelner Vermögensgegenstände 

Bankguthaben, Festgelder, Investmentanteile und 
Darlehen
Bankguthaben werden grundsätzlich zu ihrem Nennwert 
zuzüglich zugeflossener Zinsen bewertet.

Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern 
das Festgeld jederzeit kündbar ist und die Rückzahlung 
bei der Kündigung nicht zum Nennwert zuzüglich Zinsen 
erfolgt.

Investmentanteile (Anteile an Zielfonds) werden grund-
sätzlich mit ihrem letzten festgestellten Rücknahmepreis 
angesetzt oder zum letzten verfügbaren handelbaren 
Kurs, der eine verlässliche Bewertung gewährleistet. 
Stehen diese Werte nicht zur Verfügung, werden Invest-
mentanteile zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, 
der bei sorgfältiger Einschätzung nach geeigneten 
Bewertungsmodellen unter Berücksichtigung der aktu-
ellen Marktgegebenheiten angemessen ist.

Auf ausländische Währung lautende 
Vermögensgegenstände
Auf ausländische Währung lautende Vermögensgegen-
stände werden zu dem unter Zugrundelegung des 17.00 
Uhr-Fixings von The WM Company ermittelten Devisen-
kurs der Währung in Euro taggleich umgerechnet.
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5. Wertentwicklung

6. Teilinvestmentvermögen 

Der Fonds ist kein Teilinvestmentvermögen einer 
Umbrella-Konstruktion. 

7. Anteile

Die Rechte der Anleger werden in Anteilscheinen 
verbrieft oder als elektronische Anteilscheine begeben. 
Verbriefte Anteilscheine werden ausschließlich in 
Sammelurkunden verbrieft. Diese Sammelurkunden 
werden bei einer Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Mit 
dem Erwerb eines Anteils am Sondervermögen erwirbt 
der Anleger einen Miteigentumsanteil an der Sammel-
urkunde, ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung 
einzelner Anteilscheine besteht nicht. Der Erwerb von 
Anteilen ist nur bei Depotverwahrung möglich. Die 
Anteilscheine lauten auf den Inhaber. 

7.1. Ausgabe und Rücknahme von Anteilscheinen

Ausgabe von Anteilen
Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätz-
lich nicht beschränkt. Die Anteile können bei der 
Verwahrstelle erworben werden. Sie werden von der 

Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegeben, der dem 
Nettoinventarwert pro Anteil („Anteilwert“) entspricht. 
Daneben ist der Erwerb über die Vermittlung Dritter 
möglich, hierbei können zusätzliche Kosten entstehen. 
Die RIV behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorü-
bergehend oder vollständig einzustellen. 

Rücknahme von Anteilen
Die Anleger können bewertungstäglich die Rücknahme 
von Anteilen verlangen, sofern die RIV die Anteil-
rücknahme nicht beschränkt (siehe unten Abschnitt 
„Beschränkung der Rücknahme“) oder nicht vorüberge-
hend ausgesetzt hat (siehe unten Abschnitt „Aussetzung 
der Anteilrücknahme“). Rücknahmeorders sind bei der 
Verwahrstelle oder der RIV selbst zu stellen. Die RIV ist 
verpflichtet, die Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag 
geltenden Rücknahmepreis zurückzunehmen, der dem 
für diesen Tag ermittelten Anteilwert abzüglich eines 
Rücknahmeabschlages entspricht. Die Rücknahme 
kann auch durch die Vermittlung Dritter erfolgen, hierbei 
können zusätzliche Kosten entstehen.  

Beschränkung der Anteilrücknahme
Die RIV hat gemäß § 98 KAGB Absatz 1b die Möglich-
keit, die Rücknahme von Anteilen für insgesamt bis zu 15 
aufeinanderfolgende Arbeitstage zu beschränken, wenn 

Stand: 31.12.2023
Wertentwicklung nach der BVI-Methode. Historische Wertentwicklungen lassen keine Rückschlüsse auf eine ähnliche Entwicklung in der 
Zukunft zu. Diese ist nicht prognostizierbar. Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung werden in den Jahres- und Halbjahresberichten sowie 
auf der Internet-Seite der RIV unter www.riv.de veröffentlicht. 
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die Rückgabeverlangen der Anleger einen zuvor festge-
legten Schwellenwert erreichen, ab dem die Rückgabe-
verlangen aufgrund der Liquiditätssituation der Vermö-
gensgegenstände des Sondervermögens nicht mehr im 
Interesse der Gesamtheit der Anleger ausgeführt werden 
können. Die RIV macht von der Möglichkeit, die Rück-
nahme von Anteilen zu beschränken, keinen Gebrauch 
und hat sie im § 7 der Besonderen Anlagebedingungen 
des Fonds ausgeschlossen.  

Abrechnung bei Anteilausgabe und -rücknahme
Die RIV trägt dem Grundsatz der Anlegergleichbehand-
lung Rechnung, indem sie sicherstellt, dass sich kein 
Anleger durch den Kauf oder Verkauf von Anteilen zu 
bereits bekannten Anteilwerten Vorteile verschaffen 
kann. Es ist deshalb ein täglicher Orderannahmeschluss 
festgelegt. Die Abrechnung von Ausgabe- und Rücknah-
meorders, die bis zum Orderannahmeschluss bei der 
Verwahrstelle oder der RIV eingehen, erfolgt spätestens 
an dem auf den Eingang der Order folgenden Wertermitt-
lungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten 
Anteilwert. Orders, die nach dem Annahmeschluss bei 
der Verwahrstelle oder bei der RIV eingehen, werden 
erst am übernächsten Wertermittlungstag (=Abrech-
nungstag) zu dem dann ermittelten Anteilwert abge-
rechnet. Der Orderannahmeschluss für diesen Fonds 
kann bei der Verwahrstelle erfragt werden. Er kann 
jederzeit geändert werden.

Darüber hinaus können Dritte die Anteilausgabe bzw. 
-rücknahme vermitteln, z.B. die depotführende Stelle. 
Dabei kann es zu längeren Abrechnungszeiten kommen. 
Auf die unterschiedlichen Abrechnungsmodalitäten der 
depotführenden Stellen hat die RIV keinen Einfluss.

7.2. Aussetzung der Anteilrücknahme

Die RIV kann die Rücknahme der Anteile zeitweilig 
aussetzen, sofern außergewöhnliche Umstände 
vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung 
der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen 
lassen. Solche außergewöhnlichen Umstände liegen 
etwa vor, wenn eine Börse, an der ein wesentlicher Teil 
der Wertpapiere des Fonds gehandelt wird, außerplan-
mäßig geschlossen ist, oder wenn über Vermögens-
gegenstände nicht verfügt werden kann oder wenn 
die Vermögensgegenstände des Fonds nicht bewertet 
werden können. Solange die Rücknahme ausgesetzt 
ist, dürfen keine Anteile ausgegeben werden. RIV hat 
die Aussetzung der Rücknahme der Anteile den gemäß 
§ 98 Absatz 2 Satz 3 KAGB zuständigen Stellen unver-
züglich anzuzeigen. Daneben kann die Bundesanstalt 
anordnen, dass die Gesellschaft die Rücknahme der 

Anteile auszusetzen hat, wenn dies im Interesse der 
Anleger oder der Öffentlichkeit erforderlich ist.

Der RIV bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu 
dem dann gültigen Rücknahmepreis zurückzunehmen 
oder umzutauschen, wenn sie unverzüglich, jedoch 
unter Wahrung der Interessen aller Anleger, Vermö-
gensgegenstände des Fonds veräußert hat. Einer vorü-
bergehenden Aussetzung kann ohne erneute Wieder-
aufnahme der Rücknahme der Anteile direkt eine 
Auflösung des Sondervermögens folgen (siehe hierzu 
den Abschnitt „Auflösung, Übertragung und Verschmel-
zung des Fonds“).

Die RIV unterrichtet die Anleger durch Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger und darüber hinaus auf der Internet-
Seite der RIV unter www.riv.de über die Aussetzung 
und die Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile. 
Außerdem werden die Anleger über ihre depotführenden 
Stellen per dauerhaften Datenträger, etwa in Papierform 
oder in elektronischer Form informiert.

Die RIV untersagt das sogenannte Market Timing 
oder sonstige auf kurzfristige Gewinne ausgerichtete 
Handelsstrategien mit den Anteilen des Fonds. Wenn 
die RIV Grund zur Annahme hat, dass derartige kurz-
fristige Handelsstrategien mit spekulativem Charakter 
angewendet werden, behält sie sich vor, Anträge zur 
Zeichnung bzw. Rücknahme von Anteilen am Fonds 
abzulehnen. 

7.3. Liquiditätsmanagement

Die RIV hat für den Fonds schriftliche Grundsätze und 
Verfahren festgelegt, die es ihr ermöglichen, die Liqui-
ditätsrisiken des Fonds zu überwachen und zu steuern.  
Ziel ist es zu gewährleisten, dass das Liquiditätsprofil 
der Anlagen des Fonds sich zu jeder Zeit mit allen denk-
baren, regelmäßigen und unregelmäßigen Liquiditäts-
bedürfnissen des Fonds deckt und die Höhe der liquiden 
Mittel zu Anlagestrategie, Liquiditätsprofil, Fondsvo-
lumen, Profil der Anlegerbasis und zu den Rücknahme-
grundsätzen passt.

Für den Fonds wird angestrebt, das Vermögen des 
Fonds in Vermögensgegenstände anzulegen, die nach 
Einschätzung der RIV zum Zeitpunkt der Drucklegung 
des Verkaufsprospektes nahezu vollständig innerhalb 
von einer Woche liquidierbar sind.

Die wichtigsten Komponenten des Liquiditätsmanage-
ments der RIV sind: 

•	Für das Fondsvermögen werden nur Wertpapiere 
gekauft, die an einer Börse oder einem geregelten 
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Markt gehandelt werden oder täglich zum Marktpreis 
an seinen Emittenten zurückgegeben werden können.   

•	Es wird darauf geachtet, dass jede Position nur so 
groß ist, dass sie nach Einschätzung der RIV auch 
unter erschwerten Verhältnissen i.d.R. innerhalb von 
fünf Börsentagen geräumt werden kann. Dazu dient 
der Vergleich des Volumens jeder einzelnen Anlage-
position im Fonds mit ihren durchschnittlichen tägli-
chen Handelsumsätzen, unter Beachtung der Preis-
sensitivität und den Unterschieden zwischen Geld- und 
Briefkursen bei normalen und außergewöhnlichen 
Marktbedingungen. 

•	Ein Abschlag von 0,5 % bei der Rückgabe von Fonds-
anteilen soll spekulative Anteilsrückgaben verhindern. 
Da dieser Rücknahmeabschlag dem Fondsvermögen 
zufließt, schützt er dieses auch vor den Transaktions-
kosten durch hohe zu- und abfließende Beträge. 

•	Die auf mehrere, untereinander unabhängige Insti-
tute verteilten Bankguthaben müssen mindestens die 
vorhandenen und innerhalb der nächsten zwei Jahre 
absehbar entstehenden Zahlungs-verpflichtungen 
abdecken.  

Die Organisation des Liquiditätsmanagements:

•	Das Liquiditätsmanagementsystem der RIV liegt in 
einer angemessenen dokumentierten Form vor, wird 
mindestens einmal jährlich überprüft und bei Bedarf 
entsprechend angepasst.  

•	Die RIV führt regelmäßig Stresstests durch, mit denen 
sie die Liquiditätsrisiken des Fonds bewerten kann. Dies 
geschieht auf der Grundlage quantitativer und qualita-
tiver Informationen. Hierbei werden neben aktuellen 
und historischen Börsenumsätzen, die das allgemeine 
Anlegerverhalten und die Marktentwicklung berück-
sichtigen, auch die Kursveränderungen berücksichtigt, 
welche durch das eigene Verhalten entstehen können. 
Die Stresstests simulieren mangelnde Liquidität der 
Vermögenswerte im Fonds sowie atypische Rücknah-
meforderungen. Sie werden unter Berücksichtigung der 
Anlagestrategie, des Liquiditätsprofils, der Rücknah-
megrundsätze und der Ausschüttungsverpflichtungen 
des Fonds in einer der Art des Fonds angemessenen 
Häufigkeit, mindestens einmal jährlich, durchgeführt.  

Die Rückgaberechte unter normalen und außergewöhn-
lichen Umständen sowie die Beschränkung oder Ausset-
zung der Anteilrücknahme sind im Abschnitt 7 „Ausgabe 
und Rücknahme von Anteilscheinen“ und „Beschränkung 
der Anteilrücknahme“ bzw. Aussetzung der Anteilrück-
nahme“ dargestellt. Die hiermit verbundenen Risiken 
sind im Abschnitt A. 4 „Risikohinweise“, Unterabschnitte 

„Risiken einer Fondsanlage“ ((„Beschränkung der Anteil-
rücknahme“ bzw. „Aussetzung der Anteilrücknahme“) 
und „Liquiditätsrisiko“ erläutert.  

7.4. Börsen und Märkte

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Anteile des 
Fonds an Börsen oder an anderen Märkten gehandelt 
werden. Der dem Börsenhandel oder Handel in sons-
tigen Märkten zugrundeliegende Marktpreis wird nicht 
ausschließlich durch den Wert der im Fonds gehaltenen 
Vermögensgegenstände, sondern auch durch Angebot 
und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser Marktpreis 
von dem ermittelten Anteilpreis abweichen.  

7.5. Faire Behandlung der Anleger und 
Anteilklassen

Alle ausgegebenen Anteile haben gleiche Ausgestal-
tungsmerkmale. Anteilklassen werden zunächst nicht 
gebildet.

Gemäß den Anlagebedingungen des Fonds ist die Bildung 
von Anteilklassen zulässig. Es liegt im Ermessen der RIV 
zukünftig Anteilklassen zu eröffnen. Es können Anteile 
mit unterschiedlichen Ausgestaltungsmerkmalen 
ausgegeben werden. Anteile mit gleichen Ausgestal-
tungsmerkmalen bilden eine Anteilklasse.

Im Falle der Bildung verschiedener Anteilklassen werden 
die bestehenden Anteilinhaber des Fonds einer gemein-
samen Anteilklasse zugeordnet.

Die RIV hat die Anleger des Fonds fair zu behandeln. Sie 
darf im Rahmen der Steuerung des Liquiditätsrisikos 
und der Rücknahme von Anteilen die Interessen eines 
Anlegers oder einer Gruppe von Anlegern nicht über die 
Interessen eines anderen Anlegers oder einer anderen 
Anlegergruppe stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die RIV die faire Behand-
lung der Anleger sicherstellt, siehe oben Unterabschnitt 
„Abrechnung bei Anteilausgabe und -rücknahme“ sowie 
den Abschnitt „Liquiditätsmanagement“.

7.6. Ausgabe- und Rücknahmepreis

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Rücknah-
mepreises für die Anteile ermittelt die RIV unter Kont-
rolle der Verwahrstelle bewertungstäglich den Wert 
der zum Fonds gehörenden Vermögensgegenstände 
abzüglich der Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert). Die 
Teilung des so ermittelten Nettoinventarwerts durch die 
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Anzahl der ausgegebenen Anteile ergibt den Wert jedes 
Anteils („Anteilwert“).

Bewertungstage für die Anteile des Fonds sind alle 
Börsentage. An gesetzlichen Feiertagen im Geltungs-
bereich des KAGB, die Börsentage sind, sowie am 24. 
und 31. Dezember jeden Jahres können die RIV und die 
Verwahrstelle von einer Ermittlung des Wertes absehen. 
Von einer Anteilpreisermittlung wird derzeit an Neujahr, 
Karfreitag, Ostern, Ostermontag, Maifeiertag, Christi 
Himmelfahrt, Pfingsten, Pfingstmontag, Fronleichnam, 
Tag der Deutschen Einheit, Heilig Abend, 1. und 2. Weih-
nachtsfeiertag und Silvester abgesehen. 

Aussetzung der Errechnung des Ausgabe- und 
Rücknahmepreises
Die RIV kann die Errechnung des Ausgabe- und Rück-
nahmepreises zeitweilig aussetzen. Hierfür gelten die 
gleichen Voraussetzungen wie bei der Aussetzung der 
Anteilrücknahme. Diese sind im Abschnitt 7 in den 
Unterabschnitten „Ausgabe und Rücknahme von Anteil-
scheinen, Aussetzung der Anteilrücknahme“ näher 
erläutert. 

Ausgabeaufschlag
Die Ausgabe erfolgt zum Anteilwert. Ein Ausgabeauf-
schlag wird nicht erhoben.  

Rücknahmeabschlag
Bei Festsetzung des Rücknahmepreises wird von dem 
Anteilwert ein Rücknahmeabschlag abgezogen. Der 
Rücknahmeabschlag beträgt 0,5 % des Anteilwertes. 
Dieser Rücknahmeabschlag kann insbesondere bei 
kurzer Anlagedauer die Wertentwicklung reduzieren 
oder sogar ganz aufzehren. Der Rücknahmeabschlag 
fließt dem Sondervermögen zu.  

7.7. Veröffentlichung der Ausgabe- und 
Rücknahmepreise

Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden börsen-
täglich auf der Internet-Seite der RIV unter www.riv.de 
veröffentlicht. 

Kosten bei Ausgabe und Rücknahme der Anteile
Die Ausgabe der Anteile durch die RIV bzw. durch die 
Verwahrstelle erfolgt zum Ausgabepreis ohne Ausgabe-
aufschlag zum Nettoanteilwert. Die Rücknahme erfolgt 
zum Rücknahmepreis (Anteilwert abzüglich Rücknah-
meabschlag) ohne Berechnung zusätzlicher Kosten.

Bei der Ausgabe von Anteilen über Dritte können 
Kosten berechnet werden. Werden Anteile über Dritte 

zurückgegeben, so können Kosten bei der Rücknahme 
der Anteile anfallen.

8. Verwaltungs- und sonstige Kosten

Vergütungen, die der RIV aus dem Fonds zustehen:

Die RIV erhält für die Verwaltung des Fonds eine viertel-
jährlich zahlbare Vergütung in Höhe von einem Viertel aus 
bis zu 1,40 % p.a. (derzeit 1,25 % p.a.) des durchschnittli-
chen Nettoinventarwerts des Fonds in der Abrechnungs-
periode, der aus den Werten eines jeden Bewertungs-
tages errechnet wird. Es steht der RIV frei, für den Fonds 
oder für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere 
Vergütung zu berechnen oder von der Berechnung einer 
Vergütung abzusehen. Die RIV gibt für jede Anteilklasse 
im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht 
die erhobene Verwaltungsvergütung an. 

Vergütungen, die aus dem Fonds an Dritte zu zahlen sind:

Die Verwahrstelle erhält für ihre Tätigkeit eine viertel-
jährlich zahlbare Vergütung in Höhe von einem Viertel 
aus bis zu 0,08 % p.a. des durchschnittlichen Nettoin-
ventarwerts des Fonds in der Abrechnungsperiode, der 
aus den Werten eines jeden Bewertungstages errechnet 
wird. Es steht der Verwahrstelle frei, für den Fonds oder 
für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere 
Vergütung in Rechnung zu stellen oder von der Berech-
nung einer Vergütung abzusehen. Die RIV gibt für jede 
Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halb-
jahresbericht die erhobene Verwahrstellenvergütung an. 

Zulässiger jährlicher Höchstbetrag der Vergütungen:

Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach 
den vorstehenden Absätzen als Vergütung entnommen 
wird, kann insgesamt bis zu 1,48 % p.a. des durchschnitt-
lichen Nettoinventarwerts des OGAW-Sondervermögens 
in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten eines 
jeden Bewertungstages errechnet wird, betragen. 

Neben den der RIV und der Verwahrstelle zustehenden 
Vergütungen gehen die folgenden sonstigen Aufwen-
dungen zu Lasten des Fonds:  

•	bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. 
einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwah-
rung ausländischer Vermögensgegenstände im 
Ausland; 

•	Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger 
bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufs-
unterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-
prospekt, Basisinformationsblatt); 



VerkaufsprospektRIV Zusatzversorgung

Seite 30 von 61

•	Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halb-
jahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen 
und des Auflösungsberichtes;  

•	Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauer-
haften Datenträgers, außer im Fall der Informationen 
über Fondsverschmelzungen und der Informationen 
über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlage-
grenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der 
Anteilwertermittlung; 

•	Kosten für die Prüfung des Fonds durch den von der 
RIV beauftragten Abschlussprüfer des Fonds; 

•	Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungs-
grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-
chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-
rechts ermittelt wurden;  

•	Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung 
von Rechtsansprüchen durch die RIV für Rechnung des 
Fonds sowie der Abwehr von gegen die RIV zu Lasten 
des Fonds erhobenen Ansprüchen;  

•	Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in 
Bezug auf den Fonds erhoben werden;   

•	Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick 
auf den Fonds;  

•	Kosten für die Beauftragung von 
Stimmrechtsbevollmächtigten;  

•	im Zusammenhang mit den an die RIV, die Verwahr-
stelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen sowie 
den vorstehend genannten Aufwendungen anfallende 
Steuern einschließlich der im Zusammenhang mit der 
Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern. 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwen-
dungen werden dem Fonds die in Zusammenhang 
mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermö-
gensgegenständen entstehenden Transaktionskosten 
belastet.

Für die oben genannten Aufwendungen können 
folgende Erläuterungen bezüglich der dem Fonds zu 
belastenden Beträge gegeben werden: 

•	Die Vergütung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Fonds setzt sich aus einem Basishonorar und 
weiteren Zuschlägen, die insbesondere von der Anzahl 
der Segmente und Anteilklassen des Fonds sowie von 
dem Fondsvolumen des Fonds abhängen, zusammen 
und kann maximal einen Betrag von EUR 15.000 zzgl. 
MwSt. erreichen. 

•	Die Kosten für die Bekanntmachung der 

Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass 
die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deut-
schen Steuerrechts ermittelt wurden betragen pro 
Geschäftsjahr des Fonds EUR 1.500.  

•	In Fällen, in denen für den Fonds im Rahmen von 
Sammelklagen gerichtlich oder außergerichtlich der 
Abschluss eines Vergleiches oder ein Urteil erzielt 
wurde, kann die dafür beauftragte Rechtsanwaltskanzlei 
eine Vergütung in Höhe von bis zu 5 % der diesbezüglich 
für den Fonds vereinnahmten Beträge erhalten. Für die 
aktive Teilnahme an einer Sammelklage als führender 
Kläger, für Privatklagen oder sonstigen Klage- oder 
Verwaltungsverfahren können hiervon abweichende 
Konditionen gelten bzw. vereinbart werden. Die hierfür 
beauftragte Rechtsanwaltskanzlei kann in diesen Fällen 
bis zu 30 % der vereinnahmten Beträge erhalten. 

•	Für die Genehmigung der Anlagebedingungen des 
Fonds, die Genehmigung der Verwahrstelle, für die 
Änderung von Anlagebedingungen sowie weitere Amts-
handlungen bezogen auf den Fonds kann die BaFin 
Gebühren oder Kosten erheben, welche von dem Fonds 
getragen werden. Die Höhe dieser Beträge können der 
Verordnung über die Umlegung von Kosten nach dem 
Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz in seiner jeweils 
aktuellen Fassung entnommen werden. Die jeweils 
aktuelle Fassung dieser Verordnung ist auf der Inter-
netseite der BaFin unter www.bafin.de erhältlich. 

•	Für Beauftragung eines Stimmrechtsbevollmäch-
tigten für die Abwicklung von Hauptversammlungen 
fällt ein Entgelt pro Hauptversammlung an. Sofern die 
Abwicklung für mehrere Investmentvermögen erfolgt, 
erfolgt eine anteilige Berechnung für den Fonds. Die 
Anzahl der Hauptversammlungen, welche der Stimm-
rechtsbevollmächtigte für den Fonds abwickelt ist 
von der jeweils aktuellen Portfoliozusammensetzung 
abhängig. Ein im Voraus festgelegter oder abschätz-
barer Höchstbetrag hierfür besteht daher nicht.  

•	Die Höhe der im Zusammenhang mit dem Erwerb und 
der Veräußerung von Vermögensgegenständen entste-
henden Kosten hängt von der Anzahl der tatsächlich 
durchgeführten Transaktionen ab. Die RIV geht für den 
Zeitraum eines Geschäftsjahres des Fonds von einem 
Höchstbetrag von 0,5 % des durchschnittlichen Volu-
mens des Fonds aus. Die Transaktionskosten können in 
diesem Zeitraum tatsächlich niedriger oder auch höher 
sein. Der vorgenannte Prozentsatz ist daher lediglich 
eine Prognose.  

•	Im Hinblick auf die sonstigen oben genannten 
Aufwendungen werden die jeweils tatsächlich angefal-
lenen Aufwendungen dem Fonds belastet. Da die Höhe 
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dieser Aufwendungen u.a. von dem Volumen des Fonds, 
der Portfoliozusammensetzung bzw. der Anzahl der in 
dem Fonds investierten Anleger abhängt, besteht ein 
im Voraus festgelegter oder abschätzbarer Höchstbe-
trag für diese Aufwendungen nicht.  

Im Jahresbericht werden die im Geschäftsjahr zu 
Lasten des Fonds angefallenen Verwaltungskosten 
(ohne Transaktionskosten) offengelegt und als Quote 
des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen 
(Gesamtkostenquote). Diese setzt sich zusammen aus 
der Vergütung für die Verwaltung des Fonds, der Vergü-
tung der Verwahrstelle sowie den Aufwendungen, die 
dem Fonds zusätzlich belastet werden können (siehe 
vorstehend). Ausgenommen sind die Nebenkosten und 
die Kosten, die beim Erwerb und der Veräußerung von 
Vermögensgegenständen entstehen.

Der RIV fließen keine Rückvergütungen der aus dem 
Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten 
Vergütungen und Aufwandserstattungen zu. Im Übrigen 
wird auf die entsprechenden Jahresberichte verwiesen. 

Besonderheiten und Kosten beim Erwerb von 
Investmentanteilen
Soweit im Fonds auch Anteile an anderen Investment-
vermögen (Zielfonds) gehalten werden, fällt neben der 
Vergütung zur Verwaltung des Fonds auch eine Verwal-
tungsvergütung innerhalb dieser Zielfonds an.

Der Anleger sollte darüber hinaus berücksichtigen, dass 
dem Fonds beim Erwerb von anderen Investmentan-
teilen gegebenenfalls Ausgabeaufschläge beziehungs-
weise Rücknahmegebühren berechnet werden, die den 
Fonds belasten. Neben diesen Kosten sind auch die für 
den jeweiligen Zielfonds anfallenden Gebühren, Kosten, 
Steuern, Provisionen und sonstigen Aufwendungen in 
Bezug auf Investmentanteile, in die der Fonds investiert, 
mittelbar von den Anlegern des Fonds zu tragen. Der 
Fonds darf auch in Investmentanteile anlegen, die eine 
andere Gebührenstruktur (z.B. Pauschalgebühr, erfolgs-
abhängige Vergütung) aufweisen oder für die zusätzli-
chen Arten von Gebühren belastet werden dürfen.

Soweit ein Zielfonds direkt oder indirekt von der RIV 
oder einem anderen Unternehmen verwaltet wird, mit 
dem die RIV durch eine wesentliche unmittelbare oder 
mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die RIV oder 
das andere Unternehmen für den Erwerb oder die Rück-
nahme der Investmentanteile der Zielfonds keine Ausga-
beaufschläge und Rücknahmeabschläge zu Lasten des 
Fonds berechnen.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausga-
beaufschläge und Rücknahmeabschläge offengelegt, 

die dem Fonds für den Erwerb und die Rücknahme von 
Anteilen an anderen Investmentvermögen berechnet 
worden sind. Ferner wird die Vergütung offengelegt, die 
dem Fonds von einer in- oder ausländischen Kapitalver-
waltungsgesellschaft oder einer Kapitalverwaltungsge-
sellschaft, mit der die RIV durch Beteiligung verbunden 
ist, als Verwaltungsvergütung für die im Fonds gehal-
tenen Anteile berechnet wurde.

9. Reale Gesamtkostenquote 

Im Jahresbericht werden die im Geschäftsjahr zu Lasten 
des Fonds angefallene 

•	Verwaltungsvergütung der RIV, 

•	die sonstigen Aufwendungen

•	die Kosten der Verwahrstelle und 

•	die Transaktionskosten, die beim Erwerb und der 
Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehen, 

einzeln in absoluten Beträgen und als %-Quote des 
durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen. 

Diese vier Kostenkomponenten ergeben zusammen die 
reale Gesamtkostenquote, welche die RIV auch in den 
Basisinformationsblättern für ihre Fonds veröffentlicht.

10. Vergütungspolitik

Die RIV unterliegt den für Kapitalverwaltungsgesell-
schaften geltenden aufsichtsrechtlichen Vorgaben im 
Hinblick auf die Gestaltung ihres Vergütungssystems. 
Die detaillierte Ausgestaltung hat die RIV in einer Vergü-
tungsordnung geregelt, deren Ziel es ist, eine nach-
haltig wirksame Vergütungssystematik zur Förderung 
einer nachhaltigen und für alle wesentlichen Inter-
essengruppen (Kunden, Mitarbeiter, Aktionäre) wert-
schaffenden Geschäftsentwicklung unter Vermei-
dung von Fehlanreizen zur Eingehung übermäßiger 
Risiken aller Art, einschließlich Nachhaltigkeitsrisiken, 
sicherzustellen.

Der Aufsichtsrat legt die allgemeinen Grundsätze der 
Vergütungspolitik fest und stellt sicher, dass diese im 
Einklang mit den strategischen Zielen der RIV stehen 
und keine Anreize zur Eingehung von unverhältnismä-
ßigen Risiken setzen. Der Aufsichtsrat überprüft diese 
Grundsätze regelmäßig mindestens einmal jährlich und 
ist für ihre Umsetzung verantwortlich. Die Vergütungs-
regelung der Vorstände wird mindestens einmal jährlich 
auf Angemessenheit überprüft. Darüber hinaus stellt 
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die interne Revision mindestens einmal jährlich fest, ob 
die Vergütungsvorschriften und -verfahren umgesetzt 
werden.

Die Gesamtvergütung jedes Beschäftigten setzt sich aus 
einer angemessenen festen Komponente, dem Fest-
gehalt, und einer variablen Vergütungskomponente 
zusammen. Feste und variable Bestandteile der Gesamt-
vergütung stehen in einem angemessenen Verhältnis. In 
keinem Fall darf die variable Vergütung das Zweifache 
des Festgehalts überschreiten. Da die RIV auf jegliche 
erfolgsabhängige Zusatzvergütungen an den für ihre 
Kunden erwirtschaftete Anlageergebnisse verzichtet, 
setzt die variable Vergütung keine Anreize in der Anla-
gepolitik überhöhte Risiken einzugehen und vermeidet 
damit Interessenkonflikte.

Für die Geschäftsführung der RIV und Mitarbeiter, 
deren Tätigkeiten einen wesentlichen Einfluss auf das 
Gesamtrisikoprofil der RIV und der von ihr verwalteten 
Investmentvermögen haben (sog. „Risk Taker“) gelten 
besondere Regelungen. Um zu gewährleisten, dass die 
Beurteilung für diese risikorelevanten Mitarbeiter auf 
die längerfristige Leistung abstellt und aktuelle als auch 
zukünftige Risiken berücksichtigt werden, verpflichten 
sich die Vorstände jährlich mindestens 25 % der Brutto-
Tantieme in die von der RIV gemanagten Fonds zu inves-
tieren, bis der Wert aller ihrer RIV-Fondsanteile mindes-
tens dem jeweilig fixen Jahresgehalt entspricht. Darüber 
ist der RIV ein schriftlicher Nachweis vorzulegen. Die 
Fondsanteile müssen bis zum fünften Jahr nach dem 
Ausscheiden aus der RIV gehalten werden. 

Die Einzelheiten der aktuellen Vergütungspolitik 
einschließlich einer Beschreibung der Berechnung der 
Vergütung und der sonstigen Zuwendungen wie auch die 
Identität der für die Zuteilung der Vergütung und sons-
tigen Zuwendungen zuständigen Personen sind auf der 
Internetseite der RIV unter www.riv.de veröffentlicht. 
Auf Verlangen werden die Informationen von der RIV 
kostenlos in Papierform zur Verfügung gestellt. 

11. Ermittlung und Verwendung der 
Erträge; Geschäftsjahr

Der Fonds kann Erträge aus den während des Geschäfts-
jahres angefallenen und nicht zur Kostendeckung 
verwendeten Zinsen, Dividenden und Erträgen aus 
Investmentanteilen erzielen. Weitere Erträge können 
aus der Veräußerung von für Rechnung des Fonds gehal-
tenen Vermögensgegenständen resultieren.  

11.1. Ertragsausgleichsverfahren

Die RIV wendet für den Fonds ein sog. Ertragsaus-
gleichsverfahren an. Das bedeutet, dass die während des 
Geschäftsjahres angefallenen anteiligen Erträge, die der 
Anteilerwerber als Teil des Ausgabepreises bezahlen 
muss und die der Verkäufer von Anteilscheinen als Teil 
des Rücknahmepreises vergütet erhält, fortlaufend 
verrechnet werden. Bei der Berechnung des Ertrags-
ausgleichs werden die angefallenen Aufwendungen 
berücksichtigt.

Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, 
Schwankungen im Verhältnis zwischen Erträgen und 
sonstigen Vermögensgegenständen auszugleichen, die 
durch Nettomittelzuflüsse oder Nettomittelabflüsse 
aufgrund von Anteilverkäufen oder -rückgaben verur-
sacht werden. Denn jeder Nettomittelzufluss liquider 
Mittel würde andernfalls den Anteil der Erträge am 
Inventarwert des Fonds verringern, jeder Abfluss ihn 
vermehren.

Im Ergebnis führt das Ertragsausgleichverfahren dazu, 
dass der im Jahresbericht ausgewiesene Ertrag je Anteil 
nicht durch die Anzahl der umlaufenden Anteile beein-
flusst wird. 

11.2. Ertragsverwendung

Der RIV Zusatzversorgung ist ein ausschüttender Fonds. 
Die jährlichen Ausschüttungen erfolgen innerhalb von 
vier Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres. Der 
Ausschüttungsbetrag je Anteil ist nicht von der Höhe der 
erzielten Erträge abhängig, sondern steigt jedes Jahr 
grundsätzlich durch Anpassung an die Entwicklung des 
Verbraucherpreisindex (VPI) zum Kalenderjahresende. 

Die Ausschüttung kann also höher oder niedriger sein 
als die erzielten Erträge. 

Sind die Netto-Fondserträge größer als die Ausschüt-
tung, wird der Überschuss im Fonds thesauriert. 

Sind die Ausschüttungen höher als die Fondserträge, 
wird der Fehlbetrag der Fondssubstanz entnommen.

Wenn es die RIV im Interesse der Anleger in besonderen 
Situationen für sinnvoll hält, kann sie jedoch von dieser 
Regel abweichen.  

11.3. Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Fonds beginnt am 01. April und 
endet am 31. März des folgenden Jahres. 
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12. Auflösung, Übertragung und 
Verschmelzung des Fonds

Voraussetzungen für die Auflösung des Fonds
Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflösung des Fonds 
zu verlangen. Die RIV kann ihr Recht zur Verwaltung des 
Fonds kündigen unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von mindestens sechs Monaten durch Bekanntgabe im 
Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht 
oder Halbjahresbericht. Außerdem werden die Anleger 
über ihre depotführenden Stellen per dauerhaften 
Datenträger, etwa in Papierform oder elektronischer 
Form unverzüglich über die Kündigung informiert. Mit 
dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das Recht 
der RIV, den Fonds zu verwalten.

Des Weiteren endet das Verwaltungsrecht der RIV, wenn 
das Insolvenzverfahren über ihr Vermögen eröffnet wird 
oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, 
durch den der Antrag auf die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens mangels Masse abgewiesen wird.

Mit Erlöschen des Verwaltungsrechts der RIV geht 
das Verfügungsrecht über den Fonds auf die Verwahr-
stelle über. Diese wird, mit Genehmigung der BaFin, 
die Verwaltung des Fonds einer anderen Kapitalverwal-
tungsgesellschaft übertragen oder den Fonds abwickeln 
und den Erlös an die Anleger verteilen. 

Verfahren bei Auflösung des Fonds
Mit dem Übergang des Verfügungsrechts über den Fonds 
auf die Verwahrstelle wird die Ausgabe und Rücknahme 
von Anteilen eingestellt und der Fonds abgewickelt.

Der Erlös aus der Veräußerung der Vermögenswerte des 
Fonds abzüglich der noch durch den Fonds zu tragenden 
Kosten und der durch die Auflösung verursachten Kosten 
werden an die Anleger verteilt, wobei diese in Höhe ihrer 
jeweiligen Anteile am Fonds Ansprüche auf Auszahlung 
des Liquidationserlöses haben.

Die RIV erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungs-
recht erlischt, einen Auflösungsbericht, der den Anfor-
derungen an einen Jahresbericht entspricht. Spätestens 
drei Monate nach dem Stichtag der Auflösung des Fonds 
wird der Auflösungsbericht im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht. Während die Verwahrstelle den Fonds abwi-
ckelt, erstellt sie jährlich sowie auf den Tag, an dem die 
Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der den Anforde-
rungen an einen Jahresbericht entspricht. Diese Berichte 
sind ebenfalls spätestens drei Monate nach dem Stichtag 
im Bundesanzeiger bekannt zu machen. 

Übertragung des Fonds
Die RIV kann das Verwaltungs- und Verfügungsrecht 
über das Sondervermögen auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft übertragen. Die Übertragung 
bedarf der vorherigen Genehmigung durch die BaFin. 
Die genehmigte Übertragung wird im Bundesanzeiger 
und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjah-
resbericht des Fonds sowie den in diesem Verkaufs-
prospekt bezeichneten elektronischen Informations-
medien bekannt gemacht. Der Zeitpunkt, zu dem die 
Übertragung wirksam wird, bestimmt sich nach den 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen der RIV und 
der aufnehmenden Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die 
Übertragung darf jedoch frühestens drei Monate nach 
ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam 
werden. Sämtliche Rechte und Pflichten der RIV in Bezug 
auf den Fonds gehen dann auf die aufnehmende Kapital-
verwaltungsgesellschaft über. 

Voraussetzungen für die Verschmelzung des Fonds
Alle Vermögensgegenstände dieses Fonds dürfen mit 
Genehmigung der BaFin auf ein anderes bestehendes 
oder durch die Verschmelzung neu gegründetes Invest-
mentvermögen übertragen werden, welches die Anfor-
derungen an einen OGAW erfüllen muss, der in Deutsch-
land oder in einem anderen EU- oder EWR-Staat 
aufgelegt wurde. Sämtliche Vermögensgegenstände des 
Fonds dürfen auch auf eine bestehende oder durch die 
Verschmelzung neu gegründete inländische Investment-
aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital über-
tragen werden.

Die Übertragung wird zum Geschäftsjahresende des 
Fonds (Übertragungsstichtag) wirksam, sofern kein 
anderer Übertragungsstichtag bestimmt wird. 

Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des Fonds
Die RIV hat die Anleger des Fonds vor dem geplanten 
Übertragungsstichtag per dauerhaften Datenträger, 
etwa in Papierform oder in elektronischer Form über die 
Gründe für die Verschmelzung, den potentiellen Auswir-
kungen für die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang 
mit der Verschmelzung sowie über maßgebliche Verfah-
rensaspekte zu informieren. Den Anlegern sind zudem 
das Basisinformationsblatt für das Investmentvermögen 
zu übermitteln, auf das die Vermögensgegenstände des 
Fonds übertragen werden. Der Anleger muss die vorge-
nannten Informationen mindestens 30 Tage vor Ablauf 
der Frist zur Rückgabe oder Umtausch seiner Anteile 
erhalten.

Die Anleger haben bis fünf Arbeitstage vor dem geplanten 
Übertragungsstichtag entweder die Möglichkeit, ihre 
Anteile ohne weitere Kosten, mit Ausnahme der Kosten 
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zur Deckung der Auflösung des Fonds, zurückzugeben, 
oder ihre Anteile gegen Anteile eines anderen offenen 
Publikums-Investmentvermögens umzutauschen, das 
ebenfalls von der RIV verwaltet wird und dessen Anlage-
grundsätze mit denen des Fonds vergleichbar sind.

Am Übertragungsstichtag werden die Nettoinventar-
werte des Fonds und des übernehmenden Investment-
vermögens berechnet, das Umtauschverhältnis wird 
festgelegt und der gesamte Umtauschvorgang wird vom 
Abschlussprüfer geprüft. Das Umtauschverhältnis ermit-
telt sich nach dem Verhältnis der Nettoinventarwerte je 
Anteil des Fonds und des übernehmenden Investment-
vermögens zum Zeitpunkt der Übernahme. Der Anleger 
erhält die Anzahl von Anteilen an dem Fonds, die dem 
Wert seiner Anteile an dem übertragenden Investment-
vermögen entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Rückgabe- oder Umtausch-
recht keinen Gebrauch machen, werden sie am Übertra-
gungsstichtag Anleger des übernehmenden Investment-
vermögens. Die RIV kann gegebenenfalls auch mit der 
Verwaltungsgesellschaft des übernehmenden Invest-
mentvermögens festlegen, dass den Anlegern des Fonds 
bis zu 10 % des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt 
werden. Mit der Übertragung aller Vermögenswerte 
erlischt der Fonds. Findet die Übertragung während 
des laufenden Geschäftsjahrs des Fonds statt, muss 
die RIV auf den Übertragungsstichtag einen Bericht 
erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht 
entspricht.

Die RIV macht im Bundesanzeiger und in den in diesem 
Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informa-
tionsmedien bekannt, wenn der Fonds auf ein anderes von 
der RIV verwaltetes Investmentvermögen verschmolzen 
wurde und die Verschmelzung wirksam geworden ist. 
Sollte der Fonds auf ein anderes Investmentvermögen 
verschmolzen werden, das nicht von der RIV verwaltet 
wird, so übernimmt die Verwaltungsgesellschaft die 
Bekanntmachung des Wirksamwerdens der Verschmel-
zung, die das aufnehmende oder neu gegründete Invest-
mentvermögen verwaltet. 

13. Kurzangaben über die steuerliche 
Behandlung der Erträge beim Anleger

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten 
nur für Anleger, die in Deutschland unbeschränkt steuer-
pflichtig sind. Unbeschränkt steuerpflichtige Anleger 

1 Unbeschränkt steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend auch als Steuerinländer bezeichnet.
2 Ausländische Anleger sind Anleger, die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind. Diese werden nachfolgend auch als Steuerausländer bezeichnet.
3 Der Sparer-Pauschbetrag beträgt derzeit bei Einzelveranlagung EUR 1.000 und bei Zusammenveranlagung EUR 2000

werden nachfolgend auch als Steuerinländer bezeichnet. 
Dem ausländischen Anleger empfehlen wir, sich vor 
Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufspros-
pekt beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in 
Verbindung zu setzen und mögliche steuerliche Konse-
quenzen aus dem Anteilserwerb in seinem Heimatland 
individuell zu klären. Ausländische Anleger sind Anleger, 
die nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind. Diese werden 
nachfolgend auch als Steuerausländer bezeichnet.

Die nachfolgende Kurzdarstellung der steuerlichen 
Vorschriften ist eine Zusammenfassung allgemeiner 
Natur und geht von der derzeit bekannten Rechtslage 
aus. Sie stellt keine konkrete Rechts- und Steuerbera-
tung dar. Es wird keine Gewähr dafür übernommen, dass 
sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung, 
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung 
nicht ändert. 

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten 
nur für Anleger, die in Deutschland unbeschränkt steuer-
pflichtig1  sind. Dem ausländischen Anleger2 empfehlen 
wir, sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem 
Verkaufsprospekt beschriebenen Fonds mit seinem 
Steuerberater in Verbindung zu setzen und mögliche 
steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in 
seinem Heimatland individuell zu klären.

Einzelheiten zur Besteuerung der Erträge dieses Fonds 
werden in den Jahresberichten veröffentlicht.

Der Fonds ist als Zweckvermögen von der Körperschaft- 
und Gewerbesteuer befreit. Er ist jedoch partiell körper-
schaftsteuerpflichtig mit seinen inländischen Beteili-
gungseinnahmen und sonstigen inländischen Einkünften 
im Sinne der beschränkten Einkommensteuerpflicht mit 
Ausnahme von Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz beträgt 15 %. 
Soweit die steuerpflichtigen Einkünfte im Wege des Kapi-
talertragsteuerabzugs erhoben werden, umfasst der 
Steuersatz von 15 % bereits den Solidaritätszuschlag. 

Die Investmenterträge werden jedoch beim Privatan-
leger als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkom-
mensteuer unterworfen, soweit diese zusammen mit 
sonstigen Kapitalerträgen den aktuell geltenden Sparer-
Pauschbetrag3 übersteigen.

Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen grundsätz-
lich einem Steuerabzug von 25 % (zuzüglich Solidaritäts-
zuschlag von derzeit 5,5 % und ggf. Kirchensteuer). Zu 
den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch die 
Erträge, aus Investmentfonds (Investmenterträge), d.h. 
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die Ausschüttungen des Fonds, die Vorabpauschalen und 
die Gewinne aus der Veräußerung der Anteile. 

Der Steuerabzug hat für den Privatanleger grundsätzlich 
Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer), so dass die 
Einkünfte aus Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der 
Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Bei der 
Vornahme des Steuerabzugs werden durch die depot-
führende Stelle grundsätzlich bereits Verlustverrech-
nungen vorgenommen und aus der Direktanlage stam-
mende ausländische Quellensteuern angerechnet.

Ist der persönliche Steuersatz geringer ist als der Abgel-
tungssatz von 25 %, können die Einkünfte aus Kapitalver-
mögen in der Einkommensteuererklärung angegeben 
werden. Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren 
persönlichen Steuersatz an und rechnet auf die persön-
liche Steuerschuld den vorgenommenen Steuerabzug an 
(sog. Günstigerprüfung).

Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem Steuer-
abzug unterlegen haben (weil z.B. ein Gewinn aus der 
Veräußerung von Fondsanteilen in einem ausländischen 
Depot erzielt wird), sind diese in der Steuererklärung 
anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterliegen 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen dann ebenfalls dem 
Abgeltungssatz von 25 % oder dem niedrigeren persön-
lichen Steuersatz.  

Befinden sich die Anteile im Betriebsvermögen, werden 
die Erträge als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst. 

13.1. Anteile im Privatvermögen (Steuerinländer)

Ausschüttungen
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätzlich 
steuerpflichtig. 

Der Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, daher sind 30 % der 
Ausschüttungen steuerfrei.

Die steuerpflichtigen Ausschüttungen unterliegen i.d.R. 
dem Steuerabzug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszu-
schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). 

Ein Steuerabzug findet nicht statt, wenn der Anleger 
Steuerinländer ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, 
sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell 
geltenden Sparer-Pauschbetrag nicht überschreiten.

Entsprechendes gilt auch für Personen, die voraus-
sichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden 
und eine sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung 
(nachfolgend „NV-Bescheinigung“) vorlegen

Werden die Anteile des inländischen Anlegers in einem 

inländischen Depot verwahrt, nimmt die depotführende 
Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr 
vor dem festgelegten Ausschüttungstermin ein in ausrei-
chender Höhe ausgestellter Freistellungsauftrag nach 
amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom 
Finanzamt für die Dauer von maximal drei Jahren erteilt 
wird, vorgelegt wird.

Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschüt-
tungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den 
Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der 
Basisertrag wird durch Multiplikation des Rücknahme-
preises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 
70 % des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren 
Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. 
Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der 
sich zwischen dem ersten und dem letzten im Kalen-
derjahr festgesetzten Rücknahmepreis zuzüglich der 
Ausschüttungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im 
Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorab-
pauschale um ein Zwölftel für jeden vollen Monat, der 
dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale 
gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als 
zugeflossen. 

Die Vorabpauschalen sind grundsätzlich steuerpflichtig 
und unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 % 
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls 
Kirchensteuer).

Der Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, daher sind 30 % der 
Vorabpauschalen steuerfrei. 

Ein Steuerabzug findet nicht statt, wenn der Anleger 
Steuerinländer ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, 
sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den aktuell 
geltenden Sparer-Pauschbetrag nicht überschreiten.

Entsprechendes gilt auch für Personen, die voraus-
sichtlich nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden 
und eine sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung 
(nachfolgend „NV-Bescheinigung“) vorlegen.

Werden die Anteile des inländischen Anlegers in einem 
inländischen Depot verwahrt, nimmt die depotführende 
Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn 
ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Höhe 
ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem 
Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt 
für die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorge-
legt wird.  Andernfalls hat der Anleger der inländischen 
depotführenden Stelle den Betrag der abzuführenden 
Steuer zur Verfügung zu stellen. Zu diesem Zweck darf 
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die depotführende Stelle den Betrag der abzuführenden 
Steuer von einem bei ihr unterhaltenen und auf den 
Namen des Anlegers lautenden Kontos ohne Einwilli-
gung des Anlegers einziehen, soweit der Anleger nicht 
vor Zufluss der Vorabpauschale widerspricht und ein mit 
dem Anleger vereinbarter Kontokorrentkredit für dieses 
Konto nicht ausgeschöpft wurde. Soweit der Anleger 
seiner Verpflichtung, den Betrag der abzuführenden 
Steuer der inländischen depotführenden Stelle zur 
Verfügung zu stellen, nicht nachkommt, hat die depot-
führende Stelle dies dem für sie zuständigen Finanzamt 
anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem Fall die Vorab-
pauschale insoweit in seiner Einkommensteuererklä-
rung angeben.

Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds veräußert, unterliegt der 
Veräußerungsgewinn dem Abgeltungssatz von 25 %. Der 
Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Voraussetzungen 
für einen Aktienfonds, daher sind 30 % der Veräuße-
rungsgewinne steuerfrei.

Sofern die Anteile in einem inländischen Depot verwahrt 
werden, nimmt die depotführende Stelle den Steuer-
abzug unter Berücksichtigung etwaiger Teilfreistel-
lungen vor. Der Steuerabzug von 25 % (zuzüglich Solida-
ritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer) kann 
durch die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauf-
trags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden. 
Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit 
Verlust veräußert, dann ist der Verlust mit anderen posi-
tiven Einkünften aus Kapital-vermögen verrechenbar. 
Sofern die Anteile in einem inländischen Depot verwahrt 
werden und bei derselben depotführenden Stelle im 
selben Kalenderjahr positive Einkünfte aus Kapitalver-
mögen erzielt wurden, nimmt die depotführende Stelle 
die Verlustverrechnung vor. 

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns ist der 
Gewinn um die während der Besitzzeit angesetzten 
Vorabpauschalen zu mindern. 

Im Falle eines Veräußerungsverlustes ist der Verlust in 
Höhe der anzuwendenden Teilfreistellung auf Anleger-
ebene nicht abzugsfähig. 

13.2. Anteile im Betriebsvermögen 
(Steuerinländer)

Erstattung der Körperschaftsteuer des Fonds
Ist der Anleger eine inländische Körperschaft, Perso-
nenvereinigung oder Vermögensmasse, die nach der 
Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen 
Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine Stiftung 
des öffentlichen Rechts, die ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient, 
oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 
die ausschließlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken 
dient, dann erhält er auf Antrag vom Fonds die auf der 
Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer anteilig 
für seine Besitzzeit erstattet; dies gilt nicht, wenn die 
Anteile in einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gehalten werden. Dasselbe gilt für vergleichbare auslän-
dische Anleger mit Sitz und Geschäftsleitung in einem 
Amts- und Beitreibungshilfe leistenden ausländischen 
Staat. Die Erstattung setzt voraus, dass der Anleger seit 
mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der körper-
schaftsteuerpflichtigen Erträge des Fonds zivilrecht-
licher und wirtschaftlicher Eigentümer der Anteile 
ist, ohne dass eine Verpflichtung zur Übertragung der 
Anteile auf eine andere Person besteht. Ferner setzt die 
Erstattung im Hinblick auf die auf der Fondsebene ange-
fallene Körperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und 
Erträge aus deutschen eigenkapitalähnlichen Genuss-
rechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien 
und deutsche eigenkapitalähnliche Genussrechte vom 
Fonds als wirtschaftlichem Eigentümer ununterbrochen 
45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und nach dem Fällig-
keitszeitpunkt der Kapitalerträge gehalten wurden und 
in diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindestwertände-
rungsrisiken i.H.v. 70 % bestanden. 

Dem Antrag sind Nachweise über die Steuerbefreiung 
und ein von der depotführenden Stelle ausgestellter 
Investmentanteil-Bestandsnachweis beizufügen. Der 
Investmentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach amtli-
chen Muster erstellte Bescheinigung über den Umfang 
der durchgehend während des Kalenderjahres vom 
Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeitpunkt und 
Umfang des Erwerbs und der Veräußerung von Anteilen 
während des Kalenderjahres. 

Aufgrund der hohen Komplexität der Regelung erscheint 
die Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters sinnvoll.  

Ausschüttungen
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätz-
lich einkommen- bzw. körperschaftsteuer- und 
gewerbesteuerpflichtig. 

Der Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, daher sind 60 % der 
Ausschüttungen steuerfrei für Zwecke der Einkommen-
steuer und 30 % für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 
Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 
gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 
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sind generell 80 % der Ausschüttungen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 % für Zwecke der 
Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die Lebens- oder 
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei denen 
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder 
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem 
Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelser-
folgs erworben wurden, sind 30 % der Ausschüttungen 
steuerfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 % 
für Zwecke der Gewerbesteuer.

 Die Ausschüttungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug 
von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag). 

Da der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für einen 
Aktienfonds erfüllt, wird beim Steuerabzug einheitlich 
der für Privatanleger geltende Teilfreistellungsatz von 
30 % angewendet. 

Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschüt-
tungen des Fonds innerhalb eines Kalenderjahrs den 
Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der 
Basisertrag wird durch Multiplikation des Rücknahme-
preises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 
70 % des Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren 
Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. 
Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der 
sich zwischen dem ersten und dem letzten im Kalen-
derjahr festgesetzten Rücknahmepreis zuzüglich der 
Ausschüttungen innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im 
Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorab-
pauschale um ein Zwölftel für jeden vollen Monat, der 
dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale 
gilt am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als 
zugeflossen. 

Vorabpauschalen sind grundsätzlich einkommen- bzw. 
körperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflichtig. 

Der Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, daher sind 60 % der 
Vorabpauschalen steuerfrei für Zwecke der Einkommen-
steuer und 30 % für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 
Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 
gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 
sind generell 80 % der Vorabpauschalen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 

40 % für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, 
die Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen 
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen 
die Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von 

denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines 
Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind 30 % der 
Vorabpauschalen steuerfrei für Zwecke der Körper-
schaftsteuer und 15 % für Zwecke der Gewerbesteuer.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuer-
abzug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag).

 Da der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen für einen 
Aktienfonds erfüllt, wird beim Steuerabzug einheitlich 
der für Privatanleger geltende Teilfreistellungsatz von 
30 % angewendet. 

Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile unterliegen 
grundsätzlich der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer 
und der Gewerbesteuer. Bei der Ermittlung des Veräu-
ßerungsgewinns ist der Gewinn um die während der 
Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu mindern. 

Der Fonds erfüllt jedoch die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, daher sind 60 % der Veräu-
ßerungsgewinne steuerfrei für Zwecke der Einkommen-
steuer und 30 % für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die 
Anteile von natürlichen Personen im Betriebsvermögen 
gehalten werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 
sind generell 80 % der Veräußerungsgewinne steuerfrei 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 % für Zwecke 
der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die Lebens- 
oder Krankenversicherungsunternehmen sind und bei 
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, 
oder die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile 
dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder von denen mit 
dem Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigenhan-
delserfolgs erworben wurden, sind 30 % der Veräuße-
rungsgewinne steuerfrei für Zwecke der Körperschaft-
steuer und 15 % für Zwecke der Gewerbesteuer. Die 
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile unterliegen 
i.d.R. keinem Steuerabzug.

Im Falle eines Veräußerungsverlustes ist der Verlust in 
Höhe der jeweils anzuwendenden Teilfreistellung auf 
Anlegerebene nicht abzugsfähig.

Abwicklungsbesteuerung
Während der Abwicklung des Fonds gelten Ausschüt-
tungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der Wert-
zuwachs eines Kalenderjahres enthalten ist. 

13.3. Steuerausländer

Verwahrt ein Steuerausländer die Fondsanteile im Depot 
bei einer inländischen depotführenden Stelle, wird vom 
Steuerabzug auf Ausschüttungen, Vorabpauschalen 
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und Gewinne aus der Veräußerung der Anteile Abstand 
genommen, sofern er seine steuerliche Ausländereigen-
schaft nachweist. 

Sofern die Ausländereigenschaft der depotführenden 
Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen 
wird, ist der ausländische Anleger gezwungen, die 
Erstattung des Steuerabzugs entsprechend der Abga-
benordnung4  zu beantragen.

Zuständig ist das für die depotführende Stelle zuständige 
Finanzamt.  

13.4. Ausländische Quellensteuer

Auf die ausländischen Erträge des Fonds wird teilweise 
in den Herkunftsländern Quellensteuer einbehalten. 
Diese Quellensteuer kann bei den Anlegern nicht steuer-
mindernd berücksichtigt werden.  

13.5. Folgen der Verschmelzung von 
Sondervermögen

In den Fällen der Verschmelzung eines inländischen 
Sondervermögens in ein anderes inländisches Sonder-
vermögen kommt es weder auf der Ebene der Anleger 
noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermögen 
zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser 
Vorgang ist steuerneutral. Das Gleiche gilt für die Über-
tragung aller Vermögensgegenstände eines inländischen 
Sondervermögens auf eine inländische Investmentak-
tiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder ein 
Teilgesellschaftsvermögen einer inländischen Invest-
mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital. 
Erhalten die Anleger des übertragenden Sondervermö-
gens eine im Verschmelzungsplan vorgesehene Barzah-
lung5, ist diese wie eine Ausschüttung eines sonstigen 
Ertrags zu behandeln.

Weicht der anzuwendende Teilfreistellungssatz des 
übertragenden von demjenigen des übernehmenden 
Investmentfonds ab, dann gilt der Investmentanteil des 
übertragenden Investmentfonds als veräußert und der 
Investmentanteil des übernehmenden Investmentfonds 
als angeschafft. Der Gewinn aus der fiktiven Veräuße-
rung gilt erst als zugeflossen, sobald der Investment-
anteil des übernehmenden Investmentfonds tatsächlich 
veräußert wird. 

4 § 37 Abs. 2 AO.
5 § 190 Abs. 2 Nr. 2 KAGB.

13.6. Automatischer Informationsaustausch in 
Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Infor-
mationen zur Bekämpfung von grenzüberschreitendem 
Steuerbetrug und grenzüberschreitender Steuerhin-
terziehung hat auf internationaler Ebene in den letzten 
Jahren stark zugenommen. Die OECD hat daher im 
Auftrag der G20 in 2014 einen globalen Standard für 
den automatischen Informationsaustausch über Finanz-
konten in Steuersachen veröffentlicht (Common Repor-
ting Standard, im Folgenden „CRS“). Der CRS wurde von 
mehr als 90 Staaten (teilnehmende Staaten) im Wege 
eines multilateralen Abkommens vereinbart. Außerdem 
wurde er Ende 2014 mit der Richtlinie 2014/107/EU des 
Rates vom 9. Dezember 2014 in die Richtlinie 2011/16/
EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen 
Austausch von Informationen im Bereich der Besteue-
rung integriert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitglied-
staaten der EU sowie etliche Drittstaaten) wenden den 
CRS grundsätzlich ab 2016 mit Meldepflichten ab 2017 
an. Lediglich einzelnen Staaten (z.B. Österreich und 
die Schweiz) wird es gestattet, den CRS ein Jahr später 
anzuwenden. Deutschland hat den CRS mit dem Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezember 
2015 in deutsches Recht umgesetzt und wendet diesen 
ab 2016 an. 

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute 
(im Wesentlichen Kreditinstitute) dazu verpflichtet, 
bestimmte Informationen über ihre Kunden einzuholen. 
Handelt es sich bei den Kunden (natürliche Personen 
oder Rechtsträger) um in anderen teilnehmenden 
Staaten ansässige meldepflichtige Personen (dazu 
zählen nicht z.B. börsennotierte Kapitalgesellschaften 
oder Finanzinstitute), werden deren Konten und Depots 
als meldepflichtige Konten eingestuft. Die meldenden 
Finanzinstitute werden dann für jedes meldepflichtige 
Konto bestimmte Informationen an ihre Heimatsteuer-
behörde übermitteln. Diese übermittelt die Informa-
tionen dann an die Heimatsteuerbehörde des Kunden. 

Bei den zu übermittelnden Informationen handelt es 
sich im Wesentlichen um die persönlichen Daten des 
meldepflichtigen Kunden (Name; Anschrift; Steueriden-
tifikationsnummer; Geburtsdatum und Geburtsort (bei 
natürlichen Personen); Ansässigkeitsstaat) sowie um 
Informationen zu den Konten und Depots (z.B. Konto-
nummer, Kontosaldo oder Kontowert, Gesamtbruttobe-
trag der Erträge wie Zinsen, Dividenden oder Ausschüt-
tungen von Investmentfonds); Gesamtbruttoerlöse aus 
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der Veräußerung oder Rückgabe von Finanzvermögen 
(einschließlich Fondsanteilen). 

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, 
die ein Konto und/oder Depot bei einem Kreditinstitut 
unterhalten, das in einem teilnehmenden Staat ansässig 
ist. Daher werden deutsche Kreditinstitute Informationen 
über Anleger, die in anderen teilnehmenden Staaten 
ansässig sind, an das Bundeszentralamt für Steuern 
melden, das die Informationen an die jeweiligen Steuer-
behörden der Ansässigkeitsstaaten der Anleger weiter-
leiten. Entsprechend werden Kreditinstitute in anderen 
teilnehmenden Staaten Informationen über Anleger, die 
in Deutschland ansässig sind, an ihre jeweilige Heimat-
steuerbehörde melden, die die Informationen an das 
Bundeszentralamt für Steuern weiterleiten. Zuletzt ist es 
denkbar, dass in anderen teilnehmenden Staaten ansäs-
sige Kreditinstitute Informationen über Anleger, die in 
wiederum anderen teilnehmenden Staaten ansässig 
sind, an ihre jeweilige Heimatsteuerbehörde melden, die 
die Informationen an die jeweiligen Steuerbehörden der 
Ansässigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten.

Allgemeiner Hinweis: Die steuerlichen Ausführungen 
gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie 
richten sich an in Deutschland unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtige oder unbeschränkt körperschaft-
steuerpflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewähr 
dafür übernommen werden, dass sich die steuerliche 
Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder 
Erlasse der Finanzverwaltung nicht ändert. 

14. Auslagerung

Die RIV hat folgende Aufgaben anderen Unternehmen 
übertragen:

Die Fondsadministration für den RIV Zusatzversorgung 
wurde an die in B 3 benannte Service-KVG ausgelagert.

Folgende Interessenskonflikte könnten sich aus der 
Auslagerung ergeben:

Das Unternehmen ist nicht exklusiv für die RIV und die 
Anleger des Fonds tätig und darf die Fondsadministra-
tion auch für andere Investmentvermögen und deren 
Anleger erbringen.

15. Interessenkonflikte

Bei der Verwaltung des Fonds können folgende Interes-
senkonflikte entstehen.

Die Interessen des Anlegers können mit folgenden 

Interessen kollidieren:

•	Interessen der RIV, deren Geschäftsleitung und 
Mitarbeitern, externer Unternehmen und Personen, die 
mit der RIV vertraglich verbunden sind, und sonstigen 
Dritten und  

•	Interessen anderer von der RIV verwalteten Invest-
mentvermögen und Insourcing-Mandate, Anlegern und 
Kunden der RIV oder  

•	Interessen von Anlegern und Kunden der RIV unter-
einander oder  

•	Interessen der Anleger und den von der RIV verwal-
teten Investmentvermögen oder  

•	Interessen der verschiedenen von der RIV verwalteten 
Investmentvermögen.  

•	Umstände oder Beziehungen, die Interessenkonflikte 
begründen können, umfassen insbesondere: 

•	Anreizsysteme für Geschäftsleiter oder Mitarbeiter 
der RIV oder externen Unternehmen, die vertraglich mit 
Dienstleistungen zur Ermöglichung der gemeinsamen 
Portfolioverwaltung betraut wurden  

•	Persönliche Geschäfte mit Vermögenswerten, die in 
dem von der RIV verwalteten Fonds gehalten werden, 
durch Geschäftsleiter oder Mitarbeiter der RIV oder 
Geschäftsleiter oder Mitarbeiter von Unternehmen, 
die von der RIV vertraglich mit Dienstleistungen zur 
Ermöglichung der gemeinsamen Portfolioverwaltung 
betraut wurden  

•	Geschäfte zwischen der RIV und den von ihr verwal-
teten Investmentvermögen oder Individualportfo-
lios bzw. Geschäfte zwischen von der RIV verwalteten 
Investmentvermögen und/oder Individualportfolios  

•	Zusammenfassung mehrerer Orders („block trades“) 

•	„Frequent Trading“

•	Festlegung der Cut off-Zeit

•	IPO-Zuteilungen

•	Übertragung einer oder mehrerer Funktionen auf 
eine andere Gesellschaft

•	Ausübung der Stimmrechte aus den zu den Fonds 
gehörenden Aktien

•	Aufgaben der Verwahrstelle

•	Interessen von Anlegern, die ihre Anlagen zurück-
nehmen wollen und Anlegern, die ihre Anlagen im 
Fonds aufrechterhalten wollen 

Der RIV fließen keine Rückvergütungen der aus dem 
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Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten 
Vergütungen und Aufwandserstattungen zu.

Zum Umgang mit Interessenkonflikten setzt die RIV 
folgende organisatorische Maßnahmen ein, um Inter-
essenskonflikte zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu 
steuern, zu beobachten und sie offenzulegen: 

•	Einrichtung eines Vergütungssystems, das keinen 
Anreiz, die persönlichen Interessen über die der von 
der RIV verwalteten Investmentvermögen oder Anleger 
und Kunden zu stellen, schafft 

•	Die vertraglich angebundenen Service-KVG ist zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten verpflichtet 

•	Regelungen für persönliche Geschäfte, die durch 
die Compliance-Abteilung kontinuierlich überwacht 
werden und eine Sperrliste, die persönliche Geschäfte 
mit bestimmten Vermögensgegenständen verbietet, 
um möglichen Interessenkonflikten zu begegnen 

•	Regelungen zur Offenlegung und zum Umgang mit 
der Annahme und der Gewährung von Zuwendungen 

•	Kontinuierliche Überwachung der Transaktions-
häufigkeit in den von der RIV verwalteten Investment-
vermögen, um die Anleger vor benachteiligenden 
Umschichtungen in den Investmentvermögen zu 
schützen 

•	Implementierung von Maßnahmen zur Verhinderung 
stichtagsbezogener Aufbesserung der Fonds-perfor-
mance („window dressing“) in den von der RIV verwal-
teten Investmentvermögen 

•	Verzicht auf Geschäfte auf eigene Rechnung mit von der 
RIV verwalteten Investmentvermögen oder Individual-
portfolios und auf Ausführung von Geschäften zwischen 
verschiedenen von der RIV verwalteten Investmentver-
mögen nur zur Erzielung besserer Handelsergebnisse 
für eines der beteiligten Investmentvermögen  

•	Zusammenfassung mehrerer Orders („block 
trades“) erfolgt auf Grundlage eines einheitlichen 
Zuteilungsgrundsatzes 

•	Bei Beauftragung (z.B. mit der Funktion der Service-
KVG, Beraters, Brokers oder der Verwahrstelle) eng 
verbundener Unternehmen und Personen (insbeson-
dere Gesellschafter) wird dieser Umstand den Anlegern 
gegenüber offengelegt  

•	Interne Maßnahmen zur Überwachung von dem 
Fonds benachteiligenden Market Impact durch Einzel-
anlagen von erheblichem Umfang 

•	Untersagung von „Frequent Trading“ durch Geschäfts-
leiter und Mitarbeiter der RIV durch Regelungen für 

persönliche Transaktionen und diesbezügliche Überwa-
chung der von der RIV verwalteten Investmentvermögen 

•	Vereinbarung von Cut-off-Zeiten mit den Verwahr-
stellen, um Spekulationen gegen die von der RIV verwal-
teten Investmentvermögen entgegenzuwirken 

•	Einheitliche interne Zuteilungsgrundsätze für 
IPO-Zuteilungen

•	Die Übertragung einer oder mehrerer Funktionen 
auf eine andere Gesellschaft erfolgt mit dem Ziel 
der Verbesserung der von der RIV zu erbringenden 
Dienstleistungen 

•	Grundsätze zur Stimmrechtsausübung

•	Die Verwahrstelle des Fonds handelt unabhängig von 
der RIV und ist vertraglich dazu verpflichtet, ausschließ-
lich im Interesse der Anleger zu handeln  

•	Interessen von Anlegern, die ihre Anlagen zurück-
geben wollen und Anlegern, die ihre Anlagen im Fonds 
aufrechterhalten wollen, werden bei der internen Liqui-
ditätssteuerung berücksichtigt  

16. Jahres-/Halbjahresberichte; 
Abschlussprüfer; Dienstleister

Die Jahresberichte und Halbjahresberichte sind bei der 
RIV sowie bei der Verwahrstelle erhältlich, sie werden 
auch auf der Homepage der RIV veröffentlicht (www.riv.
de).

Mit der Prüfung des Fonds und des Jahresberichtes ist 
die in B 4 benannte Abschlussprüfer beauftragt. Der 
Wirtschaftsprüfer prüft den Jahresbericht des Fonds. 
Bei der Prüfung hat der Wirtschaftsprüfer auch festzu-
stellen, ob bei der Verwaltung des Fonds die Vorschriften 
des KAGB sowie die Bestimmungen der Anlagebedin-
gungen beachtet worden sind. Das Ergebnis der Prüfung 
hat der Wirtschaftsprüfer in einem besonderen Vermerk 
zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem Wortlaut 
im Jahresbericht wiederzugeben. Der Wirtschaftsprüfer 
hat den Bericht über die Prüfung des Fonds der BaFin 
auf Verlangen einzureichen.

Unternehmen, die von der RIV ausgelagerte Funktionen 
übernehmen, sind in dem Abschnitt 24 „Auslagerung“ 
dargestellt. Darüber hinaus hat die RIV keine Dienst-
leister beauftragt

Durch die Beauftragung der jeweiligen Dienstleister 
werden rechtliche Beziehungen zwischen den

Anlegern des Fonds und dem jeweiligen Dienstleister 
nicht begründet. 
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17. Zahlungen an die Anteilinhaber; 
Verbreitung der Berichte und sonstige 
Informationen

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sicherge-
stellt, dass die Anleger die Ausschüttungen erhalten und 
dass Anteile zurückgenommen werden. 

Die in diesem Verkaufsprospekt erwähnten Anlegerinfor-
mationen können bei der RIV bezogen werden. Darüber 
hinaus sind diese Unterlagen auch bei der Verwahrstelle 
zu erhalten. Sie können auch auf der Internet-Seite der 
RIV unter www.riv.de bezogen werden. 

18. Weitere von der RIV verwaltete 
Investmentvermögen

Von der RIV werden noch folgende Publikums-Invest-
mentvermögen verwaltet, die nicht Inhalt dieses 
Verkaufsprospekts sind:

Investmentvermögen nach der OGAW-Richtlinie
RIV Rationalinvest Vermögensverwalterfonds 
RIV Aktieninvest Global
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D. Liste der Unterverwahrer

Die Verwahrung aller für Rechnung des Fonds gehaltenen Vermögensgegenstände erfolgt weitestgehend für Aktien- 
/ und Rententitel durch:

•	Clearstream Banking S.A., Luxembourg / Clearstream Banking AG, Frankfurt
•	Citibank N.A., London

sowie für in- / und ausländische Fondsanteile weitestgehend durch:

•	Clearstream Banking S.A., Luxembourg / Clearstream Banking AG, Frankfurt
•	B. Metzler seel. Sohn & Co. KGaA, Frankfurt am Main
•	ifsam – International Fund Services & Asset Management S.A., Luxembourg
•	Fondsdepot Bank GmbH, Hof

Des Weiteren werden folgende Speziallagerstellen genutzt:

•	Standard Chartered Bank Ltd., London

Diese Unternehmen bedienen sich wiederum ihrerseits Unterverwahrern in den jeweiligen Ländern, die in der 
folgenden Tabelle aufgelistet sind.

	 A. Clearstream Banking S.A. (Luxembourg)
	 Clearstream Banking AG Frankfurt am Main

Land Unterverwahrer Zentralverwahrer

Australien BNP Paribas Securities Services, Sydney 
Branch, Sydney

Austraclear Limited, Sydney

Belgien KBC Bank N.V., Brüssel

Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main

Euroclear Belgium, Brüssel

National Bank of Belgium, Brüssel 

China (B-shares) HSBC Bank (China) Company Ltd. China Securities Depository and Clea-
ring Corp. Ltd. 

China Central Depository and Clearing 
Co. Ltd. 

Shanghai Clearing House

Dänemark VP Securities A/S, Kopenhagen

Estland Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Nasdaq CSD SE, Tallinn

Finnland Euroclear Finland Ltd., Helsinki

Frankreich BNP Paribas Securities Services, Paris
Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main

Euroclear France S.A., Paris

Griechenland Citibank Europe plc Greece Branch, Athen

Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main

Hellenic Central Securities Depository 
S.A., Athen

Bank of Greece settlement system, 
Athen
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Hong Kong Citibank N.A., Hong Kong Hong Kong Securities Clearing 
Company Ltd. 

Central Moneymarkets Unit, Hong 
Kong

Indonesien Citibank N.A., Jakarta Indonesian Central Securities Deposi-
tory, Jakarta 

Bank Indonesia, Jakarta

Irland Citibank N.A., London Branch, London Euroclear UK & Ireland Ltd., London
Euroclear Bank S.A. / N.V., Brüssel

Island LuxCSD S.A., Luxembourg Nasdaq CSD Iceland hf, Reykjavik

Israel Citibank N.A., Israel Branch, Tel Aviv Tel Aviv Stock Exchange Clearing 
House Ltd., Tel Aviv

Italien Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Monte Titoli S.p.A., Mailand

Japan HSBC Ltd., Tokyo Bank of Japan, Tokyo 

Japan Securities Depository Center, 
Inc., Tokyo 

The Depository Trust Company, New 
York

Kanada RBC Investor Services Trust, Toronto The Canadian Depository for Securities 
Ltd., Toronto 

The Depository Trust Company, New 
York

Lettland Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Nasdaq CSD SE, Riga

Litauen Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Nasdaq CSD SE, Vilnius

Luxembourg - LuxCSD S.A., Luxembourg

Malaysia HSBC Bank Malaysia Berhad, Kuala Lumpur Bursa Malaysia Depository Sdn. 
Berhad, Kuala Lumpur

Malaysian Electronic Clearing Sdn Bhd, 
MyClear

Malta Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Malta Stock Exchange plc., Valletta

Mexico Banco Nacional de México S.A., Mexico D.F. S.D. Indeval S.A. de C.V., Mexico D.F.

Neuseeland BNP Paribas Securities Services, Sydney 
Branch, Sydney

New Zealand Central Securities Depo-
sitory Ltd., Wellington

Niederlande Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Euroclear Nederland S.A./N.V., 
Amsterdam

Norwegen - Verdipapirsentralen ASA, Oslo

Österreich Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main Österreichische Kontrollbank Central 
Securities Depository GmbH, Wien
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Philippinen Standard Chartered Bank Philippines 
Branch, Makati City

Philippine Depository & Trust Corp., 
Makati City 

Bureau of the Treasury, Manila

Polen Bank Handlowy w Warszawa SA, Warschau National Bank of Poland, Warschau 

Central Securities Depository of 
Poland, Warschau

Portugal BNP Paribas Securities Services, Paris Interbolsa - S.G.S.L.S.C.V.M. S.A, Porto

Rumänien BRD Groupe Societe Generale, Bukarest National Bank of Romania, Bukarest 

Depozitarul Central S.A., Bukarest

Russland - National Settlement Depository, 
Moskau

Schweden S.E. Banken Custody Service, Stockholm Euroclear Sweden AB, Stockholm

Schweiz UBS AG, Zürich SIX SIS AG, Zurich

Singapur DBS Bank Ltd., Singapur The Central Depository Pte Ltd., 
Singapore 

Monetary Authority of Singapore

Slowakische Republik - Centrálny depozitár cenných papierov 
SR a.s., Bratislava

Slowenien - Central Securities Clearing Corp., 
Ljubljana

Südafrika Standard Chartered Bank, Johannesburg 
Branch, Sandton

South Africa‘s Central Securities Depo-
sitory Pty Ltd., Sandton

Südkorea HSBC Ltd., Seoul Korean Securities Depository, Seoul

Spanien Banco Bilbao Vizcaya Argentaria, S.A., 
Madrid

Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main

Iberclear, Madrid

Thailand Standard Chartered Bank (Thai) Public 
Company Ltd., Bangkok

Thailand Securities Depository 
Company Ltd., Bangkok

Tschechische Republik UniCredit Bank Czech Republic and Slovakia, 
a.s., Prag

The Central Securities Depository, Prag 
Czech National Bank, Prag

Türkei Turk Ekonomi Bankasi A.S., Istanbul Merkezi Kayit Kurulusu A.S., Istanbul 

Central Bank of Turkey

Ungarn KELER Ltd., Budapest

Vereinigtes Königreich Citibank N.A., London Euroclear UK & Ireland Ltd., London 

USA Citibank N.A., New York Fedwire Securities Services, New York

The Depository Trust Company, New 
York
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B.	Citibank N.A., London

Land Unterverwahrer Zentralverwahrer

Australien Citigroup Pty Ltd., Sydney Clearing House Electr. Subregister 
System, Sydney

Austraclear Limited, Sydney

Ägypten Citibank N.A., Cairo Branch, Kairo The Central Bank of Egypt, Kairo 
Misr for Central Clearing, Depository 
and Registry, Kairo 

Bermuda HSBC Bank Bermuda Ltd., Hamilton Bermuda Securities Depository, 
Hamilton 

Brasilien Citibank N.A., Sao Paolo Branch

3. Unterverwahrer Citibank Distribuidora de 
Títulos e Valores Mobiliários S.A

B3-Depository Services, Sao Paulo

Sistema Especial de Liquidação e de 
Custódia, Sao Paulo 

B3-CETIP Segment

Chile Banco de Chile, Santiago Depósito Central de Valores S.A., 
Santiago 

China Citibank (China) Co. Ltd., Shanghai CSDCC Shanghai Branch

CSDCC Shenzhen Branch

China Central Depository Clearing Co. 
Ltd. 

Shanghai Clearing House 

Dänemark Citibank Europe plc, Dublin VP Securities A/S, Kopenhagen

Deutschland Citibank Europe plc, Dublin Clearstream Banking AG, Frankfurt am 
Main 

Estland Swedbank A/S, Tallinn Estonian Central Depository for 
Securities 

Finnland Citibank Europe plc, Dublin Euroclear Finland Ltd., Helsinki

Frankreich Citibank Europe plc, Dublin Euroclear France S.A., Paris

Hong Kong Citibank N.A., Hong Kong Branch Central Clearing and Settlement 
System, Hong Kong 

HKMA Central Moneymarket Unit, 
Hong Kong 

ICSD - Clearstream Banking S.A., 
Luxembourg 

Euroclear SA/NV Belgium, Brüssel 

Indonesien Citibank N.A., Jakarta Branch Indonesian Central Securities Deposi-
tory, Jakarta 

Bank Indonesia, Jakarta

Italien Citibank Europe plc, Dublin Monte Titoli S.p.A, Mailand
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Japan CitibankN.A., Tokyo Branch

Citigroup Global Markets Japan Inc., Tokyo 

Bank of Japan, Tokyo 

Japan Securities Depository Center, 
Inc., Tokyo 

Kanada Citibank Canada, Toronto Canadian Depository for Securities 
Ltd., Toronto

Kenia Standard Chartered Bank Kenya Ltd., Nairobi  The Central Depository & Settlement 
Corporation Ltd., Nairobi  

Kolumbien Cititrust Colombia S.A., Bogota Depósito Centralizado de Valores, 
Bogotá 

Deposito Central de Valores, Bogotá 

Kroatien Privredna Banka Zagreb d.d., Zagreb Central Depository & Clearing 
Company Inc.

Lettland Swedbank AS, Tallinn

3. Unterverwahrer: Swedbank AS, Riga 

NASDAQ CSD SE, Riga

Bank of Latvia, Riga

Litauen Swedbank AS, Tallinn

3. Unterverwahrer: Swedbank AS, Vilnius

NASDAQ CSD SE, Vilnius

Mauritius HSBC Ltd., Ebene Central Depository & Settlement Co. 
Ltd., Port Louis 

Mexico Banco Nacional de Mexico S.A., Mexico D.F. S.D. Indeval S.A. de C.V., Mexico D.F.

Marokko Citibank Maghreb S.A., Casablanca MAROCLEAR, Casablanca

Neuseeland Citibank N.A., New Zealand Branch, 
Auckland

New Zealand Central Securities Depo-
sitory Ltd., Wellington 

Niederlande Citibank Europe plc, Dublin Euroclear (Bank) Nederland, 
Amsterdam

Österreich Citibank Europe plc, Dublin Österreichische Kontrollbank Central 
Securities Depository GmbH AG, Wien

Peru Citibank del Péru S.A., Lima CAVALI S.A. ICLV., Lima 

Philippinen Citibank, N.A., Philippines Branch, Taguig 
City

Philippine Depository & Trust Corp. 

Bureau of the Treasury, Manila

Polen Bank Handlowy w Warszawie SA, Warschau National Bank of Poland, Warschau 

Central Securities Depository of 
Poland, Warschau

Portugal Citibank Europe plc, Dublin Interbolsa – S.G.S.L.S.C.V.M. S.A, Porto 

Schweden Citibank Europe plc, Sweden Branch, 
Stockholm

Euroclear Sweden AB, Stockholm

Schweiz Citibank N.A., London Branch SIX SIS AG., Zurich   

Singapur Citibank N.A., Singapore Branch The Central Depository Pte Ltd., 
Singapore

Slowenien UniCredit Banka Slovnija d.d., Ljubljana Central Securities Clearing Corp., 
Ljubljana
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Südafrika Citibank N.A., South Africa, Sandton South Africa‘s Central Securities Depo-
sitory Pty Ltd., Sandton

Südkorea Citibank Korea Inc., Seoul Korean Securities Depository, Seoul 

Taiwan Citibank Taiwan Ltd., Taipei Taiwan Depository Clearing Corpora-
tion, Taipei

Thailand Citibank N.A., Bangkok Branch Thailand Securities Depository 
Company Ltd., Bangkok

Tunesien Union Internationale des Banques, Tunis Tunisie Clearing, Tunis

Vereinigtes Königreich Citibank N.A., London Branch Euroclear UK & Ireland Ltd., London 

USA Citibank N.A., New York Offices Federal Reserve Bank, New York 

The Depository Trust & Clearing 
Corporation, New York
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E. Recht des Käufers zum Widerruf
WIDERRUFSRECHT

Kommt der Kauf von Anteilen an offenen Investmentver-
mögen aufgrund mündlicher Verhandlungen außerhalb 
der ständigen Geschäftsräume desjenigen zustande, der 
die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so 
ist der Käufer berechtigt, seine Kauferklärung schriftlich 
und ohne Angabe von Gründen innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen zu widerrufen (z.B. Brief, Fax, E-Mail). Das 
Widerrufsrecht besteht auch dann, wenn derjenige, der 
die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine 
ständigen Geschäftsräume hat.

Die Frist zum Widerruf beginnt erst zu laufen, wenn 
die Durchschrift des Antrags auf Vertragsschluss dem 
Käufer ausgehändigt oder ihm eine Kaufabrechnung 
übersandt worden ist und darin eine Belehrung über das 
Widerrufsrecht enthalten ist, die den Anforderungen des 
Artikels 246 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch genügt. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs. Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast den 
Verkäufer. Der Widerruf ist schriftlich unter Angabe der 
Person des Erklärenden einschließlich dessen Unter-
schrift zu erklären, wobei eine Begründung nicht erfor-
derlich ist. 

Der Widerruf ist zu richten an
R.I. Vermögensbetreuung AG
Ottostraße 1
76275 Ettlingen
Telefax: 07243 21583
Email: briefkasten@riv.de

Ein Widerrufsrecht besteht nicht, wenn der Verkäufer 
nachweist, dass entweder der Käufer kein Verbraucher 
im Sinne des § 13 BGB ist oder er den Käufer zu den 
Verhandlungen, die zum Kauf der Anteile geführt haben, 
aufgrund vorhergehender Bestellung gemäß § 55 Abs. 1 
der Gewerbeordnung aufgesucht hat.  

WIDERRUFSFOLGEN

Ist der Widerruf wirksam erfolgt und hat der Käufer 
bereits Zahlungen geleistet, so sind ihm von der RIV 
gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rückübertragung 
der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und 
ein Betrag auszuzahlen, der dem Wert der bezahlten 
Anteile am Tage nach dem Eingang der Widerrufserklä-
rung entspricht. Auf das Recht zum Widerruf kann nicht 
verzichtet werden.

Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend 
beim Verkauf der Anteile durch den Anleger.  
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F. Allgemeine Anlagebedingungen

§ 1 Grundlagen

(1)	Die RIV ist eine OGAW-Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und unterliegt den Vorschriften des Kapitalanla-
gegesetzbuchs (KAGB). 

(2)	Die RIV legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen 
Namen für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger 
nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach 
dem KAGB zugelassenen Vermögensgegenständen 
gesondert vom eigenen Vermögen in Form eines OGAW-
Sondervermögens an. 

(3)	Das Rechtsverhältnis zwischen RIV und dem Anleger 
richtet sich nach den Allgemeinen und Besonderen Anla-
gebedingungen des OGAW-Sondervermögens und dem 
KAGB. 

§ 2 Verwahrstelle

(1)	Die RIV bestellt für das OGAW-Sondervermögen 
ein Kreditinstitut als Verwahrstelle; die Verwahrstelle 
handelt unabhängig von der RIV und ausschließlich im 
Interesse der Anleger. 

(2)	Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten 
sich nach dem mit der RIV geschlossenen Verwahrstel-
lenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen. 

(3)	Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach 
Maßgabe des § 73 KAGB auf ein anderes Unternehmen 
(Unterverwahrer) auslagern. Näheres hierzu enthält der 
Verkaufsprospekt. 

(4)	Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem OGAW-
Sondervermögen oder gegenüber den Anlegern für 
das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstru-
mentes im Sinne des § 72 Absatz 1 Nr. 1 KAGB durch die 
Verwahrstelle oder durch einen Unterverwahrer, dem die 
Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Abs. 1 
KAGB übertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, 

wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen 
auf äußere Ereignisse zurückzuführen ist, deren Konse-
quenzen trotz aller angemessenen Gegenmaßnahmen 
unabwendbar waren. Weitergehende Ansprüche, die sich 
aus den Vorschriften des bürgerlichen Rechts auf Grund 
von Verträgen oder unerlaubten Handlungen ergeben, 
bleiben unberührt. Die Verwahrstelle haftet auch gegen-
über dem OGAW-Sondervermögen oder den Anlegern für 
sämtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, 
dass die Verwahrstelle fahrlässig oder vorsätzlich ihre 
Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB nicht 
erfüllt. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer 
etwaigen Übertragung der Verwahraufgaben nach Absatz 
3 Satz 1 unberührt. 

§ 3 Fondsverwaltung

(1)	Die RIV erwirbt und verwaltet die Vermögensgegen-
stände im eigenen Namen für gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, 
Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig von 
der Verwahrstelle und ausschließlich im Interesse der 
Anleger. 

(2)	Die RIV ist berechtigt, mit dem von den Anlegern einge-
legten Geld die Vermögensgegenstände zu erwerben, 
diese wieder zu veräußern und den Erlös anderweitig 
anzulegen; sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der 
Verwaltung der Vermögensgegenstände ergebenden 
sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

(3)	Die RIV darf für gemeinschaftliche Rechnung der 
Anleger weder Gelddarlehen gewähren noch Verpflich-
tungen aus einem Bürgschafts- oder einem Garantiever-
trag eingehen; sie darf keine Vermögensgegenstände nach 
Maßgabe der §§ 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im 
Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses nicht zum OGAW-
Sondervermögen gehören. § 197 KAGB bleibt unberührt. 

ALLGEMEINE ANLAGEBEDINGUNGEN

zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern
und der

R.I. Vermögensbetreuung AG,
Ettlingen,

(nachstehend „RIV“ genannt)
für die von der RIV verwalteten

Sondervermögen gemäß der OGAW-Richtlinie, die nur in Verbindung
mit den für das jeweilige OGAW-Sondervermögen

aufgestellten Besonderen Anlagebedingungen gelten.
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§ 4 Anlagegrundsätze

Das OGAW-Sondervermögen wird unmittelbar oder 
mittelbar nach dem Grundsatz der Risikomischung 
angelegt. Die RIV soll für das OGAW-Sondervermögen 
nur solche Vermögensgegenstände erwerben, die Ertrag 
und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie bestimmt in 
den Besonderen Anlagebedingungen, welche Vermö-
gensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen 
erworben werden dürfen. 

§ 5 Wertpapiere

Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine 
weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die RIV vor-
behaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-
Sondervermögens Wertpapiere nur erwerben, wenn 

a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum zum Handel zugelassen oder in einem dieser 
Staaten an einem anderen organisierten Markt zuge-
lassen oder in diesen einbezogen sind, 

b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außer-
halb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel 
zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem 
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen 
einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse oder 
dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht („Bundesanstalt“) 
zugelassen ist1,

c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an 
einem organisierten Markt oder ihre Einbeziehung in 
diesen Markt in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach 
den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern 
die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere 
innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 

d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder 
ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder 
die Einbeziehung in diesen Markt außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außer-
halb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den 

1 Die „Liste der zugelassenen Börsen und der anderen organisierten Märkte gemäß § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB“ wird auf der Internet-Seite der Bundes-
anstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de).

Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die 
Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes 
von der Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulas-
sung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt, 

e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermögen 
bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
zustehen, 

f) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum OGAW-
Sondervermögen gehören, erworben werden, 

g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in 
§ 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien 
erfüllen, 

h) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kriterien erfüllen.  

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben 
a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätzlich die Voraus-
setzungen des § 193 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfüllt sind. 
Erwerbbar sind auch Bezugsrechte, die aus Wert-
papieren herrühren, welche ihrerseits nach diesem § 5 
erwerbbar sind. 

§ 6 Geldmarktinstrumente

(1)	Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine 
weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die RIV 
vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-
Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf 
dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche 
Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das 
OGAW-Sondervermögen eine restliche Laufzeit von 
höchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den 
Ausgabebedingungen während ihrer gesamten Lauf-
zeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, 
marktgerecht angepasst wird oder deren Risikoprofil 
dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (Geld-
marktinstrumente), erwerben. 

Geldmarktinstrumente dürfen für das OGAW-Sonder-
vermögen nur erworben werden, wenn sie

a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen 
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbe-
zogen sind, 

b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitglied-
staaten der Europäischen Union oder außerhalb der 
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anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zuge-
lassen oder dort an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die 
Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes 
von der Bundesanstalt zugelassen ist2,

c) von der Europäischen Union, dem Bund, einem 
Sondervermögen des Bundes, einem Land, einem 
anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentral-
staatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskörper-
schaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, der Europäischen Zentralbank 
oder der Europäischen Investitionsbank, einem Dritt-
staat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem 
Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer inter-
nationalen öffentlich-rechtlichen Einrichtung, der 
mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen Union 
angehört, begeben oder garantiert werden, 

d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen 
Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) 
bezeichneten Märkten gehandelt werden, 

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht 
der Europäischen Union festgelegten Kriterien einer 
Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das 
Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der 
Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Europäi-
schen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese 
einhält, begeben oder garantiert werden, oder 

f) von anderen Emittenten begeben werden und diese 
den Anforderungen des § 194 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB 
entsprechen. 

(2)	Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 
dürfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen 
Voraussetzungen des § 194 Abs. 2 und 3 KAGB erfüllen. 

§ 7 Bankguthaben

Die RIV darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens 
Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von höchstens 
zwölf Monaten haben. Die auf Sperrkonten zu führenden 
Guthaben können bei einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die 
Guthaben können auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in 
einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach 
Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts 
der Europäischen Union gleichwertig sind, gehalten 
werden. Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen 

2 Die „Liste der zugelassenen Börsen und der anderen organisierten Märkte gemäß § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB“ wird auf der Internet-Seite der Bundes-
anstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de).

nichts anderes bestimmt ist, können die Bankguthaben 
auch auf Fremdwährung lauten. 

§ 8 Investmentanteile

(1)	Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Anderweitiges bestimmt ist, kann die RIV für Rechnung 
des OGAW-Sondervermögens Anteile an Investment-
vermögen gemäß der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) 
erwerben. Anteile an anderen inländischen Sonderver-
mögen und Investmentaktiengesellschaften mit verän-
derlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und 
ausländischen offenen AIF, können erworben werden, 
sofern sie die Anforderungen des § 196 Abs. 1 Satz 2 
KAGB erfüllen.  

(2)	Anteile an inländischen Sondervermögen und Invest-
mentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital, 
an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an ausländischen 
offenen AIF, darf die RIV nur erwerben, wenn nach den 
Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft, der Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital, des EU-Investmentvermögens, 
der EU-Verwaltungsgesellschaft, des ausländischen AIF 
oder der ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaft 
insgesamt höchstens 10 % des Wertes ihres Vermögens 
in Anteilen an anderen inländischen Sondervermögen, 
Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem 
Kapital, offenen EU-Investmentvermögen oder ausländi-
schen offenen AIF angelegt werden dürfen. 

§ 9 Derivate

(1)	Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Anderweitiges bestimmt ist, kann die RIV im Rahmen 
der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens Derivate 
gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente 
mit derivativer Komponente gemäß § 197 Abs. 1 Satz 
2 KAGB einsetzen. Sie darf – der Art und dem Umfang 
der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit 
derivativer Komponente entsprechend – zur Ermittlung 
der Auslastung der nach § 197 Abs. 2 KAGB festge-
setzten Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten 
und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente 
entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz 
im Sinne der gemäß § 197 Abs. 3 KAGB erlassenen 
„Verordnung über Risikomanagement und Risikomes-
sung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen 
und Pensionsgeschäften in Investmentvermögen nach 
dem Kapitalanlagegesetzbuch“ (DerivateV) nutzen; das 
Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 
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(2)	Sofern die RIV den einfachen Ansatz nutzt, darf sie 
regelmäßig nur Grundformen von Derivaten und Finanz-
instrumenten mit derivativer Komponente oder Kombi-
nationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit 
derivativer Komponente sowie gemäß § 197 Abs. 1 Satz 
1 KAGB zulässigen Basiswerten im OGAW-Sonderver-
mögen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemäß § 197 
Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswerten dürfen nur 
zu einem vernachlässigbaren Anteil eingesetzt werden. 
Der nach Maßgabe von § 16 DerivateV zu ermittelnde 
Anrechnungsbetrag des OGAW-Sondervermögens für 
das Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert des 
Sondervermögens übersteigen. 

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 
1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen 
nach § 196 KAGB; 

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte 
nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Invest-
mentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkon-
trakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden 
Eigenschaften aufweisen: 

aa) eine Ausübung ist entweder während der 
gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit 
möglich und  

bb) der Optionswert hängt zum Ausübungszeitpunkt 
linear von der positiven oder negativen Differenz 
zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts 
ab und wird null, wenn die Differenz das andere 
Vorzeichen hat;  

c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie 
die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) 
beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);  

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen 
Basiswert beziehen (Single Name Credit Default 
Swaps). 

(3)	Sofern die RIV den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie 
– vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagement-
systems – in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer 
Komponente oder Derivate investieren, die von einem 
gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswert 
abgeleitet sind.

Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermögen zuzu-
ordnende potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko 
(„Risikobetrag“) zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des 
potenziellen Risikobetrags für das Marktrisiko des zuge-
hörigen Vergleichsvermögens gemäß § 9 der DerivateV 

übersteigen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem 
Zeitpunkt 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens 
übersteigen. 

(4)	Unter keinen Umständen darf die RIV bei diesen 
Geschäften von den in den Anlagebedingungen oder von 
den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsätzen 
und -grenzen abweichen.

(5)	Die RIV wird Derivate und Finanzinstrumente mit 
derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, 
der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von 
Zusatzerträgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im 
Interesse der Anleger für geboten hält.  

(6)	Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für den 
Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit deri-
vativer Komponente darf die RIV jederzeit gemäß § 6 Satz 
3 der DerivateV zwischen dem einfachen und dem quali-
fizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der 
Genehmigung durch die Bundesanstalt, die RIV hat den 
Wechsel jedoch unverzüglich der Bundesanstalt anzu-
zeigen und im nächstfolgenden Halbjahres- oder Jahres-
bericht bekannt zu machen.  

(7)	Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten 
mit derivativer Komponente wird die RIV die DerivateV 
beachten.  

§ 10 Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Anderweitiges bestimmt ist, kann die RIV für Rechnung 
des OGAW-Sondervermögens bis zu 10 % des Wertes 
des OGAW-Sondervermögens in Sonstige Anlageinstru-
mente gemäß § 198 KAGB anlegen.  

§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

(1)	Bei der Verwaltung hat die RIV die im KAGB, in der 
DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten 
Grenzen und Beschränkungen zu beachten.  

(2)	Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließ-
lich der in Pension genommenen Wertpapiere und 
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen 
bis zu 5 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens 
erworben werden; in diesen Werten dürfen jedoch bis 
zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens ange-
legt werden, wenn dies in den Besonderen Anlagebedin-
gungen vorgesehen ist und der Gesamtwert der Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 
40 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht 
übersteigt. Die Emittenten von Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten sind auch dann im Rahmen der in 
Satz 1 genannten Grenzen zu berücksichtigen, wenn die 
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von diesen emittierten Wertpapiere und Geldmarktins-
trumente mittelbar über andere im OGAW enthaltenen 
Wertpapiere, die an deren Wertentwicklung gekoppelt 
sind, erworben werden. 

(3)	Die RIV darf in Schuldverschreibungen, Schuldschein-
darlehen und Geldmarktinstrumente, die vom Bund, 
einem Land, der Europäischen Union, einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder seinen Gebietskör-
perschaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, einem 
Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, 
der mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen 
Union angehört, ausgegeben oder garantiert worden 
sind, jeweils bis zu 35 % des Wertes des OGAW-Sonder-
vermögens anlegen. 

(4)	In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschrei-
bungen sowie Schuldverschreibungen, die von Kredit-
instituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgegeben worden sind, darf die RIV jeweils bis zu 25 % 
des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen, wenn 
die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen 
einer besonderen öffentlichen Aufsicht unterliegen und 
die mit der Ausgabe der Schuldverschreibungen aufge-
nommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften 
in Vermögenswerten angelegt werden, die während 
der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die 
sich aus ihnen ergebenden Verbindlichkeiten ausrei-
chend decken und die bei einem Ausfall des Emittenten 
vorrangig für die fällig werdenden Rückzahlungen und 
die Zahlung der Zinsen bestimmt sind. Legt die RIV mehr 
als 5 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in 
Schuldverschreibungen desselben Emittenten nach Satz 
1 an, so darf der Gesamtwert dieser Schuldverschrei-
bungen 80 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens 
nicht übersteigen. 

(5)	Die Grenze in Absatz 3 darf für Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente desselben Emittenten nach Maßgabe 
von § 206 Abs. 2 KAGB überschritten werden, sofern 
die Besonderen Anlagebedingungen dies unter Angabe 
der betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Fällen 
müssen die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens 
gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus 
mindestens sechs verschiedenen Emissionen stammen, 
wobei nicht mehr als 30 % des Wertes des OGAW-Sonder-
vermögens in einer Emission gehalten werden dürfen. 

(6)	Die RIV darf nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-
Sondervermögens in Bankguthaben nach Maßgabe des 
§ 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.  

(7)	Die RIV hat sicherzustellen, dass eine Kombination 
aus

a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von 
ein und derselben Einrichtung begeben werden,  

b) Einlagen bei dieser Einrichtung und

c) Anrechnungsbeträgen für das Kontrahentenrisiko 
der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte, 

20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht 
übersteigt. Satz 1 gilt für die in Absatz 3 und 4 genannten 
Emittenten und Garantiegeber mit der Maßgabe, dass 
die Gesellschaft sicherzustellen hat, dass eine Kombi-
nation der in Satz 1 genannten Vermögensgegenstände 
und Anrechnungsbeträge 35 % des Wertes des OGAW-
Sondervermögens nicht übersteigt. Die jeweiligen 
Einzelobergrenzen bleiben in beiden Fällen unberührt. 

(8)	Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschrei-
bungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinst-
rumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 
genannten Grenzen von 40 % nicht berücksichtigt. Die 
in den Absätzen 2 bis 4 und Absätzen 6 bis 7 genannten 
Grenzen dürfen abweichend von der Regelung in Absatz 
7 nicht kumuliert werden. 

(9)	Die RIV darf in Anteilen an einem einzigen Investment-
vermögen nach Maßgabe des § 196 Abs. 1 KAGB nur bis zu 
20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. 
In Anteilen an Investmentvermögen nach Maßgabe des § 
196 Abs. 1 Satz 2 KAGB darf die RIV insgesamt nur bis zu 
30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. 
Die RIV darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens 
nicht mehr als 25 % der ausgegebenen Anteile eines 
anderen offenen inländischen, EU- oder ausländischen 
Investmentvermögens, das nach dem Grundsatz der 
Risikomischung in Vermögensgegenstände im Sinne der 
§§ 192 bis 198 KAGB angelegt ist, erwerben. 

§ 12 Verschmelzung

(1)	Die RIV darf nach Maßgabe der §§ 181 bis 191 KAGB

a) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbind-
lichkeiten dieses OGAW-Sondervermögens auf ein 
anderes bestehendes oder ein neues, dadurch gegrün-
detes OGAW-Sondervermögen oder einen EU-OGAW 
oder eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital übertragen; 

b) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbind-
lichkeiten eines anderen offenen Publikumsinvest-
mentvermögens in dieses OGAW-Sondervermögen 
aufnehmen. 

(2)	Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der 
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jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde. Die Einzelheiten 
des Verfahrens ergeben sich aus den §§ 182 bis 191 
KAGB. 

(3)	Das OGAW-Sondervermögen darf nur mit einem 
Publikumsinvestmentvermögen verschmolzen werden, 
das kein OGAW ist, wenn das übernehmende oder 
neugegründete Investmentvermögen weiterhin ein 
OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das 
OGAW-Sondervermögen können darüber hinaus gemäß 
den Vorgaben des Art. 2 Abs. 1 Buchstabe p Ziffer iii der 
Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.  

§ 13 Wertpapier-Darlehen

(1)	Die RIV darf für Rechnung des OGAW-Sonderver-
mögens einem Wertpapier-Darlehensnehmer gegen 
ein marktgerechtes Entgelt nach Übertragung ausrei-
chender Sicherheiten gemäß § 200 Abs. 2 KAGB ein 
jederzeit kündbares Wertpapier-Darlehen gewähren. 
Der Kurswert der zu übertragenden Wertpapiere darf 
zusammen mit dem Kurswert der für Rechnung des 
OGAW-Sondervermögens demselben Wertpapier-Darle-
hensnehmer einschließlich konzernangehöriger Unter-
nehmen im Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch bereits 
als Wertpapier-Darlehen übertragenen Wertpapiere 
10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht 
übersteigen.  

(2)	Werden die Sicherheiten für die übertragenen Wert-
papiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben 
erbracht, müssen die Guthaben auf Sperrkonten gemäß 
§ 200 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden. 
Alternativ darf die RIV von der Möglichkeit Gebrauch 
machen, diese Guthaben in der Währung des Guthabens 
in folgende Vermögensgegenstände anzulegen: 

a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualität 
aufweisen und die vom Bund, einem Land, der Euro-
päischen Union, einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat 
ausgegeben worden sind,  

b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur 
entsprechend von der Bundesanstalt auf Grundlage 
von § 4 Abs. 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder  

c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschäftes 
mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige Rückfor-
derung des aufgelaufenen Guthabens gewährleistet.  

Die Erträge aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem 
OGAW-Sondervermögen zu.  

(3)	Die RIV kann sich auch eines von einer 

Wertpapiersammelbank organisierten Systems zur 
Vermittlung und Abwicklung der Wertpapier-Darlehen 
bedienen, das von den Anforderungen nach § 200 Abs. 
1 Satz 3 KAGB abweicht, wenn von dem jederzeitigen 
Kündigungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird. 

(4)	Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Anderweitiges bestimmt ist, darf die RIV Wertpapier-
Darlehen auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und 
Investmentanteile gewähren, sofern diese Vermögens-
gegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar 
sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür 
sinngemäß. 

§ 14 Pensionsgeschäfte

(1)	Die RIV darf für Rechnung des OGAW-Sondervermö-
gens jederzeit kündbare Wertpapier-Pensionsgeschäfte 
im Sinne von § 340b Abs. 2 Handelsgesetzbuch gegen 
Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungs-
instituten auf der Grundlage standardisierter Rahmen-
verträge abschließen. 

(2)	Die Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere zum 
Gegenstand haben, die nach den Anlagebedingungen für 
das OGAW-Sondervermögen erworben werden dürfen. 

(3)	Die Pensionsgeschäfte dürfen höchstens eine Lauf-
zeit von 12 Monaten haben.

(4)	Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Anderweitiges bestimmt ist, darf die RIV Pensionsge-
schäfte auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und 
Investmentanteile abschließen, sofern diese Vermögens-
gegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar 
sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür 
sinngemäß. 

§ 15 Kreditaufnahme

Die RIV darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger 
kurzfristige Kredite bis zur Höhe von 10 % des Wertes 
des OGAW-Sondervermögens aufnehmen, wenn die 
Bedingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind und 
die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.  

§ 16 Anteile

(1)	 Die Anteile am Sondervermögen lauten auf den 
Inhaber und werden in Anteilscheinen verbrieft oder als 
elektronische Anteilscheine begeben. 

(2)	Verbriefte Anteilscheine werden in einer Sammel-
urkunde verbrieft; die Ausgabe von Einzelurkunden 
ist ausgeschlossen. Mit dem Erwerb eines Anteils 
am Sondervermögen erwirbt der Anleger ein 
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Miteigentumsanteil an der Sammelurkunde. Dieser ist 
übertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedin-
gungen nichts Abweichendes geregelt ist.  

(3)	Die Anteile können verschiedene Ausgestaltungs-
merkmale, insbesondere hinsichtlich der Ertrags-
verwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknah-
meabschlags, der Währung des Anteilwertes, der 
Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder 
einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) 
haben. Die Einzelheiten sind in den Besonderen Anlage-
bedingungen festgelegt. 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Beschrän-
kung und Aussetzung der Rücknahme

(1)	Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grund-
sätzlich nicht beschränkt. Die RIV behält sich vor, die 
Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig 
einzustellen.

(2)	Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Verwahr-
stelle oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. 
Die Besonderen Anlagebedingungen können vorsehen, 
dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben 
und gehalten werden dürfen. 

(3)	Die Anleger können von der RIV jederzeit die Rück-
nahme der Anteile verlangen. Die Besonderen Anlage-
bedingungen können Rückgabefristen vorsehen. Die 
RIV ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden 
Rücknahmepreis für Rechnung des OGAW-Sonderver-
mögens zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die 
Verwahrstelle. 

(4)	Soweit in den Besonderen Anlagebedingungen 
nichts Abweichendes geregelt ist, bleibt der RIV jedoch 
vorbehalten, die Rücknahme von Anteilen für bis zu 15 
Arbeitstage zu beschränken, wenn die Rückgabever-
langen der Anleger einen Schwellenwert erreicht, ab 
dem die Rückgabeverlangen aufgrund der Liquiditäts-
situation der Vermögensgegenstände des Sonderver-
mögens nicht mehr im Interesse der Gesamtheit der 
Anleger ausgeführt werden können. Der Schwellenwert 
ist in den Besonderen Anlagebedingungen festgelegt. 
Er beschreibt das Rückgabeverlangen prozentual zum 
Nettoinventarwert des Sondervermögens. 

In diesem Fall wird die Gesellschaft dem Rückgabever-
langen je Anleger nur anteilig entsprechen, im Übrigen 
entfällt die Rücknahmepflicht. Dies bedeutet, dass jede 
Rücknahmeorder nur anteilig ausgeführt wird. Der nicht 
ausgeführte Teil der Order (Restorder) wird von der 
Gesellschaft auch nicht zu einem späteren Zeitpunkt 
ausgeführt, sondern verfällt (Pro-Rata-Ansatz mit Verfall 
der Restorder).

Weitere Einzelheiten zum Verfahrensablauf der Rück-
nahmebeschränkung sind dem Verkaufsprospekt zu 
entnehmen. Die Gesellschaft hat die Beschränkung der 
Rücknahme der Anteile sowie deren Aufhebung unver-
züglich auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 

(5)	Der RIV bleibt zudem vorbehalten, die Rücknahme 
der Anteile gemäß § 98 Abs. 2 KAGB auszusetzen, wenn 
außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Ausset-
zung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger 
erforderlich erscheinen lassen.  

(6)	Die RIV hat die Anleger durch Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinrei-
chend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder 
in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektroni-
schen Informationsmedien über die Aussetzung gemäß 
Absatz 5 und die Wiederaufnahme der Rücknahme zu 
unterrichten. Die Anleger sind über die Aussetzung und 
Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unver-
züglich nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger 
mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. 

§ 18 Ausgabe- und Rücknahmepreise

(1)	Soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts 
Abweichendes geregelt ist, werden zur Berechnung 
des Ausgabe- und Rücknahmepreises der Anteile die 
Verkehrswerte der zu dem OGAW-Sondervermögen 
gehörenden Vermögensgegenstände abzüglich der 
aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlich-
keiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl 
der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden 
gemäß § 16 Abs. 3 unterschiedliche Anteilklassen für 
das OGAW-Sondervermögen eingeführt, ist der Anteil-
wert sowie der Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede 
Anteilklasse gesondert zu ermitteln.  

Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgt 
gemäß §§ 168 und 169 KAGB und der Kapitalanlage-
Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung 
(KARBV). 

(2)	Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am 
OGAW-Sondervermögen, gegebenenfalls zuzüglich 
eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzu-
setzenden Ausgabeaufschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 
KAGB. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert 
am OGAW-Sondervermögen, gegebenenfalls abzüglich 
eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzuset-
zenden Rücknahmeabschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 
KAGB.  

(3)	Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und Rück-
nahmeaufträge ist spätestens der auf den Eingang 
des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende 
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Wertermittlungstag, soweit in den Besonderen Anlage-
bedingungen nichts anderes bestimmt ist. 

(4)	(Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden börsen-
täglich ermittelt. Soweit in den Besonderen Anlagebe-
dingungen nichts weiteres bestimmt ist, können die RIV 
und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die 
Börsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jedes 
Jahres von einer Ermittlung des Wertes absehen; das 
Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 

§ 19 Kosten

In den Besonderen Anlagebedingungen werden die 
Aufwendungen und die der RIV, der Verwahrstelle und 
Dritten zustehenden Vergütungen, die dem OGAW-
Sondervermögen belastet werden können, genannt. 
Für Vergütungen im Sinne von Satz 1 ist in den Beson-
deren Anlagebedingungen darüber hinaus anzugeben, 
nach welcher Methode, in welcher Höhe und aufgrund 
welcher Berechnung sie zu leisten sind.  

§ 20 Rechnungslegung

(1)	Spätestens vier Monate nach Ablauf des Geschäfts-
jahres des OGAW-Sondervermögens macht die RIV einen 
Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwands-
rechnung gemäß § 101 Abs. 1, 2 und 4 KAGB bekannt. 

(2)	Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Geschäfts-
jahres macht die RIV einen Halbjahresbericht gemäß § 
103 KAGB bekannt.  

(3)	Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sonderver-
mögens während des Geschäftsjahres auf eine andere 
Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen oder das 
OGAW-Sondervermögen während des Geschäftsjahres 
auf ein anderes OGAW-Sondervermögen, eine OGAW-
Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem 
Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die 
RIV auf den Übertragungsstichtag einen Zwischenbericht 
zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbe-
richt gemäß Absatz 1 entspricht. 

(4)	Wird das OGAW-Sondervermögen abgewickelt, hat 
die Verwahrstelle jährlich sowie auf den Tag, an dem die 
Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu 
erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht 
gemäß Absatz 1 entspricht. 

(5)	Die Berichte sind bei der RIV und der Verwahrstelle 
und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und im 
Basisinformationsblatt anzugeben sind, erhältlich; sie 
werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 

§ 21 Kündigung und Abwicklung des 
OGAW-Sondervermögens

(1)	Die RIV kann die Verwaltung des OGAW-Sonderver-
mögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten 
durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und 
darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbe-
richt kündigen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 
bekannt gemachte Kündigung mittels eines dauerhaften 
Datenträgers unverzüglich zu unterrichten. 

(2)	Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das 
Recht der RIV, das OGAW-Sondervermögen zu verwalten. 
In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermögen bzw. 
das Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen 
auf die Verwahrstelle über, die es abzuwickeln und an die 
Anleger zu verteilen hat. Für die Zeit der Abwicklung hat 
die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergütung ihrer 
Abwicklungstätigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwen-
dungen, die für die Abwicklung erforderlich sind. Mit 
Genehmigung der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle 
von der Abwicklung und Verteilung absehen und einer 
anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung 
des OGAW-Sondervermögens nach Maßgabe der bishe-
rigen Anlagebedingungen übertragen. 

(3)	Die RIV hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht 
nach Maßgabe des § 99 KAGB erlischt, einen Auflö-
sungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an 
einen Jahresbericht nach § 20 Abs. 1 entspricht.

§ 22 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und 
der Verwahrstelle

(1)	Die RIV kann das Verwaltungs- und Verfügungs-
recht über das OGAW-Sondervermögen auf eine andere 
Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Die Über-
tragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die 
Bundesanstalt. 

(2)	Die genehmigte Übertragung wird im Bundesanzeiger 
und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbe-
richt sowie in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten 
elektronischen Informationsmedien bekannt gemacht. 
Die Übertragung wird frühestens drei Monate nach ihrer 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam.  

(3)	Die RIV kann die Verwahrstelle für das OGAW-Sonder-
vermögen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmi-
gung der Bundesanstalt. 

§23 Änderungen der Anlagebedingungen

(1)	Die RIV kann die Anlagebedingungen ändern.

(2)	Änderungen der Anlagebedingungen bedürfen der 
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vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. 
Soweit die Änderungen nach Satz 1 Anlagegrundsätze 
des OGAW-Sondervermögens betreffen, bedürfen sie 
der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der RIV.  

(3)	Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden im 
Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinrei-
chend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder 
in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen 
Informationsmedien bekannt gemacht. In einer Veröf-
fentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Ände-
rungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle von 
anlegerbenachteiligenden Kostenänderungen im Sinne 
des § 162 Abs. 2 Nr. 11 KAGB oder anlegerbenachtei-
ligenden Änderungen in Bezug auf wesentliche Anle-
gerrechte sowie im Falle von Änderungen der Anlage-
grundsätze des OGAW-Sondervermögens im Sinne des 
§ 163 Abs. 3 KAGB sind den Anlegern zeitgleich mit der 
Bekanntmachung nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte 
der vorgesehenen Änderungen der Anlagebedingungen 
und ihre Hintergründe in einer verständlichen Art und 
Weise mittels eines dauerhaften Datenträgers zu über-
mitteln. Im Falle von Änderungen der bisherigen Anlage-
grundsätze sind die Anleger zusätzlich über ihre Rechte 
nach § 163 Absatz 3 KAGB zu informieren. 

(4)	Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle 
von Änderungen der Kosten und der Anlagegrund-
sätze jedoch nicht vor Ablauf von vier Wochen nach der 
entsprechenden Bekanntmachung. 

§ 24 Erfüllungsort

Erfüllungsort ist der Sitz der RIV.

§ 25 Streitbeilegungsverfahren

Bei Streitigkeiten, an denen Verbraucher beteiligt sind, 
können sich die Beteiligten an die behördliche Verbrau-
cherschlichtungsstelle bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Schlichtungsstelle bei der 
BaFin, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, www.
bafin.de/schlichtungsstelle) wenden. Die Europäische 
Kommission hat unter www.ec.europa.eu/consumers/
odr eine europäische Online-Streitbeilegungsplattform 
eingerichtet. Verbraucher können diese für die außer-
gerichtliche Beilegung von Streitigkeiten aus Online-
Kaufverträgen oder Online-Dienstleistungsverträgen 
nutzen. Die E-Mail-Adresse der Gesellschaft lautet:  
briefkasten@riv.de
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G. Besondere Anlagebedingungen

ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN

§ 1 Vermögensgegenstände

Die RIV darf für das OGAW-Sondervermögen folgende 
Vermögensgegenstände erwerben:

(1)	Wertpapiere gemäß § 5 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen,

(2)	Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen,

(3)	Bankguthaben gemäß § 7 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen,

(4)	Investmentanteile gemäß § 8 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen,

§ 1a Folgende Anlagen und Geschäfte werden für das 
Anlagevermögen nicht getätigt:

(1)	Derivate gemäß § 9 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen,

(2)	Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 der Allge-
meinen Anlagebedingungen,

(3)	Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge-
schäfte gemäß den §§ 13 und 14 der Allgemeinen 
Anlagebedingungen

§ 2 Anlagegrenzen

(1)	Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus 
Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 bestehen.  

(2)	Das OGAW-Sondervermögen setzt sich zu mindes-
tens aus 51 % Aktien zusammen.

(3)	Zusätzlich zu der in dem vorstehenden Absatz 2 fest-
gelegten Anlagegrenze gilt ebenfalls, dass mehr als 50 % 

des Wertes des Aktivvermögens (die Höhe des Aktivver-
mögens bestimmt sich nach dem Wert der Vermögens-
gegenstände des Investmentfonds im Sinne des § 1 Abs. 
2 Investmentsteuergesetz (InvStG) ohne Berücksichti-
gung von Verbindlichkeiten) des OGAW-Sondervermö-
gens in solche Kapitalbeteiligungen im Sinne des § 2 
Abs. 8 InvStG angelegt werden, die nach diesen Anlage-
bedingungen für das OGAW-Sondervermögen erworben 
werden können (Aktienfonds im Sinne des § 2 Abs. 6 
InvStG). Dabei können die tatsächlichen Kapitalbeteili-
gungsquoten von Ziel-Investmentfonds im Sinne des § 2 
Abs. 5 Satz 1 InvStG, die nach diesen Anlagebedingungen 
für das OGAW-Sondervermögen erworben werden 
können, berücksichtigt werden. 

(4)	Der Erwerb von Geldmarktinstrumente ist bis zu 49 % 
des Wertes des OGAW-Sondervermögens und nur nach 
Maßgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen 
möglich.   

(5)	Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben 
Emittenten dürfen nicht über den in § 11 Abs. 2 der 
Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil 
von 5 % erworben werden. 

(6)	Bis zu 49 % des OGAW-Sondervermögen dürfen in 
Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allge-
meinen Anlagebedingungen gehalten werden. 

(7)	Bis zu 10 % des OGAW-Sondervermögen dürfen 
maximal in Investmentanteilen nach Maßgabe des § 8 
der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden.  
Die RIV wählt die zu erwerbenden Investmentanteile 
entweder nach den Anlagebestimmungen bzw. nach dem 
Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten 
Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile 
aus. Es können alle zulässigen Arten von Anteilen an inlän-
dischen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-
schaften mit veränderlichem Kapital sowie von Anteilen 
an EU-OGAW und von EU-Verwaltungsgesellschaften 

BESONDERE ANLAGEBEDINGUNGEN

zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern
und der

R.I. Vermögensbetreuung AG,
Ettlingen,

(nachstehend „RIV“ genannt)
für das von der RIV gemäß der OGAW-Richtlinie verwaltete Sondervermögen

RIV Zusatzversorgung, 
die nur in Verbindung mit den für dieses Sondervermögen von der RIV

aufgestellten Allgemeinen Anlagebedingungen gelten.
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oder ausländischen Verwaltungsgesellschaften verwal-
teten offenen Investmentvermögen, die keine EU-OGAW 
sind, erworben werden. Der Anteil des OGAW-Sonder-
vermögens, der höchstens in Anteilen der jeweiligen Art 
gehalten werden darf, ist auf die Anlagegrenze nach Satz 
1 beschränkt. Anteile an Feederfonds gemäß § 1 Abs. 19 
Nr. 11 KAGB werden für das OGAW-Sondervermögen 
nicht erworben.  

(8)	Das OGAW-Sondervermögen darf maximal 5 % in ein 
einzelnes Investmentvermögen anlegen.

§ 3 Anlageausschuss

Die RIV kann sich mit Blick auf das OGAW-Sonderver-
mögen des Rates eines Anlageausschusses bedienen. 

ANTEILKLASSEN 

§ 4  Anteilklassen

(1)	Für das OGAW-Sondervermögen können Anteil-
klassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der Allgemeinen Anla-
gebedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich der 
Ertragsverwendung, des Rücknahmeabschlages, der 
Währung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergütung, 
der Verwahrstellenvergütung, der Mindestanlagesumme 
oder einer Kombination dieser Merkmale unterscheiden. 
Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zulässig und 
liegt im Ermessen der RIV. 

(2)	Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im 
Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahres-
bericht einzeln aufgezählt. Die die Anteilklassen kenn-
zeichnenden Ausgestaltungsmerkmale (Ertragsverwen-
dung, Rücknahmeabschlag, Währung des Anteilwertes, 
Verwaltungsvergütung, Verwahrstellenvergütung, 
Mindestanlagesumme oder eine Kombination dieser 
Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- 
und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben.  

(3)	Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse geson-
dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer 
Anteilklassen, Ausschüttungen (einschließlich der aus 
dem Fondsvermögen ggf. abzuführenden Steuern), die in 
Absatz 1 genannten Vergütungen, die auf eine bestimmte 
Anteilklasse entfallen, ggf. einschließlich Ertragsaus-
gleich, ausschließlich dieser Anteilklasse zugeordnet 
werden. 

ANTEILE, AUSGABEPREIS, RÜCKNAHMEPREIS, 
RÜCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN 

§ 5 Anteile

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegen-
ständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer 
Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 

§ 6 Ausgabe- und Rücknahmepreis

(1)	Die Ausgabe erfolgt zum Anteilwert. Ein Ausgabeauf-
schlag wird nicht erhoben.

(2)	Der Rücknahmeabschlag beträgt 0,5 % des Anteil-
werts. Der Rücknahmeabschlag steht dem OGAW-
Sondervermögen zu. 

§ 7 Rückgabefrist und Rückgabebeschränkung

Die RIV macht von der Möglichkeit nach § 17 Abs. 4 Allge-
meine Anlagebedingungen, die Rücknahme von Anteilen 
zu beschränken, kein Gebrauch.

§ 8 Kosten

(1)	Vergütungen, die der RIV aus dem OGAW-Sonderver-
mögen zustehen:

Die RIV erhält für die Verwaltung des OGAW-Sonderver-
mögens eine vierteljährlich zahlbare Vergütung in Höhe 
von einem Viertel aus bis zu 1,40 % p.a. des durchschnitt-
lichen Nettoinventarwerts des OGAW-Sondervermögens 
in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten eines 
jeden Bewertungstages errechnet wird. Es steht der 
RIV frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine 
oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergütung 
zu berechnen oder von der Berechnung einer Vergü-
tung abzusehen. Die RIV gibt für jede Anteilklasse im 
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Verwaltungsvergütung an. 

(2)	Vergütungen, die aus dem OGAW-Sondervermögen 
an Dritte zu zahlen sind:

Die RIV kann sich bei der Umsetzung des Anlagekonzeptes 
einer Beratungs- oder Asset Management-Gesellschaft 
bedienen. Die Vergütung der Beratungs- oder Asset 
Management-Gesellschaft wird von der Verwaltungs-
vergütung gemäß Absatz 1 abgedeckt. In diesem Fall 
gibt die RIV für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, 
im Jahres- und Halbjahresbericht die erhobene Vergü-
tung für die Anlageberatungs- oder Asset Management-
Gesellschaft an.  

(3)	Vergütungen, die der Verwahrstelle aus dem 
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OGAW-Sondervermögen zustehen:

Die Verwahrstelle erhält für ihre Tätigkeit eine viertel-
jährlich zahlbare Vergütung in Höhe von einem Viertel 
aus bis zu 0,08 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
inventarwerts des OGAW-Sondervermögens in der 
Abrechnungsperiode, der aus den Werten eines jeden 
Bewertungstages errechnet wird. Es steht der Verwahr-
stelle frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine 
oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergütung 
in Rechnung zu stellen oder von der Berechnung einer 
Vergütung abzusehen. Die RIV gibt für jede Anteilklasse 
im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht 
die erhobene Verwahrstellenvergütung an.  

(4)	Zulässiger jährlicher Höchstbetrag der Vergütungen: 

Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach 
den vorstehenden Absätzen 1, 2 und 3 als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,48 % p.a. 
des durchschnittlichen Nettoinventarwerts des OGAW-
Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus 
den Werten eines jeden Bewertungstages errechnet 
wird, betragen.   

(5)	Neben den vorgenannten Vergütungen gehen 
die folgenden Aufwendungen zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens:

a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. 
einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwah-
rung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

b) Kosten für den Druck und Versand der für die 
Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, 
Verkaufsprospekt, Basisinformationsblatt); 

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halb-
jahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen 
und des Auflösungsberichtes; 

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauer-
haften Datenträgers, außer im Fall der Informationen 
über Fondsverschmelzungen und der Informationen 
über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlage-
grenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der 
Anteilwertermittlung; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sonder-
vermögens durch den Abschlussprüfer des 
OGAW-Sondervermögens; 

f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungs-
grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-
chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-
rechts ermittelt wurden;  

g) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung 
von Rechtsansprüchen durch die RIV für Rechnung des 
OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen 
die RIV zu Lasten des OGAW-Sondervermögens erho-
benen Ansprüchen; 

h) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen 
in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden;  

i) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick 
auf das OGAW-Sondervermögen; 

j) Kosten für die Beauftragung von 
Stimmrechtsbevollmächtigten;

k) im Zusammenhang mit den an die RIV, die Verwahr-
stelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen sowie 
den vorstehend genannten Aufwendungen anfallende 
Steuern einschließlich der im Zusammenhang mit der 
Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern. 

(6)	Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwen-
dungen werden dem OGAW-Sondervermögen die im 
Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung 
von Vermögensgegenständen entstehenden Transak-
tionskosten belastet. 

(7)	Die RIV hat im Jahresbericht und im Halbjahresbe-
richt den Betrag der Ausgabeaufschläge und Rücknah-
meabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sonder-
vermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb und 
die Rücknahme von Anteilen und Aktien im Sinne des 
§ 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der RIV selbst oder 
einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der 
die RIV durch eine wesentliche unmittelbare oder mittel-
bare Beteiligung verbunden ist, darf die RIV oder die 
andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme 
keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 
berechnen. Die RIV hat im Jahresbericht und im Halbjah-
resbericht die Vergütung offen zu legen, die dem OGAW-
Sondervermögen von der RIV selbst, von einer anderen 
Verwaltungsgesellschaft, einer Investmentaktiengesell-
schaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die RIV 
durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist als Verwaltungsvergütung für 
die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile oder 
Aktien berechnet wurde.  

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHÄFTSJAHR 

§ 9 Ausschüttung

(1)	Aus dem Sondervermögen erfolgt, unabhängig von 
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den erzielten Erträgen, eine Ausschüttung. Diese beginnt 
mit 2,50 € je Anteil für das erste am 31.03.2019 endende 
Geschäftsjahr. 

(2)	Die Ausschüttungen pro Anteil für nachfolgende 
Geschäftsjahre entsprechen jeweils dem letzten 
Ausschüttungsbetrag pro Anteil, welcher entsprechend 
der Entwicklung des vom statistischen Bundesamt veröf-
fentlichten Verbraucherpreisindex (VPI) für Deutsch-
land für das jeweils letzte Kalenderjahr angepasst wird. 
Damit wird eine konstante Kaufkraft der Ausschüttungen 
erreicht. 

Soweit die während des Geschäftsjahres für Rechnung 
des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht 
zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden, 
sonstige Erträge sowie realisierte und unrealisierte 
Kursgewinne – unter Berücksichtigung von Steuern und 
des Ertragsausgleichs –  für diese Ausschüttung nicht 
ausreichen, wird der Fehlbetrag aus der Substanz des 
Sondervermögens finanziert. 

(3)	In Rumpfgeschäftsjahren können die Ausschüttungen 
anteilig oder zusammengefasst mit dem folgenden 
Geschäftsjahr gezahlt werden.

(4)	In Sonderfällen können im Interesse der Substanz-
erhaltung die Ausschüttungen gekürzt werden oder ganz 
entfallen. Ebenso können in Sonderfällen die Steigerung 
der Ausschüttungen höher ausfallen, als die Entwick-
lung des Verbraucherpreisindex.

(5)	Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier 
Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres.

(6)	Soweit die während des Geschäftsjahres für Rechnung 
des OGAW-Sondervermögens, nach Abzug der Steuern 
angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwen-
deten Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge – unter 
Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs 
– sowie die realisierten Veräußerungsgewinne nicht für 
die Ausschüttung gebraucht werden, werden diese im 
OGAW-Sondervermögen anteilig wieder angelegt.

§ 10 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des OGAW-Sondervermögens beginnt 
am 1. April und endet am 31. März des folgenden Jahres.

R.I.Vermögensbetreuung AG 
Ottostraße 1 
76275 Ettlingen

(0 72 43) 21 58 3 
briefkasten@riv.de 
www.riv.de


